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2. Abg. Markus Brinkmann (SPD) 

3. Abg. Frauke Heiligenstadt (SPD) 

4. Abg. Volker Senftleben (i. V. d. Abg. Tobias Heilmann) (SPD) 

5. Abg. Frank Henning (SPD) 

6. Abg. Alptekin Kirci (SPD) 

7. Abg. Kerstin Liebelt (i. V. d. Abg. Dr. Dörte Liebetruth) (SPD) 

8. Abg. Christian Fühner (CDU) 

9. Abg. Eike Holsten (CDU) 

10. Abg. Dr. Marco Mohrmann (CDU) 

11. Abg. Jörn Schepelmann (CDU) 

12. Abg. Dr. Stephan Siemer (CDU) 

13. Abg. Ulf Thiele (CDU) 

14. Abg. Christian Grascha (FDP) 

15. Abg. Peer Lilienthal (AfD) 

 

 

Als Zuhörerin zu Tagesordnungspunkt 6:  

Präsidentin Dr. Gabriele Andretta. 

 

 

Von der Landesregierung: 

Minister Hilbers (MF),  

Minister Thümler (MWK). 

 

 

Von der Landtagsverwaltung: 

Regierungsrätin Keuneke. 

 

 

Vom Gesetzgebungs- und Beratungsdienst: 

Parlamentsrat Dr. Oppenborn-Reccius. 

 

 

Niederschrift: 
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Zusätzliche Tagesordnungspunkte: 

Aktenvorlagebegehren nach Artikel 24 Abs. 2 

Niedersächsische Verfassung; Einsicht in die 

bei der Landesregierung vorhandenen Akten 

zum Fusionsprozess zwischen NORD/LB und 

BLB im Jahr 2017 - Aktenvorlagebegehren der 

FDP-Fraktion (4. Tranche) 

 

Beschluss 

Der Ausschuss beschloss, die mit Schreiben des 

Finanzministeriums vom 19. Juni 2020 vorgeleg-

ten und in Teilen als vertraulich zu behandelnden 

Unterlagen (4. Tranche des FDP-Aktenvorlage-

begehrens) gemäß § 95 a GO LT für vertraulich 

zu erklären. 

Zustimmung: SPD, CDU, GRÜNE, FDP, AfD 

Ablehnung: - 

Enthaltung: -  

* 

Vertrauliche Übersicht über genehmigte Dul-

dungen/Stundungen in den performanten 

Portfolios im Nachgang der Unterrichtung des 

AfHuF zum Stand der Garantieportfolios der 

NORD/LB in der Sitzung am 20. Mai 2020 

 

Beschluss 

Der Ausschuss beschloss, die mit Schreiben des 

Finanzministeriums vom 17. Juni 2020 vorgelegte 

und als vertraulich zu behandelnde Unterlage 

betr. die o. g. Angelegenheit gemäß § 95 a GO 

LT für vertraulich zu erklären. 

Zustimmung: SPD, CDU, GRÜNE, FDP, AfD 

Ablehnung: - 

Enthaltung: -  

 

*** 
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Tagesordnungspunkt 1: 

Unterrichtung durch die Landesregierung 

über den geplanten 2. Nachtragshaushalts-

planentwurf 2020 

 

Unterrichtung  

Unterrichtungsunterlagen:  

– PowerPoint-Präsentation „Aufstellung eines 

2. Nachtragshaushaltsplanentwurfs 2020“ (An-

lage 1) 

– Finanzierungsplan „Sondervermögen Corona“ 

(Anlage 2) 

Minister Hilbers (MF): Ich freue mich, Sie heute 

über den 2. Nachtragshaushalt unterrichten zu 

dürfen, über den Sie am 26. Juni und am 3. Juli 

beraten wollen, damit er am 15. Juli im Parlament 

beschlossen werden kann. 

Auch die Zahlen, die wir heute präsentieren, sind 

besonders herausfordernd. Ich würde gern erfreu-

lichere Zahlen vorstellen, aber wir befinden uns 

immer noch mitten in der Krise. Derzeit wird das 

gesellschaftliche und wirtschaftliche Leben stu-

fenweise wieder hochgefahren. 

Je mehr wir das Pandemiegeschehen unter Kon-

trolle haben, desto mehr rücken die Themen in 

den Vordergrund, die aufgrund des Shutdowns ih-

re Spuren in Wirtschaft und Gesellschaft hinter-

lassen haben. 

Wir haben eine tiefe Rezession mit minus 7 % zu 

erwarten. Der IWF wird heute seine Prognose für 

die Weltwirtschaft korrigieren. Wir haben es mit 

einem wirtschaftlichen Einbruch in allen wichtigen 

Industrienationen Europas, aber auch in den üb-

rigen Teilen der Welt zu tun. Das gesamtstaatli-

che Defizit wird wahrscheinlich auf 5,5 % des 

Bruttoinlandprodukts anwachsen. Es wird erwar-

tet, dass die Gesamtverschuldungsquote im Bun-

deshaushalt und in den jeweiligen Länderhaus-

halten, die vor dieser Pandemie laut Stabilitätsrat 

bei 59,5 % lag, durch die von Bund, Ländern und 

Kommunen veranlassten Maßnahmen jetzt auf 

über 77 % steigen wird. 

Die Ausgaben der öffentlichen Haushalte werden 

stark steigen - auf über 40 % -, während die Ein-

nahmen um bis zu 7,5 bis 8 % sinken werden. 

Das hat ein erwartetes Finanzierungsdefizit bei 

Bund, Ländern und Kommunen von über 4,5 Mrd. 

Euro zur Folge. Das ist das größte Finanzie-

rungsdefizit in der Geschichte der Bundrepublik, 

was die Herausforderung, vor der wir stehen, 

deutlich macht.  

Ich bin sehr dankbar für das große Paket, das der 

Bund geschnürt hat und das wir gemeinsam mit 

ihm auf den Weg bringen. Es verteilt sich auf viele 

Bereiche und bedient sowohl den Angebots- als 

auch den Nachfragesektor. Wir haben es nämlich 

im Gegensatz zur Kapitalmarktkrise jetzt mit einer 

Krise zu tun, die sich sowohl auf die Angebots- 

als auch auf die Nachfrageseite auswirkt. Um 

damit verbundene Schäden abwenden zu kön-

nen, bedarf es einer gezielten Zurverfügungstel-

lung von Mitteln. 

Wir stehen sicherlich vor einer Jahrhundertaufga-

be. Das heißt nicht, dass man sich ein Jahrhun-

dert lang damit beschäftigen soll, die Folgen zu 

lindern, aber es ist eine Aufgabe mit Seltenheits-

wert in einer Ausnahmesituation. 

Alle Hilfspakete kosten Geld. Sie dienen aber da-

zu, das Ausmaß der Folgen der Krise und damit 

auch die Beeinträchtigungen zu mildern - und 

damit letztendlich auch finanzielle Schäden. Dafür 

sind diese Maßnahmen gemacht. 

Die Pandemie belastet uns alle - Bund, Länder, 

Kommunen -; sie wird auch jeden Einzelnen be-

lasten. Wir werden der Wirtschaft nicht jeden Um-

satzverlust ausgleichen können. Wir werden auch 

nicht jeden Gewinn oder jeden Überschuss aus-

gleichen können. Wir werden auch nicht dafür 

sorgen können, dass der Wohlstand in jedem Fall 

gesichert bleibt - die Pandemie wird uns alle 

Wohlstand kosten. Sie fordert uns in den kom-

menden Jahren heraus; denn - darauf wird zu 

Recht hingewiesen  - die beschlossenen Maß-

nahmen müssen bezahlt werden. Das wird eine 

Aufgabe sein, der wir alle uns stellen müssen - 

auch jeder Einzelne, nicht nur der Staat.  

Es wird zukünftig eine Aufgabe des Staates sein, 

sich so schnell wie möglich wieder zurückzuneh-

men. Wir wollen schnellstmöglich zu strukturell 

ausgeglichenen Haushalten zurückkehren. Wir 

legen Ihnen hiermit auch eine klare Zeitplanung 

hinsichtlich der Tilgung vor. 
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Dieser Chart zeigt die Struktur des Finanzie-

rungsplans für das hier so genannte Sonderver-

mögen Corona. Die Mittel für die Maßnahmen bu-

chen wir in das bereits gegründete Sondervermö-

gen ein. Das Sondervermögen dient dazu, die 

Ausgaben, die getätigt werden, um die Corona-

Krise zu bewältigen, zu bündeln, sodass dass sie 

zentral nachverfolgt werden können. Es dient 

nicht dazu, den Haushalt auszudehnen.  

Wenn diese Maßnahmen über das Sondervermö-

gen abgewickelt werden, sieht man, inwieweit die 

Aufstockung aufgrund von Corona-bedingten 

Maßnahmen erfolgt ist. Das Sondervermögen ist 

zeitlich begrenzt. Wenn die Ausgaben geringer 

sein sollten, werden entsprechend weniger Kredi-

te aufgenommen. Das wird über das Sonderver-

mögen gesteuert. 

Wenn der Haushaltsgesetzgeber den 2. Nach-

tragshaushalt so beschließt, werden sich dann im 

Sondervermögen 6,961 Mrd. Euro befinden.  

Das Sondervermögen setzt sich aus verschiede-

nen Säulen zusammen:  

Die Säule „Wirtschaft“ ist mit 1,924 Mrd. Euro die 

größte Säule. Meines Erachtens ist es auch die 

größte Herausforderung, unsere Wirtschaft durch 

die Krise zu begleiten. Wir müssen Strukturen er-

halten, insbesondere unsere niedersächsischen 

Belange bedienen und Finanzierungslücken iden-

tifizieren, die die Bundesmittel nicht abdecken. 

Wir müssen auch schauen, wo es notwendig ist, 

im Rahmen des großen Konjunkturpaketes des 

Bundes gegenzufinanzieren und zu unterstützen. 

Zur Säule „Kommunen“: Das MF hat am 18. Juni 

mit den kommunalen Spitzenverbänden verhan-

delt und mit ihnen Einigkeit darüber erzielt, dass 

wir die Gewerbesteuereinnahmeausfälle nach der 

vom Bund zu beschließenden Regelung zusam-

men mit dem Bund kompensieren. Wir werden 

den kommunalen Finanzausgleich vorziehen und 

ihn mit knapp 600 Mio. Euro unterstützen - das 

entspricht dem erwarteten Steuereinnahmeausfall 

aus der Steuerschätzung Mai 2020. Wir kompen-

sieren diese Beträge also.  

Ab 2022 erfolgt aber wieder zur Hälfte ein Aus-

gleich, sofern der kommunale Finanzausgleich 

oberhalb dessen liegt, was in der mittelfristigen 

Finanzplanung und im Haushalt für 2020 veran-

schlagt worden ist. Die Kommunen werden 

300 Mio. Euro plus 50 Mio. Euro aus einem Be-

trag von 100 Mio. Euro, den sie zusätzlich zur 

Verfügung gestellt bekommen, an das Land zu-

rückzahlen. Somit ergibt sich jetzt eine Liquidi-

tätsstützung in Höhe von 1,1 Mrd. Euro, zukünftig 

aber eine daraus resultierende Belastung von 

750 Mio. Euro. 

Wir haben einen meines Erachtens fairen Kom-

promiss mit den Kommunen gefunden. Damit sind 

auch Themen erledigt, die noch im Raum stan-

den, z. B. die Frage der Unterstützung mit Blick 

auf den Ausfall von Elternbeiträgen bei Kitas - ich 

verweise auf das Kita-Investitionsprogramm, das 

vom Bund aufgelegt wird. Somit besteht in allen 

noch offenen Fragen Klarheit darüber, womit die 

Kommunen in den nächsten Jahren zu rechnen 

haben. Beide Seiten haben damit Verlässlichkeit. 

Zur Säule „Gesundheit“ - 626 Mio. Euro -: Zu den 

verschiedenen Maßnahmen innerhalb dieser Säu-

le gehört, dass der Bund u. a. Strukturhilfen für 

Krankenhäuser finanziert, die durch das Land mit-

finanziert werden. Unter anderem die Unikliniken 

haben Einnahmeausfälle zu verzeichnen, weil auf 

elektive Maßnahmen verzichtet wurde und Betten 

für den Fall eines Anstiegs der Zahl von COVID-

19-Patienten freigehalten wurden.  

Die Säule enthält außerdem Entschädigungen 

gemäß Infektionsschutzgesetz, die verausgabt 

werden müssen. 

Die Säule „sonstige Corona-Hilfen“ - 707 Mio. Eu-

ro - enthält verschiedenste Maßnahmen, von de-

nen auch weitere Säulen betroffen sind - etwa im 

Kultur- oder im Sportbereich, wo Maßnahmen zur 

Bewältigung der Pandemiefolgen erforderlich 

sind. 

Weitere Säulen betreffen steuerliche Aspekte.  

Zum einen sehen wir 1,192 Mrd. Euro vor, um die 

Kompensation von Steuereinnahmeausfällen im 

Rahmen des Konjunkturpakets des Bundes mit-

zufinanzieren. 
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Zum anderen sind die konjunkturbedingten und 

die nicht konjunkturbedingten Steuerminderein-

nahmen, die in der Steuerschätzung veranschlagt 

worden sind, netto abgebildet. Das betrifft zum 

einen das, was über die Konjunkturkomponente 

geht - das steht hier nicht; das sind 1,427 Mrd. 

Euro -, und das, was nicht über die Konjunktur-

komponente geht. - Sie müssen das nicht fotogra-

fieren, Herr Grascha; Sie bekommen diese Prä-

sentation ausgehändigt.  

4,026 Mrd. Euro im 2. Nachtragshaushalt, der 

insgesamt 8,4 Mrd. Euro umfasst, gehen auf 

Steuerausfalleffekte zurück, die wir zu kompen-

sieren haben. Diese müssen in die Bewertung 

des Pakets einbezogen werden. 

Die Landesregierung hat das Ziel, Doppelförde-

rungen aus Bundes- und Landesmitteln zu ver-

meiden, und hat deswegen beschlossen, nach 

Niedersachsen fließende Bundesmittel zur Bewäl-

tigung der COVID-19-Pandemie vorrangig vor 

Landesmitteln zu verwenden und Landesmittel 

insoweit nur für erforderliche Mitfinanzierungen 

durch das Land einzusetzen, um weitere Lan-

desmittel zielgerichtet und ergänzend an die be-

sonderen niedersächsischen Erfordernisse ange-

passt verwenden zu können.  

Das betrifft die Bereiche, in denen wir stark sind, 

z. B. Fahrzeugbau oder Tourismus, in denen wir 

unseren Unternehmen und unseren Bürgerinnen 

und Bürgern besondere Hilfestellungen geben 

wollen. 

 

Hier ist eine Reihe von Maßnahmen dargestellt; 

auf einige möchte ich beispielhaft eingehen.  

Wir unterstützen die Film- und Medienbranche mit 

Soforthilfen. 

Die energetische Sanierung von Hochschulen ist 

ein wesentlicher Beitrag zur Pandemiefolgenbe-

wältigung. Man könnte sich fragen: Was hat das 

mit Corona zu tun? - Wir haben uns hier - wie bei 

allen Punkten - von der Frage leiten lassen, mit 

welchen Maßnahme den Folgen der Pandemie 

wirksam begegnet werden kann.  

Mit Blick auf die Wirtschaft besteht die große Sor-

ge, dass in der zweiten Jahreshälfte - insbeson-

dere im vierten Quartal -, aber auch im ersten ers-

ten Quartal 2021 die Bauinvestitionen erheblich 

zurückgehen. Gespräche, die ich mit Unterneh-

men geführt habe, haben ergeben, dass vielfach 

Investitionen zurückgestellt werden, da momen-

tan viel Eigenkapital von den Unternehmen für die 

Liquiditätssicherung verwendet wird.  

Unsicherheit diesbezüglich besteht auch auf 

kommunaler Seite. Die Kommunen haben Wert 

darauf gelegt, dass das Land Einnahmeausfälle 

ausgleicht - und nicht so sehr darauf, Programme 

von uns präsentiert zu bekommen. Wir werden 

dementsprechend verfahren und sie somit in die 

Lage versetzen, weiterhin ihre Investitionen zu tä-

tigen. 

Wir sind der Auffassung, der Bauwirtschaft Impul-

se geben zu müssen, damit die Nachfrage in die-

sem Bereich nicht zusammenbricht und vor allem 

keine Kapazitäten auf dem Bausektor verloren 

gehen; denn sie würden uns fehlen, wenn die 

Wirtschaft wieder wächst. In der Wachstumspha-

se der letzten zehn Jahren waren die Kapazitäten 

im Baubereich sogar überausgelastet, sodass wir 

kaum noch Aufträge platzieren konnten. Wenn 

die alten Potenziale wieder erreicht werden, soll 

es nicht zu Problemen kommen, Aufträge zu ver-

geben. 

Deswegen wollen wir in der derzeitigen Phase 

dort, wo unserer Einschätzung nach Aufträge 

wegbrechen, gezielt auf der Nachfrageseite mit 

energetischen Sanierungsmaßnahmen, die dem 

Umweltschutz dienen und uns hinsichtlich der 

wirtschaftlichen Folgekosten besser positionieren, 

nachhaltig investieren. 

Für die Kofinanzierung des GRW-Sonderpro-

gramms des Bundes sind Landesmittel in Höhe 

von 55 Mio. Euro eingeplant. Der Bund hat seine 

GRW-Mittel im Rahmen der Bekämpfung der 

Pandemie erhöht. Um darauf zugreifen zu kön-

nen, möchten wir die entsprechenden Landesmit-

tel ebenfalls erhöhen. 

Wir haben Sonderprogramme für Tourismus, fürs 

Fährwesen, für Zoos und Tierparke, für die Luft-
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fahrt und für die Häfen aufgelegt. Auch die Digita-

lisierung im Einzelhandel und einiges mehr sollen 

gestärkt werden. 

Es soll Liquiditätshilfen für den ÖPNV geben. Das 

ist meines Erachtens sehr wichtig insbesondere 

für viele, die in dünner besiedelten Gebieten le-

ben. Wir gehen davon aus, dass es in diesem Be-

reich zu wesentlich höheren Einbrüchen kommen 

wird, als durch die Bundesmittel, die dafür fließen 

sollen, abgedeckt werden kann. Wir erwarten 

rund 200 Mio. Euro aus Bundesmitteln und wollen 

mit zusätzlichen 190 Mio. Euro nachsteuern.  

Wir werden in den Fuhrpark des ÖPNV, in Elek-

tromobilität und Ladesäulen investieren. 

Auch der Breitbandausbau gehört zu den wichti-

gen Maßnahmen.  

Wir wollen auch die Programme für Unterneh-

menskredite ausdehnen. Dafür müssen wir die 

NBank mit Kapital stärken. 

 

Ebenfalls in der Säule „Wirtschaft“ sind die CO2-

Reduktionen im Rahmen der Richtlinie „Betriebli-

che Ressourcen- und Energieeffizienz“ enthalten. 

Die ökologische Flottenerneuerung soll ganz ge-

zielt dazu dienen, Fahrzeugnachfrage zu erzeu-

gen. Wenn wir unsere eigene Landesflotte z. B. 

bei der Polizei mit Fahrzeugen ertüchtigen, dann 

dient das auch dazu, etwas zu kompensieren, 

was im Bundesprogramm nicht enthalten ist, 

nämlich eine Abwrackprämie bzw. der Anreiz, Au-

tos zu kaufen. Wir treten hierbei selbst als Auto-

nachfrager auf; das stärkt die Fahrzeugwirtschaft 

insgesamt. 

Ebenso anzusprechen sind Maßnahmen mit Blick 

auf Energie und Wasserstofftechnologie, die auch 

auf Bundesebene eine große Rolle spielen, sowie 

die Erneuerbare-Energien-Offensive. 

Da wir verstärkt Landesbürgschaften herausge-

geben haben, muss eine entsprechende Position 

im Einzelplan für die Allgemeine Finanzverwal-

tung eingebucht werden. Wir werden in diesem 

Bereich mit Ausfällen zu rechnen haben; das ist 

das Wesen der Bürgschaft. Eigentlich entwickeln 

sich diese meist positiv, weil wir mit unseren Pro-

grammen dafür sorgen, dass die betreffenden Un-

ternehmen wieder auf die Beine kommen. Aber in 

riskanteren Bereichen haben wir ganz bewusst 

den Bürgschaftsanteil des Landes erhöht. Diese 

Risiken sind entsprechend zu hinterlegen. 

Wir wollen außerdem das Programm „Stabilisie-

rung gemeinnütziger Organisationen“ kofinanzie-

ren, das mit Trägerleistungen der NBank gestützt 

werden soll. 

Wir werden Digitalisierungsmaßnahmen aus ver-

schiedenen Ressorts vorziehen. Das betrifft die 

Hochschulen, die Justiz und einige andere Berei-

che, in denen digitalisiert werden muss.  

Solange es keinen Impfstoff oder kein wirksames 

Medikament gibt, werden wir lernen müssen, mit 

diesem Virus zu leben. Das bedeutet auch, dass 

beispielsweise bei Gerichtsverhandlungen ver-

stärkt Videokonferenztechnik und anderes zum 

Einsatz kommen wird. 

 

Wir kofinanzieren das „Zukunftsprogramm Kran-

kenhäuser“, das vom Bund mit 3 Mrd. Euro aus-

gestattet wird. Davon entfallen 300 Mio. Euro auf 

Niedersachsen, die wir zu 30 % kofinanzieren 

müssen. Diese Kosten teilen wir uns nach dem 

Krankenhausfinanzierungsgesetz mit den Kom-

munen. 

Wie Sie wissen, ist der Altenpflegebonus in Höhe 

von 1 500 Euro, der steuerfrei ist, vereinbart wor-

den. 500 Euro davon sollen die Länder tragen. 

Daran beteiligen wir uns, um unsere Pflegekräfte 
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zu unterstützen. Hierfür ist ein Gesamtbetrag von 

50,1 Mio. Euro vorgesehen. 

Wir sehen erneut Beträge für Schutzausrüstung 

und Entschädigungen nach dem Infektions-

schutzgesetz vor. Das sind Vorsorgeposten, bei 

denen noch unklar ist, wie stark sie in Anspruch 

genommen werden, die wir aber brauchen, um 

gegebenenfalls handlungsfähig zu sein. 

Wir führen UMG und MHH Beträge zu, die - wie 

erwähnt - Mindereinnahmen u. a. aufgrund des 

Freihaltens von Betten zu verzeichnen haben. 

Darüber hinaus sind Maßnahmen für For-

schungsprojekte der UMG eingeplant. 

 

Hinzuweisen ist auf Hilfen für Jugendherbergen 

und Bildungsstätten in Höhe von 28 Mio. Euro. 

Auch hierbei wird zu berücksichtigen sein, was 

das Bundesprogramm im Einzelnen abdeckt.  

Im Wissenschaftsbereich fließen Mittel in die För-

derung verschiedener Forschungsprojekte. 

Es sind Fördermaßnahmen für freischaffende 

Künstler, für Theater- und Kulturschaffende vor-

gesehen, allerdings nicht für die Sicherung des 

Lebensunterhalts - über diese Frage wurde auch 

bei uns vielfach diskutiert -, weil diese über die 

Grundsicherung abgedeckt wird. Hier würde man 

also Bundes- durch Landesmittel ersetzen, was 

nicht unser Ziel ist. Die entsprechenden Regelun-

gen sind zu berücksichtigen. 

 

Wir werden Stornokosten für ausgefallene Klas-

senfahrten übernehmen. Inzwischen liegt eine 

Liste zur Verteilung auf die einzelnen Schulen 

vor, die Ihnen im Rahmen einer Antwort des Kul-

tusministeriums auf eine entsprechende Anfrage 

der FDP-Fraktion übermittelt wurde. 

Die wichtigste Position im Landwirtschaftsbereich 

ist die Kofinanzierung der zusätzlichen Bundes-

förderungen Wald im Rahmen der Gemein-

schaftsaufgabe „Verbesserung der Agrarstruktur 

und des Küstenschutzes“. Wir müssen feststellen, 

dass der Holzmarkt angesichts der asiatischen 

Wettbewerber - ich verweise etwa auf China - völ-

lig zusammengebrochen ist. Derzeit sind nur 

schlechte Preise zu erzielen, und es findet kaum 

Bewegung statt, sodass die Einnahmen ausblei-

ben. Wir müssen unsere Forstwirtschaft unter-

stützen, damit sie wieder aufforsten und dem 

Borkenkäferbefall begegnen kann. Hier muss jetzt 

gehandelt werden. 

Wir haben außerdem Zuschüsse an die Staats-

bäder Bad Nenndorf und Bad Pyrmont vorgese-

hen, die für den Fall freigeräumt worden sind, 

dass Behelfskrankenhäuser für eine größere Zahl 

an COVID-19-Patienten benötigt würden - ich er-

innere an die Diskussionen darüber, ob das not-

wendig sein könnte. 

Des Weiteren werden Mittel in Bezug auf die wei-

tere Pandemieentwicklung veranschlagt. Das ist 

eine Vorsorgeposition. Falls diese belegt werden 

müsste, würden wir mit einer neuen Liste zur Mit-

telverwendung auf Sie zukommen. Diese Position 

wollen wir für den Fall bereithalten, dass es in der 

zweiten Jahreshälfte zu einer Verschärfung des 

Geschehens kommt, sodass wir nicht einen er-

neuten Nachtragshaushalt aufsetzen müssten, 

sondern auf das Sondervermögen zurückgreifen 

könnten. 
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Auf dieser Folie sind die Kompensation der Steu-

ermindereinnahmen, die sich aus der Mai-

Steuerschätzung ergeben, sowie die Mittel im 

Rahmen der Corona-Steuerhilfegesetze des 

Bundes und der kommunale Anteil abgebildet. 

So viel zu den Maßnahmen im Einzelnen. 

 

Es ist mir auch wichtig, den Haushaltsausschuss 

darüber zu informieren, welche finanzielle Ent-

wicklung sich abzeichnet. 

In dieser Darstellung sind neben den steuerlichen 

Maßnahmen zum Ausgleich der Mindereinnah-

men, die auf Grundlage der Steuerschätzung zu 

erwarten sind, auch die Maßnahmen aus dem 

Bundespaket berücksichtigt, die uns steuerlich 

treffen.  

Das betrifft z. B. die Verschiebung der Fälligkeit 

der Einfuhrumsatzsteuer - da sind wir mit dreistel-

ligen Millionenbeträgen beteiligt - und die degres-

sive Abschreibung, in deren Rahmen wir zu-

nächst Einnahmeausfälle zu verzeichnen haben. 

Hier ist die Entlastungswirkung nicht allein auf der 

Bundesseite spürbar. Vielmehr treffen uns die 

steuerlichen Entlastungen im Rahmen der Ge-

meinschaftsanteile an der jeweiligen Steuer auch 

auf Landesebene. 

Deswegen sinkt die Einnahmenentwicklung jetzt 

auf 26,1 Mrd. Euro ab. In den nächsten Jahren 

wird sie bei entsprechendem Wachstum wieder in 

unterschiedlichem Maße ansteigen. 

Ich möchte betonen, dass es eine Potenzialab-

senkung geben wird. Der Anstieg wird sich also 

ähnlich gestalten, wie wir ihn 2019 mit dem 

Haushaltsplan 2020 sowie in der Mipla 2019 bis 

2023 unterstellt haben; er wird aber den Grad der 

gepunkteten, unteren Linie haben. Wir werden al-

so in den nächsten Jahren mit einem kleineren 

Potenzial zu rechnen haben. 

Wir müssen uns deswegen darauf einstellen, 

dass unsere Haushalte nicht nur konjunkturell un-

ter Druck geraten, sondern auch strukturell aus-

geglichen werden müssen. Den strukturellen 

Ausgleich werden wir angehen. Das geht aller-

dings nicht von heute auf morgen. Es wäre mo-

mentan auch schwierig, weil wir uns aktuell da-

rum kümmern, die Folgen der Pandemie zu be-

wältigen und dabei möglichst jeden Betroffenen 

zu berücksichtigen. 

Vor diesem Hintergrund wäre es meines Erach-

tens schlecht, jetzt Maßnahmen ins Feld zu füh-

ren, die in der Kürze der Zeit ohnehin nicht grei-

fen können, sondern dazu führen würden, dass 

man sich gewissermaßen mit sich selbst und 

nicht mit den Problemen der Menschen beschäf-

tigt. 

Das wird in den Haushalten der Jahre 2021 ff. 

anzugehen sein. Wir werden uns darauf ausrich-

ten müssen, möglichst schnell wieder zu struktu-

rell ausgeglichenen Haushalten zurückzukehren. 

Das ist mein Ziel. 

 

Hier ist die Finanzierungsübersicht komprimiert 

aufgelistet. Abgebildet sind die genannten Säulen 

„Wirtschaft“, „Kommunen“, „Gesundheit“, „sonsti-

ge Corona-Hilfen“ und die Steuermaßnahmen im 
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Rahmen des Bundespakets. Das sind insgesamt 

die erläuterten aktiven Maßnahmen zur Krisen-

bewältigung. 

Hinzu kommt die Säule „Steuerschätzung“, also 

die Maßnahme oberhalb der Konjunkturbereini-

gung. Diese können wir nicht abgreifen, weil un-

sere Konjunkturkomponente bei 5 % gedeckelt 

ist. Deswegen ist hier der Rest zu verorten.  

Das Finanzvolumen des 2. Nachtragshaushalts-

planentwurfs beträgt insgesamt 8,388 Mrd. Euro. 

Die Finanzierung erfolgt erstens durch eine kon-

junkturbedingte Kreditaufnahme; das betrifft die 

Konjunkturkomponente. Zweitens planen wir eine 

notlagenbedingte Kreditaufnahme in Höhe von 

6,361 Mrd. Euro. Drittens werden wir Einsparun-

gen im Einzelplan 13 adressieren, und zwar wol-

len wir eine globale Minderausgabe im Wesentli-

chen im Personalbereich erwirtschaften. Diesen 

Einsparbeitrag trauen wir uns zu. Viertens gehen 

die 480 Mio. Euro, die dem Sondervermögen aus 

dem Jahresabschluss 2019 zugeführt wurden, in 

die Finanzierung ein. 

 

Hier ist die Finanzierung des 1. Nachtrags in Hö-

he von 1,4 Mrd. Euro abgebildet. Der Überschuss 

und die Einsparung, die wir einbringen, ergeben 

insgesamt 1 Mrd. Euro. Darauf möchte vor dem 

Hintergrund der Pandemiebewältigung insbeson-

dere hinweisen. Denn längst nicht alle Bundes-

länder sind so verfahren; die meisten haben das 

akonto kreditgebucht. Wir in Niedersachsen ha-

ben das anders gemacht. Wir bringen hier 1 Mrd. 

Euro aus anderen Bereichen in die Pandemiebe-

wältigung ein, weil wir die Möglichkeit dazu ha-

ben. Des Weiteren sind die Kreditaufnahmen ins-

gesamt - einschließlich der konjunkturbedingten - 

abgebildet. 

Wir werden - wie in den Gesetzentwürfen, die 

Ihnen vorliegen, vorgesehen - 2024 in die Tilgung 

einsteigen. Mir ist besonders wichtig, dass wir 

diesen Pfad eröffnen und auch in der Mipla so 

darstellen. 2024 sollte die Mipla konjunkturell 

wieder ausgeglichen sein. Ob es so kommt, wird 

man sehen; Aussagen darüber werden sich aus 

der nächsten Steuerschätzung ableiten lassen. 

Geplant ist dies aber, und wir möchten ein deutli-

ches Zeichen setzen, indem wir 2024 in die Til-

gung einsteigen. 

Wir werden diese Kredite insgesamt innerhalb 

von 25 Jahren zurückführen. Es gibt natürlich 

Diskussionen darüber, dass das auch ehrgeiziger 

betrieben werden könnte. Ich möchte nur zu be-

denken geben: Wenn wir so wie geplant vorge-

hen, beläuft sich die jährliche Rückzahlung auf 

einen Betrag zwischen 300 und 400 Mio. Euro - je 

nachdem, welche Kreditsummen letztlich benötigt 

werden. 

Es geht hierbei ja zunächst nur um eine Krediter-

mächtigung. Wir werden natürlich nur diejenigen 

Aufwendungen tätigen, die wir wirklich tätigen 

müssen. Und nur für diese werden wir auch Kre-

dite aufnehmen. Vorrangig werden wir dabei die 

dargestellten Einsparungen und Überschüsse in 

Höhe von insgesamt 1 Mrd. Euro verwenden, die 

wir einwerfen.  

Wenn dann vielleicht 800 Mio. Euro - vor dem 

Hintergrund, dass die dann aufgenommenen 

Kredite innerhalb von 25 Jahren bei jährlich 300 

bis 400 Mio. Euro Tilgung zurückgezahlt werden - 

strukturell nicht gedeckt sind, geht es schnell um 

erhebliche Beträge, die im Landeshaushalt einzu-

sparen sind. 

Wenn man die Kreditrückzahlung wesentlich 

schneller durchführen möchte, sollte man kon-

struktive Vorschläge dazu machen, die auch mög-

lichst schnell umgesetzt werden müssten. Wenn 

man beispielsweise Personal abbauen wollte, 

müsste man überhaupt in der Lage sein, dies 

über Fluktuation usw. zu tun. Das bedarf sorgfäl-

tiger Überlegungen. Zunächst hören sich solche 

Vorschläge gut und sportlich an, sie müssen aber 

auch im Rahmen desjenigen Teils des Landes-

haushalts, der nicht zweckgebunden, sondern frei 

verfügbar ist, umsetzbar sein. Da können nicht 

nur Investitionen zusammengestrichen werden. 

Vor dem Hintergrund der laufenden Ausgaben ist 

es eine erhebliche Aufgabe, die wir uns vorge-

nommen haben und der wir uns stellen. Sie bein-

haltet, das strukturelle Defizit auszugleichen und 
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uns zukünftig so aufzustellen, dass wir die Til-

gungsleistungen erwirtschaften können.  

Deswegen müssen wir schnell zu einer wachs-

tumsorientierten Wirtschaftspolitik zurückkom-

men, die eine Grundlage dafür ist, dass wir es 

schaffen. Wir sind aus der Kapitalmarktkrise 

2008/2009 nur deswegen wieder gut herausge-

kommen, weil es zehn Jahre lang Wachstum gab 

und weil wir eine Wirtschaftspolitik verfolgt haben, 

die auf Wachstum und Beschäftigung abgezielt 

hat. Das hat diese Entwicklung befördert. 

Ich möchte abschließend auf die Kreditaufnahme 

nach Artikel 71 Abs. 4 NV eingehen. Wir können 

uns meiner Auffassung nach hierbei eindeutig da-

rauf beziehen, da wir uns noch immer mitten in 

der Pandemie und damit in einer Notsituation be-

finden. Wir werden, solange kein Impfstoff und 

kein wirksames Medikament zur Verfügung ste-

hen, mit diesem Virus leben und uns einschrän-

ken müssen, was Veranstaltungen und die Wirt-

schaft angeht.  

Es besteht nach wie vor eine große Verunsiche-

rung, vor allem in Bezug auf die Weltwirtschaft, 

die insgesamt von dieser Situation betroffen ist. 

Ich verweise nur auf die Arbeitslosenquote in den 

Vereinigten Staaten, um das Ausmaß zu verdeut-

lichen - oder auf wichtige Märkte in Südeuropa 

wie in Italien. Erhebliche Einschränkungen dort 

haben auch Auswirkungen auf uns. 

Mit Blick auf die Verfassungskonformität ist es 

wichtig, dass es einen Kausalitätszusammenhang 

gibt. In diesem Zusammenhang ist das Erforder-

nis eines verfassungsrechtlich nachvollziehbar 

dargelegten Begründungszusammenhangs zur 

aktuellen Notsituation hervorzuheben. Dieses 

wird demnächst auch stets in den Förderrichtli-

nien erkennbar sein, die bei jeder Maßnahme 

entsprechend ausgestaltet sein werden. Es dür-

fen also nur Kreditaufnahmen getätigt werden, die 

diesen Kausalitätszusammenhang aufgreifen. 

Es muss eine zeitliche Begrenzung geben, d. h. 

die Notlage darf zur Begründung nicht zeitlich un-

begrenzt angenommen werden. Spätestens, 

wenn wir über Medikamente oder über einen 

Impfstoff verfügen, wird man nicht mehr mit der 

Krisensituation argumentieren können. 

Die Erforderlichkeit muss klar sein, d. h. die Kre-

ditaufnahme muss dem Grunde und der Höhe 

nach erforderlich sein. 

Die zu vereinbarende Tilgungsverpflichtung habe 

ich bereits geschildert.  

Der Gesetzgeber hat uns eine Einschätzungs-

prärogative für die Notlage gegeben. Wir dürfen 

diese Abwägung vornehmen. Auch das Parla-

ment soll und muss eine Einschätzung vorneh-

men, welche Maßnahmen insgesamt erforderlich 

sind, um die medizinische Bedrohung in den Griff 

zu bekommen sowie dem Einbruch der Wirtschaft 

bzw. den Störungen der Wirtschaftsabläufe ent-

gegenwirken zu können. 

Es ist gerade im Hinblick auf unsere arbeitsteilige 

Welt wichtig, auch über den Tellerrand hinaus zu 

blicken und sowohl Schwankungen im Nachfra-

gebereich zu adressieren als auch empfindliche 

Störungen der Angebotsseite - also der Lieferket-

ten usw. -, die sich daraus ergeben, zu betrach-

ten.  

Aufgrund der Schwere und Dauer der Beeinträch-

tigungen können wir davon ausgehen, dass wir 

uns auch im Jahr 2021 noch in einer solchen au-

ßerordentlichen Notlage befinden werden. Denn - 

wie ich eingangs schon sagte - der wirtschaftliche 

Einbruch und die Tiefe der Rezession, die wir 

derzeit erleben, ist in der Nachkriegsgeschichte 

unseres Landes einmalig. 

Deswegen gelangt die Landesregierung zu der 

Einschätzung, dass die vorgestellten Maßnahmen 

durch Kreditaufnahmen nach Artikel 71 Abs. 4 NV 

finanziert werden dürfen und geeignet sind, um 

dem Ausmaß der Notsituation entgegenzuwirken.  

Ich möchte betonen, dass wir strikt darauf geach-

tet haben, dass die vorgestellten Maßnahmen 

den vier Faktoren Kausalität, zeitliche Begren-

zung, Erforderlichkeit und Tilgungsverpflichtung 

gerecht werden. 

Ich bedanke mich ausdrücklich bei meinen Mitar-

beiterinnen und Mitarbeitern, aber auch bei den 

Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern aus den ande-

ren Ministerien; denn es liegt eine große Kraftan-

strengung hinter ihnen.  

Wir hätten Ihnen den Nachtragshaushaltsplan-

entwurf gern mit etwas längerer Vorlaufzeit vorge-

legt. Der 2. Nachtragshaushalt soll aber zeitnah 

vom Parlament verabschiedet werden, da die 

Menschen und Institutionen auf unsere Hilfe an-

gewiesen sind. Sie verlassen sich auf das Land - 

auf die Landesregierung und auf den Landtag - 

und sollen nicht über die Ferien im Ungewissen 

gelassen werden. Daher muss darüber jetzt ent-
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schieden werden. Dazu war es notwendig, mit 

hohem Tempo daran zu arbeiten und die einzel-

nen Maßnahmen zu konkretisieren. 

Wir konnten nicht früher damit beginnen, weil die 

Inhalte des Bundespakets noch nicht bekannt wa-

ren. Erst als diese bekannt waren, konnten wir mit 

den Kommunen verhandeln und die Bedarfe der 

Wirtschaft bestimmen. 

Was Maßnahmen angeht, bei denen unklar ist, ob 

sie gegebenenfalls durch Bundesmittel gedeckt 

sind, wird der Maßnahmenfinanzierungsplan her-

anzuziehen und nach dem Motto zu verfahren 

sein: Was durch Bundesmittel gedeckt ist, muss 

nicht auch noch durch Landesmittel gedeckt wer-

den. - Wir haben insofern eine klare Kaskade 

vereinbart.  

Ich darf mich ausdrücklich für das Verständnis 

des Parlaments und dieses Ausschusses bedan-

ken und dafür, dass ich schon heute hierzu unter-

richten durfte und man sich sehr zügig mit diesen 

Fragen auseinandersetzen will, sodass wir nach 

intensiven Beratungen hoffentlich zu guten Er-

gebnissen kommen werden. Mir ist an dieser 

Transparenz sehr gelegen, weswegen ich auch 

gern persönlich hergekommen bin. 

 

Aussprache 

Abg. Ulf Thiele (CDU): Herr Minister, herzlichen 

Dank dafür, dass Sie diese Unterrichtung sofort 

nach der Beschlussfassung durch das Kabinett 

am gestrigen 23. Juni vornehmen.  

Uns als CDU-Fraktion ist sehr bewusst, dass das 

Beratungsverfahren für diesen 2. Nachtragshaus-

halt 2020 - Herr Minister hat darauf hingewiesen - 

ambitioniert und für das Parlament nicht einfach 

ist. Ich habe Verständnis dafür, wenn eine solche 

Beratungsfolge insbesondere von den Oppositi-

onsfraktionen problematisiert wird. 

Es ist allerdings festzustellen, dass sich die Situa-

tion infolge der weltweiten pandemischen Lage 

und der Maßnahmen, die seit März in Deutsch-

land und Niedersachsen greifen, faktisch alle 

14 Tage verändert. Das betrifft insbesondere den 

weltwirtschaftlichen Einfluss auf die deutsche und 

die niedersächsische Wirtschaft. Wir sind Export-

land; das kann man erkennen an den Verkaufs-

zahlen insbesondere in der exportorientierten 

Wirtschaft - auch im Mittelstand -, an der Lage der 

Zulieferbetriebe, an der Situation von Hotels und 

Gastronomiebetrieben, die über einen längeren 

Zeitraum geschlossenen waren, und des gesam-

ten touristischen Sektors, der nach wie vor erheb-

lich unter den Auswirkungen der Corona-Pan-

demie leidet. Diese wirtschaftliche Notlage ist 

dramatisch und in der Geschichte der Bundesre-

publik einmalig. 

Wir sind der Auffassung, dass der Landtag aus-

drücklich wird feststellen müssen, dass dies nicht 

mehr nur eine medizinische, pandemische Notla-

ge ist, sondern eine ökonomische großen Aus-

maßes, und dass es die vordringlichste Aufgabe 

in dieser Pandemie - neben dem Schutz mensch-

lichen Lebens und der Gesundheit der Bevölke-

rung - sein wird, die Strukturen der niedersächsi-

schen Wirtschaft - und dies auf breiter Basis in 

Kombination von Bundesprogramm und eigenen 

zielgerichteten Maßnahmen des Landes - zu sta-

bilisieren und die Notlage zumindest abzumildern. 

Das muss so geschehen, dass es gelingen kann, 

möglichst viele dem Grunde nach substanziell 

gesunde Unternehmen vor der Insolvenz zu be-

wahren und damit gleichzeitig auch Hundertau-

sende von Arbeitsplätzen zu sichern, um durch 

diese Sicherung der Wirtschaftskraft des Landes 

Niedersachsen mittelfristig auch die Einnahmeba-

sis für den Landeshaushalt zu sichern.  

Aus täglichen Gesprächen mit Unternehmen, Ar-

beiternehmern und Organisationen ist erkennbar, 

dass das eine so dringende Aufgabe ist, dass wir 

uns dafür nicht viel Zeit lassen können. Denn in-

zwischen gibt es eine ganze Reihe von Unter-

nehmen, die ernsthaft überlegen müssen, ob sie 

in die Insolvenz gehen. Diese Unternehmen 

brauchen für sich und für die Arbeitnehmer 

schnell Sicherheit, Perspektive und Stabilisierung.  

Insbesondere die kurzfristig ausgezahlten Billig-

keitsleistungen und die Liquiditätskredite waren 

ein guter erster Schritt. Aber das ist natürlich kei-

ne Dauerlösung. Wir müssen jetzt in eine Phase 

eintreten, in der wir gemeinsam mit dem Bund ei-

nen aktiven Beitrag dazu leisten, die Ökonomie 

dieses Landes auf breiter Basis zu stabilisieren. 

Das geht nur mit einem breit angelegten Maß-

nahmenpaket, das in alle Bereiche wirkt. 

Der CDU-Fraktion ist besonders wichtig, dass das 

nicht nur sozusagen erhaltende Maßnahmen 

sind. Man muss auch ein Stück weit vorausden-

ken. In dem vorgestellten Paket sind beispiels-

weise Maßnahmen enthalten, die insbesondere 

auf die Bauwirtschaft abzielen. In der letzten Wirt-

schaftskrise haben wir die Erfahrung gemacht, 
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dass die Bauwirtschaft zwar nicht sofort betroffen 

ist, es aber nach wenigen Monate plötzlich einen 

erheblichen baukonjunkturellen Effekt gibt. Inso-

fern muss man bestimmte Entwicklungen bereits 

jetzt vordenken und berücksichtigen. 

Wir müssen also mit Blick auf die Maßnahmen, 

die jetzt ergriffen werden, schon mitdenken, was 

sich in den nächsten Wochen und Monaten in 

den Strukturen der Wirtschaft noch verändern - 

nach jetzigem Stand tendenziell leider ver-

schlechtern - wird, und die Entwicklung so gestal-

ten, dass die Unternehmen gestärkt und nicht ge-

schwächt aus dieser Krise hervorgehen. Wir 

müssen also gleichzeitig insbesondere auch die 

Innovationskraft dieser Gesellschaft und der Un-

ternehmen stärken. 

Wir halten das von der Landesregierung vorge-

legte Paket in diesen Bereichen für sehr gut ge-

eignet, diese Ziele in Kombination mit den Maß-

nahmen des Bundes zu erreichen und gleichzeitig 

sicherzustellen, dass das Land Niedersachsen in 

den Jahren 2020 und 2021 für den Fall - wir se-

hen das ja gerade an einzelnen Hotspots -, dass 

es zu einem Wiederaufflammen des Infektionsge-

schehens und zu einer Ausbreitung kommt, auch 

medizinisch weiterhin in der Lage bleibt, diese 

Pandemie zu beherrschen und die Gesundheit 

und das Leben niedersächsischer Bürger best-

möglich zu schützen.  

Dass es parallel dazu gelungen ist, ein Paket zu 

verhandeln und zu schnüren, das auch unseren 

Kommunen, für die wir nach Verfassungslage ja 

mitverantwortlich sind, die Möglichkeit gibt, diese 

Rolle vor Ort wahrzunehmen, begrüßen wir sehr. 

Dass im Rahmen der dritten Säule die Gewerbe-

steuereinnahmeausfälle gemeinsam mit dem 

Bund kompensiert und die Investitionskraft ge-

stärkt wird, halten wir nicht nur für notwendig, 

sondern in dieser Form auch für sehr gut gelun-

gen. 

Wir als Niedersächsischer Landtag müssen in 

dieser doppelt - nämlich medizinisch und ökono-

misch - schweren Lage erstmals seit der 2019 

beschlossenen Schuldenbremse den Artikel 71 

Abs. 4 NV auslegen. Die CDU-Fraktion ist der 

Auffassung, dass die in diesem Zusammenhang 

vorgesehene Möglichkeit der Kreditaufnahme, die 

in dem vorgestellten Vorschlag mit dem Maß-

nahmenfinanzierungsplan abgebildet ist, aus-

drücklich geeignet ist, diese Notlage zu beherr-

schen und in Kombination mit den vom Bund ge-

troffenen und momentan auf den Weg gebrachten 

Maßnahmen in wesentlichen Teilen so abzufe-

dern, dass wir sie überstehen. Nur deshalb ist es 

zulässig und in diesem Fall sogar notwendig, die 

Kreditaufnahme für diesen Zweck zu tätigen. 

Wir loben ausdrücklich, dass es über Einspar-

maßnahmen und die Verwendung wesentlicher 

Teile des Jahresabschlusses 2019 gelungen ist, 

einen Betrag von 1 Mrd. Euro aktiv in dieses Fi-

nanzierungspaket hineinzusteuern. Damit können 

wir auch durch eigene aktive Maßnahmen und Fi-

nanzierungen - und nicht wie andere Länder nur 

über die Aufnahme von Krediten - einen wesentli-

chen Beitrag zur Bewältigung dieser außeror-

dentlichen Notlage leisten. 

Zum Verfahren: Ich schlage vor, den kommunalen 

Spitzenverbänden schon jetzt - vor dem offiziellen 

Beschluss im Rahmen der Einbringung des Nach-

tragshaushalts am 26. Juni - zu signalisieren, 

dass wir sie in der Sitzung am 3. Juli anhören 

wollen, damit sie sich darauf vorbereiten können. 

Abg. Christian Grascha (FDP): Vielen Dank für 

die Unterrichtung, Herr Finanzminister.  

Ich teile die Analyse des Kollegen Thiele zur Lage 

im Land. Man bekommt bisweilen den Eindruck, 

dass insbesondere die wirtschaftlichen Folgen, 

die wir noch zu bewältigen haben, noch nicht rich-

tig wahrgenommen werden - sowohl was die poli-

tische als auch was die öffentliche Diskussion an-

geht. Wir rühmen uns damit, dass wir einen - im 

Vergleich mit anderen Ländern - geringen Anstieg 

bei der Arbeitslosigkeit haben, betrachten aber 

nicht, dass eine Vielzahl derer, die sich jetzt in 

Kurzarbeit befinden, am Ende womöglich doch ih-

ren Arbeitsplatz verlieren werden. So ehrlich 

muss man schon sein - auch wenn das Kurzarbei-

tergeld fraglos ein gutes Instrument ist.  

Insofern ist die Lage in der Tat sehr dramatisch. 

Deswegen geht es bei der Kritik, die wir an dem 

vorgelegten Paket und an dem 2. Nachtrags-

haushalt 2020 haben, nicht darum, ob einzelne 

Maßnahmen sinnvoll sind. Es geht auch nicht da-

rum, dass man hier zu einer Neuverschuldung 

kommt. Mir ist völlig klar, dass man angesichts 

der Dimensionen nicht alles abfangen kann.  

Der Kern unserer Kritik ist vielmehr, dass die 

Dramatik, die der Kollege Thiele beschrieben hat, 

im Handeln der Landesregierung nicht erkennbar 

wird. Mit diesem 2. Nachtragshaushalt brechen 

sozusagen alle Dämme, was solide Finanz- und 

Haushaltspolitik anbelangt. Sowohl, was die Mög-
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lichkeiten angeht, die Neuverschuldung zu redu-

zieren, als auch, was die Zielgenauigkeit der in 

Rede stehenden Maßnahmen angeht, hat man 

Maß und Mitte verloren. Denn viele der genann-

ten Maßnahmen - die ansonsten ja möglicher-

weise ihre Berechtigung haben - haben zunächst 

gar nichts mit Corona zu tun, sondern sind das 

Ergebnis falscher Prioritätensetzung in der Ver-

gangenheit.  

Beispielsweise scheint die Anschaffung von Poli-

zeiautos ein Konjunkturprogramm für VW oder 

andere Hersteller zu sein. Das halte ich für sehr 

konstruiert. Ich bin insbesondere auf die verfas-

sungsrechtliche Debatte hier im Ausschuss ge-

spannt. Denn es wird argumentiert, dass all diese 

Maßnahmen zur Bewältigung der Notsituation er-

forderlich seien, und ins Feld geführt, dass auch 

eine wirtschaftliche Notsituation bestehe. Dabei 

muss aber berücksichtigt werden, dass es zwar 

sicherlich Einflüsse auf die Wirtschaft gibt, aber 

diese Entwicklung schon durch die Konjunktur-

komponente abgebildet wird. 

Insofern kann man nicht einfach so verfahren, wie 

es hier dargestellt wird. Ich habe höchste Zweifel 

daran, dass das, was wir von der Landesregie-

rung auf den Tisch gelegt bekommen haben, den 

verfassungsrechtlichen Vorgaben standhält. 

Das gilt insbesondere vor dem Hintergrund, dass 

der Geist der Schuldenbremse - wie der Landes-

rechnungshof schon im Rahmen der Errichtung 

des Sondervermögens betont hat - in der Mini-

mierung der Neuverschuldung besteht. Es stellt 

sich die Frage, wie vor diesem Hintergrund in 

Einklang zu bringen ist, dass das Land 8 Mrd. Eu-

ro neue Schulden aufnimmt und gleichzeitig noch 

über 1 Mrd. Euro an Rücklagen auf der hohen 

Kante hat.  

Wenn die Lage so dramatisch ist - was ich, wie 

gesagt, teile - und dies auch ins politische Han-

deln einfließen soll, dann sollte man die einen 

oder anderen politischen Überlegungen und Kon-

zepte der Vergangenheit hinterfragen. 

Davon abgesehen, sind 600 Mio. Euro aus dieser 

Rücklage nicht belegt. Mindestens diese 600 Mio. 

Euro - die die Prioritätensetzung ja nicht verän-

dern - müsste man einwerfen, um die Neuver-

schuldung zu reduzieren. 

Eine Anmerkung zu der globalen Minderausgabe, 

die sozusagen als Einsparmaßnahme heroisiert 

wird: Meines Erachtens sind dabei gar keine Per-

sonaleinsparungen erforderlich; die globale Min-

derausgabe wird man allein aus dem Zinstitel er-

bringen können. Selbst bei steigender Neuver-

schuldung wird ein großer Teil der globalen Min-

derausgabe darüber erwirtschaftbar sein.  

Wenn man tatsächlich im Personalbereich ein-

sparen will, dann erwarte ich vor dem Hintergrund 

der Grundsätze der Haushaltswahrheit und 

Haushaltsklarheit zumindest, dass die Landesre-

gierung sagt, wo im Personalbereich diese 

120 Mio. Euro eingespart werden sollen - bei der 

Polizei, bei den Lehrern, etc.  

Zu den Stichworten „Haushaltswahrheit“ und 

„Haushaltsklarheit“: Ich finde es - positiv formu-

liert - absolut bemerkenswert, dass sich die Lan-

desregierung jetzt noch einen Blankoscheck über 

500 Mio. Euro geben lässt, weil ja gegebenenfalls 

noch mal irgendwas passieren könnte. Ich halte 

nicht nur das parlamentarische Verfahren, das wir 

jetzt erleben, für eine absolute Zumutung, son-

dern insbesondere diese Tatsache: Man ist of-

fenbar nicht in der Lage, den Weg zu beschreiten, 

im Fall weiterer Bedarfe in den nächsten Jahren - 

etwa aufgrund veränderter Rahmenbedingungen, 

was ja nicht ausgeschlossen werden kann - dem 

Parlament einen weiteren Nachtragshaushalt vor-

zulegen. Stattdessen sollen wir der Landesregie-

rung sozusagen im Voraus eine halbe Milliarde 

Euro zur Verfügung stellen. 

Allein das wäre für mich schon ein Grund, diesen 

Nachtragshaushalt im Ergebnis abzulehnen; denn 

das ist ein Vollsaugen mit Kreditermächtigungen, 

das absolut unverantwortlich und im Übrigen un-

parlamentarisch ist. 

Zum Verfahren: Ich will mit Bezug auf die Äuße-

rungen des Kollegen Thiele darauf hinweisen, 

dass es hier nicht um die Oppositionsrechte geht, 

sondern um die Rechte des gesamten Parla-

ments - auch um die der Abgeordneten von SPD 

und CDU -, das ein Paket von über 8 Mrd. Euro 

im Hauruckverfahren durchwinken soll. Das ist im 

Vergleich mit den Beratungsschritten beim nor-

malen Haushaltsberatungsverfahren absolut un-

parlamentarisch. 

Dass wir jetzt keine vier Monate Zeit haben, ist 

mir völlig klar. Dass man den 15. Juli als Termin 

für eine Sondersitzung des Parlaments vorsieht - 

geschenkt. Allerdings müsste man meines Erach-

tens angesichts der Dramatik der Situation auf 

den Beginn der Sommerferien keine Rücksicht 

nehmen. Aber offenbar ist ja nicht gewollt, in der 
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Zeit bis zum 15. Juli alle Möglichkeiten zu nutzen, 

um Fachausschüsse zu beteiligen und ordentli-

che fachliche Anhörungen durchzuführen.  

Ich fordere, die Fachausschüsse mitberatend zu 

beteiligen und eine ausführliche Anhörung insbe-

sondere zu den Wirtschaftshilfen durchzuführen, 

die in dem Maßnahmenpaket enthalten sind. 

Denn der Landesregierung hierfür einen Blanko-

scheck zu gewähren, wird zumindest meinem 

Parlamentsverständnis nicht gerecht. Wir brau-

chen umfassende Beratungen - angesichts der 

Krise, in der wir uns befinden, wäre das das Min-

deste. 

Abg. Peer Lilienthal (AfD): Herr Minister, ich 

möchte mit einer persönlichen Bemerkung begin-

nen. Sie sind in der aktuellen Situation nicht zu 

beneiden, und ich wünsche Ihnen ganz persön-

lich alle Kraft und Resilienz für die kommenden 

Wochen und Monate. Ganz unabhängig von der 

inhaltlichen Debatte: Diese Zeit ist für einen Fi-

nanzpolitiker, insbesondere in der Exekutive, kein 

Geschenk.  

Man kann über mehrere Ecken wahrscheinlich al-

le Maßnahmen im Rahmen des 2. Nachtrags-

haushalts mit Corona verbinden. Nichtsdestotrotz 

glaube ich, dass wir hier einen anderen Maßstab 

anlegen müssten. Nach meinem Dafürhalten 

muss es bei dem Nachtrag nur darum gehen, die-

jenigen Auswirkungen zu begrenzen, die in einen 

logischen Zusammenhang mit der Corona-

Pandemie zu bringen sind. Bei Ausgaben für die 

energetische Sanierung von Hochschulen, CO2-

arme Busse und den Ausbau von Radwegen 

braucht es schon einiges an Gehirnakrobatik, um 

darauf zu kommen, dass diese Corona-induziert 

sind. 

Jetzt zu unserem Hauptkritikpunkt: Der Ansatz, 

eine globale Minderausgabe in Höhe von  

120 Mio. Euro zu erbringen, ist grundsätzlich zwar 

nicht falsch. Wenn man aber von einem massiven 

Finanzbedarf ausgeht - den ich vielfach auch se-

he, insbesondere was die Kommunen oder die 

Anschaffung von Schutzausrüstung angeht -, 

dann muss man doch zunächst prüfen, wo etwas 

eingespart werden kann, bevor man Schulden 

aufnimmt. Vor diesem Hintergrund ist die globale 

Minderausgabe in Höhe von 120 Mio. Euro si-

cherlich nur ein Tropfen auf den heißen Stein. Da 

sollte man meines Erachtens anders vorgehen. 

Wir werden im Rahmen der Beratungen - sofern 

es zeitlich machbar ist, um das ganz deutlich zu 

sagen - noch einmal unsere Einsparvorschläge 

aus den regulären Haushaltsberatungen aufgrei-

fen. 

Zur Tilgung ab 2024: Natürlich kann man sagen: 

Die derzeitige Lage ist Corona-induziert, und da-

nach wird sich die Wirtschaft wieder erholen. - 

Fest steht aber auch, dass dieser Zeitpunkt au-

ßerhalb dieser Legislaturperiode liegt. Ich vermu-

te, dass mit der Mipla, die Sie in diesem Jahr auf-

stellen, dann dasselbe passiert wie beim letzten 

Regierungswechsel: Sie wird nur bedingt fortge-

schrieben. Insofern wird es spannend sein, die 

Entwicklung in den nächsten 28 Jahren zu be-

obachten. Es hat zumindest ein Geschmäckle, 

nicht in der eigenen Legislaturperiode mit der Til-

gung zu beginnen. 

Zum Thema Unternehmensförderung: Die beste 

Unternehmensförderung ist nicht Subventionie-

rung, sondern die Unternehmer wieder in ihre Ei-

genverantwortung und unternehmerische Selbst-

ständigkeit zu entlassen. Unternehmer sagen mir 

im Gespräch, dass sie zwar auch Liquiditätshilfen 

wollen, aber an erster Stelle wollen sie wirtschaf-

ten, d. h. Taxifahrer wollen Taxi fahren, Bäcker 

wollen backen, Gastronomen wollen bewirten 

usw. Insofern denke ich, dass man die Beschrän-

kungen der Wirtschaft unter Berücksichtigung von 

Hygieneschutzmaßnahmen so schnell wie mög-

lich aufheben muss; denn der Staat wird meines 

Erachtens nicht auf Dauer Umsätze generieren - 

d. h. einen künstlichen Wirtschaftskreislauf auf-

bauen - können. 

Zum Verfahren: Wir haben wenig Zeit, um über 

diesen 2. Nachtragshaushalt zu beraten. Das war 

auch schon beim 1. Nachtrag der Fall. Das ist 

jetzt ein größeres Problem als vorher, weil wir 

jetzt mit - je nach Lesart - ungefähr 8 Mrd. Euro 

im Grunde größere Summen bewegen als in der 

regulären Haushaltsberatung. Denn wenn man 

die Ausgaben im regulären Haushalt, die schon 

determiniert sind, nicht berücksichtigt, beläuft sich 

dieser auf eine Summe von ungefähr 7 Mrd. Euro. 

Insofern würde ich es begrüßen, wenn wir mehr 

Zeit für die Beratung hätten.  

Da vermutlich nicht alle Ausschüsse an der Bera-

tung beteiligt werden können, rege ich an, zumin-

dest den Wirtschafts-, den Sozial- und natürlich 

den Ausschuss für Rechts- und Verfassungsfra-

gen um Stellungnahmen zu bitten.  

Auch nach meinem Dafürhalten können mit Blick 

auf die Terminfindung die Sommerferien vor dem 
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Hintergrund, dass wir uns in einer krisenhaften Si-

tuation befinden, kein Argument sein. Sie zu op-

fern, wäre für uns Abgeordnete das kleinste Prob-

lem. Deswegen hätte ich mir gewünscht, dass 

das Verfahren zeitlich etwas gestreckt würde. 

Abg. Frauke Heiligenstadt (SPD): Herr Minister, 

ich möchte zu Beginn im Namen der SPD-

Fraktion Ihnen und den Mitarbeiterinnen und Mit-

arbeitern im Finanzministerium, aber auch in den 

anderen Häusern ganz herzlich danken. Denn ich 

glaube, dass die Erarbeitung dessen, was hier 

vorgestellt wurde, ein über normale Arbeitswo-

chen hinausgehendes Engagement erfordert hat. 

Wir müssen zu einem geeigneten Zeitpunkt dar-

über sprechen, wie lange man diesen Modus, in 

dem in den Ministerien und sicherlich auch in vie-

len anderen administrativen Stellen momentan 

gearbeitet wird, den Mitarbeiterinnen und Mitar-

beitern noch aufbürden kann.  

Der Minister hat ausführlich dargestellt, was die 

Landesregierung mit dem 2. Nachtragshaushalt 

zu finanzieren beabsichtigt. Er hat dabei auch 

sehr nachvollziehbar dargestellt, welche Heraus-

forderungen sich momentan für das Land Nieder-

sachsen ergeben - nicht nur durch die wirtschaft-

liche Entwicklung und die Folgen der COVID-19-

Pandmie, sondern auch durch die Einnahmever-

luste sowohl in konjunktureller Hinsicht als auch 

pandemiebedingt. Deswegen möchte ich an die-

ser Stelle nicht weiter darauf eingehen - mein Kol-

lege Thiele hat schon sehr ausführlich dazu Stel-

lung genommen. 

Ich möchte namens der SPD-Fraktion allerdings 

deutlich machen, dass es in Artikel 71 Abs. 4 NV 

nicht nur um die Bekämpfung einer Pandemie 

geht, sondern auch um die Auswirkungen einer 

außergewöhnlichen Notsituation oder Naturkata-

strophe auf die staatliche Finanzlage, denen 

durch Kredite begegnet werden kann. Diese 

Auswirkungen betreffen nicht nur die Ausgabesei-

te, sondern auch die Einnahmeseite. 

Anhand der von Minister Hilbers präsentierten 

Grafik auf Seite 2 ist gut erkennbar, welche Di-

mensionen die Einnahmeverluste für den nieder-

sächsischen Landeshaushalt haben. Insofern 

reicht es nicht, zu sagen, man müsse die Wirt-

schaft wieder wirtschaften lassen. Angesichts ei-

ner Pandemie, die nicht nur Deutschland und Eu-

ropa betrifft, sondern weltweite Auswirkungen hat, 

und angesichts der Tatsache, dass auch Unter-

nehmen aus Niedersachsen exportorientiert sind, 

ist es verfehlt, sich ausschließlich auf die Hand-

lungsebene hier im Land Niedersachsen zu be-

ziehen. Denn die konjunkturellen Entwicklungen 

und insbesondere die damit einhergehenden Ein-

nahmeverluste des Staates auf der Bundes-, 

Landes- und kommunalen Ebene ergeben sich ja 

vor allem auch daraus, dass in vielen anderen 

Regionen - nicht nur in der Bundesrepublik - der-

zeit kein normaler Absatzmarkt gegeben ist. 

Ich halte es deshalb für wichtig, zu betonen, dass 

sich die Pandemie massiv auf die staatlichen Ein-

nahmen und Ausgaben auf allen Ebenen auswirkt 

und es aus diesen Gründen nicht nur erlaubt ist, 

die bestehende Möglichkeit nach Artikel 71  

Abs. 4 NV, Kredite aufzunehmen, zu nutzen, 

sondern es in dieser Situation sogar geboten ist. 

Geboten ist es einerseits, weil wir den Haushalt-

sausgleich sicherstellen müssen, andererseits 

aber auch, weil es wichtig ist, dass der Staat - 

neben der reinen Pandemiebewältigung; ich ver-

weise nur auf die genannte Säule „Gesundheit“ - 

als Akteur bei wichtigen Investitionen vorangeht. 

Denn die Unternehmen können zum Teil - das ist 

in einigen Beiträgen deutlich gemacht worden - 

aufgrund der Inanspruchnahme von Eigenkapital 

in der derzeitigen Situation häufig nicht investie-

ren bzw. müssen bestimmte Investitionen mög-

licherweise in die Zukunft verschieben. 

Aufgrund der Schwere und der Dauer der Beein-

trächtigung der staatlichen Finanzlage ist es auch 

wichtig, als Land Niedersachsen gemeinsam mit 

dem Bund und eventuell sogar mithilfe von EU-

Mitteln aktiv zu werden. Ich bin dem Finanzminis-

ter aber auch dankbar, dass er darauf hingewie-

sen hat, dass wir natürlich nicht doppelt finanzie-

ren müssen, wenn für bestimmte Maßnahmen 

schon Bundesmittel vorgesehen sind. Das ist ins-

besondere bei der Aufstellung der einen oder an-

deren Richtlinie zu beachten, wenn die Ausge-

staltung der Bundesförderprogramme bekannt ist.  

Zum Verfahren: Ich schlage vor, dass wir dem In-

nen- und dem Wirtschaftsausschuss anheimstel-

len, an der Sitzung am 3. Juli teilzunehmen, wenn 

wir die kommunalen Spitzenverbände anhören, 

um eine Beteiligung dieser beiden Fachaus-

schüsse zu gewährleisten. 

Ich halte es für notwendig, dass wir in dem vorge-

sehen Zeitplan bleiben. Denn nach dem 15. Juli - 

sofern der Nachtragshaushalt dann beschlossen 

wird - beginnen nicht für alle die Ferien. Vielmehr 

beginnt erst dann noch einmal die Arbeit in den 

Ministerien. Im Rahmen dieses Zeitplans haben 

wir dann die Möglichkeit, die entsprechenden fi-
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nanziellen Grundlagen zu legen, damit diese Mit-

tel noch in diesem Jahr bei den betroffenen Akt-

euren - den Unternehmen, Organisationen, Kran-

kenhäusern und Kommunen - ankommen kön-

nen. 

Abg. Frank Henning (SPD): Herr Grascha, mei-

nes Erachtens argumentieren Sie widersprüch-

lich, wenn Sie auf der einen Seite in Bezug auf 

das Kurzarbeitergeld drohende Arbeitslosigkeit an 

die Wand malen und auf der anderen Seite uns 

vorwerfen, wir würden zu viele Schulden machen. 

Es kann nur eines davon richtig sein: Wenn die 

Leute irgendwann in die Arbeitslosigkeit entlas-

sen werden, werden wir natürlich investieren und 

Programme auflegen müssen, um die Wirtschaft 

wieder anzukurbeln. Insofern kann man nicht so 

pauschal, wie Sie das getan haben, sagen, es 

würden zu viele Schulden gemacht. Ich würde 

mich an der Stelle auch mal über einen substan-

ziellen, neuen Vorschlag der Opposition freuen.  

Man kann sich auch darüber streiten, wo die 

Grenzen der Verfassungsmäßigkeit liegen und ob 

die ergriffenen Maßnahmen tatsächlich alle 

Corona-bedingt sind oder nicht. 

Ich habe noch eine Frage. Herr Minister, auf der 

Folie Nr. 4, die den Bereich Wirtschaft abbildet, ist 

u. a. das „Sonderprogramm Tourismus und Gast-

ronomie“ mit 120 Mio. Euro veranschlagt. Habe 

ich Sie richtig verstanden, dass dieser Betrag nur 

der Kofinanzierung der Bundesmittel dient? Im 

Koalitionsausschuss auf Bundesebene wurde un-

ter Nr. 13 vereinbart, zur Sicherung der Existenz 

von kleinen und mittelständischen Unternehmen 

ein Programm für Überbrückungshilfen mit einem 

Volumen von maximal 25 Mrd. Euro aufzulegen - 

das betrifft Hotellerie, Gastronomie, aber auch 

Schausteller, die seit Beginn der Corona-Krise 

praktisch kein Geld mehr verdient haben. Dienen 

diese 120 Mio. Euro also nur der Gegenfinanzie-

rung, oder geht es auch um eigene Landesaktivi-

täten? Beziehungsweise wie hoch ist der Anteil 

der Kofinanzierung in diesem Bereich? 

Die Beträge von 9 000 bzw. 15 000 Euro, die jetzt 

in einem zweiten Schritt vom Bund den genann-

ten Unternehmen zur Verfügung gestellt werden, 

sind meines Erachtens auf Dauer nicht ausrei-

chend. Da müssen wir möglicherweise noch ei-

gene Maßnahmen auf Landesebene ergreifen. 

Abg. Stefan Wenzel (GRÜNE): Zunächst auch 

von meiner Seite ein Dank an die Mitarbeiterinnen 

und Mitarbeiter in den Ministerien. Ich kann mir 

gut vorstellen, wie hoch die Arbeitsbelastung in 

den letzten Wochen gewesen ist, und sie wird 

auch in Zukunft kaum geringer sein, solange die-

se besondere Lage anhält. 

Ich teile die Einschätzung von Frau Heiligenstadt, 

dass wir über die nationalen Grenzen hinaus-

denken müssen. Wir sind das Land mit fast dem 

größten Zahlungsbilanzsaldo auf der Welt, d. h. 

wir sind ein sehr starkes Exportland. Eine Gesun-

dung allein der deutschen Wirtschaft wird die 

wirtschaftliche Gesamtlage nicht stabilisieren; an-

dere große Volkswirtschaften müssen sich gleich-

zeitig stabilisieren.  

Es ist vor diesem Hintergrund sehr besorgniser-

regend, zu sehen, wie Volkswirtschaften wie die 

USA, Brasilien, aber auch Indien mit dieser Kata-

strophe umgehen und wie die Erkrankung teilwei-

se ignoriert, teilweise auch infrage gestellt wird, 

obwohl die Situation gleichzeitig massive wirt-

schaftliche und soziale Auswirkungen hat. Je län-

ger sie ignoriert wird, umso länger dauert die Kri-

se letztlich und umso größer ist die Gefahr, dass 

es Neuinfektionen gibt. In einer globalisierten 

Welt, in der viel gereist wird, besteht die Gefahr, 

dass alles wieder von vorn anfängt, wie es jetzt in 

einigen deutschen Landkreisen zu beobachten 

ist. 

Insofern steht meines Erachtens nach wie vor die 

medizinische Frage an erster Stelle. Wir müssen 

alles dafür tun, um diese medizinische Notlage in 

den Griff zu bekommen, aber gleichzeitig - um in 

dem Bild von Herrn Thiele zu bleiben - auch die 

ökonomische Notlage vieler Menschen und die 

damit verknüpfte soziale Frage angehen.  

Wir können Zusammenhalt meiner Auffassung 

nach nur dann gewährleisten, wenn wir auch Ge-

rechtigkeit gewährleisten können, wenn wir also 

bei all unseren Maßnahmen zeigen, dass es um 

Gerechtigkeit geht. Jeder kann und muss so viel 

tragen, wie er kann. Aber es gibt auch viele Men-

schen, die das nicht können und denen die Ge-

sellschaft beistehen muss. 

Vor diesem Hintergrund ist meine Frage an Sie, 

Herr Hilbers, was Ihre Erwartungen bzw. Ihre 

Maßstäbe in Bezug auf die wirtschaftliche Ent-

wicklung sind. Sie haben heute im Handelsblatt 

gesagt: „Die Wirtschaft wird nicht nur durch Kon-

junkturprogramme auf der Nachfrageseite belebt.“ 

Das größte Gewicht im Konjunkturpaket der Bun-

desregierung in Bezug auf die Steuerausfälle sind 

ja die Nachfrageanreize, die durch die temporäre 
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Absenkung der Umsatzsteuer geschaffen werden 

sollen. Damit hat die Bundesregierung - und of-

fenbar bislang ohne Widerspruch der Landesre-

gierung - sehr wohl auch die Nachfrageseite in 

den Blick genommen. Sie haben weiter die Sen-

kung der Faktorkosten angesprochen, eine ma-

ximale Besteuerung von 25 % der Unternehmen 

und den Abbau von Regulierung und Bürokratie. 

Faktisch ist die Besteuerung unserer Unterneh-

men ja deutlich niedriger. Wenn man nicht die 

nominalen, sondern die realen Werte zugrunde 

legt, dann liegt sie im Vergleich mit den OECD-

Zahlen weit unter 25 %. 

Bei der Senkung der Faktorkosten bin ich bei 

Ihnen, insbesondere mit Blick auf die Digitalisie-

rung unserer Verwaltung - man sollte vieles, was 

digital erledigt werden kann, auch digital abwi-

ckeln - bis hin zu den Möglichkeiten, unsere 

Schulen und Hochschulen in dieser Hinsicht 

bestmöglich auszustatten. Derzeit gibt es meines 

Erachtens die Chance, ganz vorn dabei zu sein, 

was die technologische Entwicklung angeht.  

All dies hat aber natürlich eine nachhaltige Wir-

kung in die Zukunft. Ich würde gern wissen, ob in 

der Landesregierung auch über den Vorschlag 

des DGB gesprochen wurde, der u. a. darauf 

drängt, nicht nur einmalige Maßnahmen ins Auge 

zu fassen - Sie hatten auch schon von einem 

eventuellen 3. Nachtragshaushalt gesprochen -, 

weil die Stabilisierung der wirtschaftlichen und der 

Arbeitsplatzsituation möglicherweise einen länge-

ren Zeitraum in Anspruch nehmen wird. 

Eine Frage habe ich noch zu den Hochschulklini-

ken. Die Vorlage 256, über die wir unter Tages-

ordnungspunkt 6 noch im Detail beraten, weist 

Gesamtkosten für die beiden Hochschulkliniken in 

Höhe von 5,2 Mrd. Euro aus - jedenfalls nennt die 

Vorlage 2,6 Mrd. Euro für die MHH, sodass sich 

für beide Kliniken 5,2 Mrd. Euro ergeben. Im 

Sondervermögen sind bislang aber nur 1,05 Mrd. 

Euro enthalten. Wie wollen Sie die fehlenden 

4,1 Mrd. Euro finanzieren? 

Zum Verfahren: Auch aus Sicht meiner Fraktion 

wäre es wünschenswert, eine Mitberatung der be-

troffenen Ausschüsse zu ermöglichen. Darüber 

sollte in der Ausschusssitzung am 26. Juni nach 

der offiziellen Einbringung der Gesetzentwürfe 

entschieden werden. 

Minister Hilbers (MF): Ich bin Herrn Thiele und 

Frau Heiligenstadt sehr dankbar, dass sie das 

Engagement unserer Mitarbeiterinnen und Mitar-

beiter gewürdigt haben. Das Engagement und die 

Motivation der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in 

der Landesregierung, die diese Aufgaben schul-

tern, war ohnehin schon sehr hoch, und wir ha-

ben ihnen in den vergangenen Wochen einiges 

zugemutet. Deswegen bin ich dankbar, dass dies 

hier gewürdigt worden ist. 

Herr Grascha, ich möchte an dieser Stelle einmal 

auf die Länder verweisen, in denen die FDP mit-

regiert. In Nordrhein-Westfalen etwa hat man sich 

auf einen Tilgungszeitraum von 50 Jahren ver-

pflichtet. Nordrhein-Westfalen nimmt neue Kredite 

in Höhe von 25 Mrd. Euro auf und verwendet 

überhaupt keine Rücklagen, Mittel aus Jahresab-

schlüssen oder Ähnliches. Alles wird aus Krediten 

finanziert. In anderen Ländern wie Schleswig-

Holstein und Rheinland-Pfalz verhält es sich nicht 

anders. Ich kenne kaum Länder, die ihre Corona-

bedingten Maßnahmen aus anderen Mitteln fi-

nanzieren. In der Regel wird dies alles akonto, 

aus Notkrediten gebucht. Von diesen Ländern un-

terscheiden wir uns insofern positiv, als dass wir 

auch vorhandene Bestände in Anspruch nehmen. 

Wir haben wesentliche Teile der Rücklage einge-

setzt - allerdings nicht alles, Herr Grascha; das ist 

richtig. Das würde ich in einer Notlage aber auch 

nicht tun wollen, weil man die weitere Entwicklung 

nicht abschätzen kann. Man muss das auch ein-

mal in Relation zum Volumen des Haushalts, des 

Maßnahmenpakets und zu den bevorstehenden 

Herausforderungen setzen. Herr Wenzel hat auf 

die weltwirtschaftliche Entwicklung hingewiesen. 

Der IWF wird heute eine Korrektur seiner Progno-

se zur weltweiten wirtschaftlichen Lage veröffent-

lichen, von der wir ganz wesentlich abhängig 

sind.  

Angesichts des Ausmaßes dessen, was uns noch 

ins Haus steht, möchte ich nicht dazu übergehen, 

sozusagen jeden verfügbaren Notgroschen in 

Anspruch zu nehmen, sodass man letzten Endes 

nicht mehr handlungsfähig wäre. Wir müssen 

meines Erachtens sicherstellen, dass wir in jeder 

Situation reagieren können.  

Sie können sicher sein, dass wir die Mittel aus der 

Rücklage unter dem Strich in ein kluges Konzept 

eingebunden und vernünftig eingesetzt haben 

werden, um diese Zeit zu überbrücken. Nur 

möchte ich in der aktuellen Situation, in der nie-

mand weiß, wie sich die nächsten Haushalte ge-

stalten, wann die Pandemielage beendet ist und 

wann wieder ein in volkswirtschaftlicher Hinsicht 
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positives Wachstumsszenario eintritt, die Rückla-

ge nicht restlos einsetzen. 

In letzter Konsequenz müsste man sich dann 

auch fragen, welche Dinge noch veräußert und 

welche Beteiligungen noch aufgegeben werden 

müssten. Dann würden wir ganz andere Diskus-

sionen führen, die ich derzeit nicht führen möchte, 

weil sie meines Erachtens in der momentanen Si-

tuation nicht weiterhelfen. 

Dieser Notlagenkredit wird auch nicht mit der 

schlechten Konjunktur begründet. Dafür ist die 

Konjunkturkomponente da, die gedeckelt ist und 

zu der ich auch stehe. Deswegen berufen wir uns 

ja auf die - meines Erachtens ganz besondere - 

Notlage. Die reine Abbildung der konjunkturellen 

Mindereinnahmen geschieht über die Konjunktur-

komponente. Der Rest betrifft Strukturen, die ver-

lorengehen. Auf die medizinische Seite bin ich 

bereits eingegangen; ich wiederhole das für die 

konjunkturelle: Diese federn wir ab. Die Aufgabe, 

vor der wir uns sehen, ist es, die Strukturen 

durchzutragen.  

Wenn Strukturen am Markt verschwinden und das 

volkswirtschaftliche Potenzial sinkt, dann heißt 

das nichts anderes, als dass Produktivpotenzial 

vom Markt geht. Ich möchte nicht, dass das 

überwiegend in Niedersachsen stattfindet, weil 

sich andere Bundesländer um ihre Potenziale 

kümmern, sie durchtragen und wir das möglich-

erweise nicht tun. Es wird darum gehen, diese 

Strukturen zu bewahren und zu erhalten. Das 

kann erreicht werden, indem man Überbrü-

ckungskredite und Zuschüsse gewährt.  

Um auf den Handelsblatt-Artikel Bezug zu neh-

men: Angesichts der massiven Einbrüche auf der 

Nachfrageseite, die wir mittlerweile feststellen, 

müssen wir in gewissem Umfang etwas auf der 

Nachfrageseite tun. Insoweit ergreifen wir dort 

vielfältige Maßnahmen, um helfen zu können. 

Das ist eben nicht der Konjunktur, sondern der 

Notlage geschuldet.  

In der Regelung zur Schuldenbremse ist die Neu-

verschuldung als eine Ausnahme vorgesehen; 

das ist der Grundgedanke, dem wir folgen. Das 

verfassungsrechtliche Neuverschuldungsverbot, 

von dem es Ausnahmen gibt, steht also an erster 

Stelle. Ich glaube, sagen zu dürfen, dass wir uns 

ganz klar in einer Ausnahmesituation befinden - 

und die entsprechenden Instrumente nutzen wir 

jetzt praktisch.  

Man darf die praktische Nutzung aber nicht über-

dehnen; die Maßstäbe der Erforderlichkeit, der 

Zweckmäßigkeit und des vertretbaren Maßes 

müssen eingehalten werden. Im Vergleich mit den 

Maßnahmen anderer Bundesländer sind diese 

Maßstäbe in Niedersachsen meines Erachtens 

gewahrt. Die derzeitigen Beeinträchtigungen sind 

einer sehr komplexen Notsituation geschuldet. 

Sie wirkt in sehr vielfältiger Weise auf die staatli-

che Finanzlage, sodass wir den Nachweis der 

Kausalität sehr differenziert führen müssen.  

Breit angelegte Maßnahmen, die die Wiederauf-

nahme der wirtschaftlichen Aktivität in geeigneter 

Weise beschleunigen und Strukturen wettbe-

werbsfähig halten, sind richtig. Der Ausgleich von 

Mindereinnahmen der öffentlichen Hand aufgrund 

strukturell - nicht konjunkturell - reduzierter 

Wachstumserwartungen sind nur im Rahmen die-

ser engen Grenzen möglich, die nach meinem 

Dafürhalten gewahrt sind. 

Das Mittel der Kredite darf nur solange herange-

zogen werden, wie die Beeinträchtigung der Fi-

nanzlage des Landes nicht durch andere Mittel 

abgewendet werden kann. Wir machen deutlich, 

dass das im Finanzplanungszeitraum, auf den 

sich diese Überlegungen beziehen, so ist.  

Ich will auch Herrn Lilienthals Äußerungen auf-

greifen: Man kann durchaus Strukturen insofern 

schaffen, als dass Taxiunternehmer wieder Taxi 

fahren und Gaststätten wieder öffnen. Das haben 

wir mit unserem Stufenplan auch getan. Wir ha-

ben sehr sorgfältig abgewogen, was volkswirt-

schaftlich und was mit Blick auf das Pandemiege-

schehen wichtig ist.  

Nur gibt es dabei ein Problem: Auch wenn alle 

Taxiunternehmer wieder Taxi fahren, gibt es der-

zeit Menschen, die Angst haben, sich ins Taxi zu 

setzen, weil sie meinen, sie würden damit ein ge-

sundheitliches Risiko eingehen, sodass weniger 

Menschen Taxi fahren.  

Es gehen auch weniger Menschen in Gaststätten. 

Im Gespräch sagen Gastwirte, dass die Men-

schen das tun, solange das Wetter gut ist und 

man draußen sitzen kann. Aber wenn sie drinnen, 

in einer engen Räumlichkeit sitzen sollen, ver-

meiden sie den Restaurantbesuch - nicht weil sie 

aufgrund staatlich verordneter Schließung oder 

Sitzplatzbeschränkung nicht bedient würden, 

sondern weil sie offensichtlich Sorge um ihre Ge-

sundheit haben. Auch deshalb floriert die Gast-

wirtschaft nicht wieder.  
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Einzelhändler sagen mir, dass Kunden ihre Läden 

nicht betreten, weil mit Maske einzukaufen für vie-

le kein Einkaufserlebnis ist. Deswegen wird nur 

einkauft, was wirklich benötigt wird. 

Die bloße Öffnung der Strukturen hilft also offen-

sichtlich nicht weiter. Ich bin, glaube ich, nicht als 

Keynesianer verschrien. Ich schaue lieber fünfmal 

hin, bevor ich Kredite aufnehme. Aber wenn man 

feststellen muss, dass die Nachfrage nicht nur 

dadurch stimuliert werden kann, dass man auf der 

Angebotsseite die Faktorkosten senkt, indem man 

Beschränkungen lockert und Verfahren verein-

facht, dann muss man dazu übergehen, Maß-

nahmen auf der Nachfrageseite zu ergreifen. Da-

bei ist sicherlich eine gewisse Kaskade anzu-

nehmen, aber meines Erachtens sind diese Maß-

nahmen notwendig, weil die Nachfrage an be-

stimmten Stellen nicht vorhanden ist - auch weil 

Menschen z. B. in Sorge sind, die in Kurzarbeit 

sind. Es sind ungefähr zehnmal so viele Men-

schen in Kurzarbeit wie infolge der Kapitalmarkt-

krise. Wenn Menschen Sorge haben, dass ihr 

Einkommen in Zukunft nicht mehr ausreichen 

könnte, werden sie sich möglicherweise nicht da-

für entscheiden, größere Investitionen zu tätigen. 

Diese Lücke muss man in gewissem Maße 

schließen. Das verfolgen wir mit unseren Überle-

gungen. 

Im Übrigen ist der Tilgungsplan klar hinterlegt. 

Das wird auch nicht auf die nächste Legislaturpe-

riode verschoben. Die Tilgung macht nur keinen 

Sinn, solange die Planung nicht konjunkturell 

ausgeglichen ist. Sollte ein konjunktureller Aus-

gleich  früher erreicht werden, wäre das zwar zu 

begrüßen, aber ich kann mich nur auf die derzeit 

verfügbare Planung stützen.  

Ich kann nur auf die vorgestellte Steuerschätzung 

verweisen, die davon ausgeht, dass eine konjunk-

turelle Normallage erst 2024 wieder eintritt. Es 

steht leider zu befürchten, dass sich die Lage mit 

den nächsten Steuerschätzungen nicht verbes-

sert, sondern eher, dass sich der Gap vergrößert. 

Ich befürchte mit Blick auf die Wachstumsprogno-

sen für das zweite Halbjahr 2020, dass wir noch 

weiter unter Druck kommen werden. 

Aus diesen Gründen haben wir uns darauf ver-

ständigt, dass es, solange wir nicht konjunkturell 

in einer ausgeglichenen Situation sind und zum 

Ausgleich der konjunkturellen Lage noch die Kon-

junkturkomponente mit Krediten heranziehen, 

keinen Sinn macht, Tilgungen zu vereinbaren, 

weil man die Tilgungen dann über Kredite bezah-

len würde. 

Vor diesem Hintergrund ist es sinnvoller, nicht so 

hohe Kredite aufzunehmen, wie man nach der 

Konjunkturkomponente dürfte. Dann hat man für 

alle Fälle noch ein Ventil.  

Insofern haben wir den Tilgungsbeginn, der im 

Tilgungsplan festgelegt wird, für 2024 vereinbart. 

Eine Änderung müsste auch in der nächsten Le-

gislaturperiode mit Zweidrittelmehrheit beschlos-

sen werden - das kann also niemand mal eben so 

ändern.  

Mehr kann man diese Maßnahmen meines Er-

achtens nicht absichern; darauf lege ich Wert. 

Hieran wird auch deutlich, dass wir in Nieder-

sachsen eine der härtesten Schuldenbremsen un-

ter den Ländern haben. Maßnahmen wie Vorrats-

kredite für die nächsten Jahre, die in einigen Län-

dern laut Medienberichterstattung geplant sind, 

können bei uns nicht ergriffen werden.  

Herr Lilienthal, es ist richtig, dass die Herausfor-

derung und auch die Volumina riesig sind. Auch 

der zeitliche Druck ist riesig. Ich würde dem Par-

lament diesen Druck nicht zumuten, wenn ich es 

nicht müsste. Es ist uns aber wichtig, dass über 

die Ferien an den Zuwendungsprogrammen und 

Richtlinien gearbeitet werden kann, damit sie zü-

gig umgesetzt und die Hilfen ausgezahlt werden 

können.  

Zu Ihrer Frage, Herr Henning: Die Mittel sind in 

der Tat für Kofinanzierungen vorgesehen, aber 

auch für einen Lückenschluss mit Blick auf be-

stimmte Branchen in Niedersachsen, die beson-

ders betroffen sind, z. B. die Fahrzeug- und Zulie-

ferindustrie, die sich in der Transformation befun-

den hat. Schon vor der Corona-Krise haben uns 

viele Betriebsräte der Metall- und Elektroindustrie 

in regelmäßigen Treffen vorgetragen, dass ihre 

Unternehmen in großen wirtschaftlichen Schwie-

rigkeiten sind, weil sie keine guten Ergebnisse 

verzeichnen. Zum Teil fallen nur diejenigen unter 

die Bundesförderprogramme, die über einen lan-

gen Zeitraum gute Ergebnisse verzeichnen konn-

ten; das betrifft aber nicht alle. Es befanden sich 

auch Unternehmen in Restrukturierung. Auch die-

se sollen jetzt eine Chance haben. Zu nennen 

sind in diesem Zusammenhang auch Start-ups, 

die zum Teil noch am Anfang ihrer Tätigkeit stan-

den und denen wir durch die Krise helfen wollen.  
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Um vom Programm für Überbrückungshilfen des 

Bundes profitieren zu können, müssen in den ers-

ten Monaten 60 % Umsatzeinbruch aufgrund von 

Corona nachgewiesen werden; danach sind es 

50 %. Dieses Kriterium erfüllen nicht alle Unter-

nehmen; sie haben aber trotzdem hohe Fixkosten 

und Defizite. 

Das Wirtschaftsministerium will gezielt dort Lü-

cken schließen, wo das Bundesprogramm nicht 

greift, wir aber Unternehmen in Niedersachsen 

verlieren würden, die vor der Krise wirtschaftlich 

gut aufgestellt waren. Es geht uns stets darum, 

keine Unternehmen, die vor der Krise gut aufge-

stellt waren, keine Produktionskapazitäten und 

Dienstleistungskapazitäten zu verlieren, nur weil 

Unternehmen in der Krise ihre Fixkosten nicht 

tragen können.  

Wir werden also Lücken im Bundesprogramm fül-

len - nicht weil der Bund hierbei nicht verantwor-

tungsvoll gehandelt hätte, sondern weil wir insbe-

sondere an der Mittelstandsförderung etwas nä-

her dran sind in Niedersachsen. Der Bund küm-

mert sich mit seinem Wirtschaftsstabilisierungs-

fonds ganz gezielt um die größeren Unternehmen 

- Stichwort „Lufthansa“; hierüber fällt dieser Tage 

eine Entscheidung. Wir aber wollen insbesondere 

den Mittelstand in den Blick nehmen und diesem 

so weit helfen, wie wir können. Es ist ohnehin un-

sere große Aufgabe als Land, uns um den Mittel-

standsbereich zu kümmern; er klopft bei uns an, 

wenn es Probleme gibt. 

Herr Wenzel, Ihre Aussagen zur wirtschaftlichen 

Lage und den Herausforderungen teile ich. Unser 

Ziel ist die Stabilisierung. In der Tat habe ich dem 

Handelsblatt gesagt, dass ich die Entlastung der 

Unternehmen als vorrangig ansehe. Deswegen 

bin ich auch froh, dass sich viele der Steuermaß-

nahmen, die ich vorgeschlagen habe, im Kon-

junkturpaket wiederfinden. Ich habe viele dieser 

Ansätze in Berlin einbringen können, z. B. das 

Vorziehen von Abschreibungen. Degressive Ab-

schreibungen halte ich für ein sehr wichtiges In-

strument, um Unternehmen zu helfen.  

Mit Blick auf die Standorte der Unternehmen lie-

gen wir im OECD-Vergleich aber auch beim Ef-

fektivsteuersatz relativ weit oben. Wenn aber Un-

ternehmen Investitionsentscheidungen oder Ent-

scheidungen darüber treffen, welche Standorte 

sie angesichts zurückgehender Auslastung 

schließen, dann spielen auch Steuerfragen eine 

Rolle. Deswegen wünsche ich mir - zwar nicht im 

Rahmen des jetzigen Konjunkturpaket, aber an-

schließend - eine Diskussion darüber, wie wir uns 

in den nächsten Jahren so aufstellen können, 

dass wir wettbewerbsfähige Steuersätze haben.  

Wir liegen bei der Körperschaftssteuer und der 

Gewerbesteuer an zweiter oder dritter Stelle in 

der OECD-Statistik. Ich finde, das können wir uns 

als Industrienation, die auf externe Investitionen 

ausgerichtet und angewiesen ist, nur schwer leis-

ten. Deswegen werden wir zu prüfen haben, wie 

das gut mit der Gewerbesteuer verzahnt werden 

kann. Das Thema Körperschaftssteuer ist seit 

Jahren nicht angerührt worden, aber die Gewer-

besteuer ist immer weiter gestiegen. Das bedarf 

meines Erachtens der Überprüfung. 

Genauso sehe ich es bei den Faktorkosten. Es 

wird klug sein, zu moderaten Lohnabschlüssen zu 

kommen. Es wird klug sein, Bürokratiekosten zu 

senken und uns vielleicht wieder verstärkt darauf 

zu konzentrieren, uns gegenseitig zu vertrauen, 

und nicht alles in Deutschland zu verrechtlichen. 

Wir sollten die nächsten Monate nutzen, uns an-

dere Möglichkeiten zu überlegen, um fit für die 

Zukunft zu werden. 

Digitalisierung spielt natürlich eine ganz wesentli-

che Rolle. Dabei geht es auch um Aufbewah-

rungspflichten von Unterlagen und Ähnliches. 

Hier gibt es viele Möglichkeiten. Im Steuerbereich 

haben wir bereits einiges umgesetzt.  

Einen 3. Nachtragshaushalt wird es nicht geben. 

Wenn ich so zitiert worden bin, dann muss ich 

falsch verstanden worden sein. Wir bringen der-

zeit diesen umfangreichen 2. Nachtragshaushalt 

auf den Weg und preisen dabei auch die Risi-

kopositionen ein, weil wir möchten, dass im Nach-

trag alles abgebildet wird, was wir in diesem Jahr 

zur Bewältigung der Krise benötigen.  

Von dem Vorschlag des DGB - einer Fondslö-

sung - halte ich zugegebenermaßen sehr wenig. 

Das ist ein reines Deficite-spending-Programm, 

von dem man glaubt, es in einem Fonds verpa-

cken zu können. Aus dem Fonds sollen meiner 

Kenntnis nach sogar laufende Ausgaben bestrit-

ten werden. Das ist problematisch. Es wäre auch 

mit unserer Schuldenbremse nicht vereinbar, ei-

nen solchen Fonds aufzulegen, weil das staatli-

che Schulden für Zwecke wären, die nicht aus 

dem Haushalt bezahlt würden. Das halte ich für 

falsch.  

Wir sind den Weg über das Sondervermögen 

ausdrücklich deswegen gegangen, weil wir gezielt 
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die Begrenzung der Neuverschuldung verfolgen. 

In einem solchen Fonds wäre keine Begrenzung 

nach oben mehr vorhanden. Das halte ich für 

ausgesprochen schwierig, und diesen Weg würde 

ich keinesfalls mitgehen. 

Zum Thema Hochschulmedizin: Im Sonderver-

mögen stehen 2,1 Mrd. Euro für Baumaßnahmen 

zur Verfügung. Es ist nachvollziehbar, dass die 

Hochschulen darüber hinausgehende Wünsche 

haben. Aber die Baumaßnahmen, die für 2,1 Mrd. 

Euro umgesetzt werden können, müssen autark 

für sich stehen können und dürfen keine weiteren, 

über diesem Betrag liegenden Bedarfe auslösen. 

Das ist so festgelegt. 

Aus dem Sondervermögen muss die Krankenver-

sorgung - das möchte ich betonen - und dürfen 

ausdrücklich nicht Forschung und Lehre finanziert 

werden. Es muss sauber auseinandergehalten 

werden, was finanziert werden soll. In der Sum-

me, die Sie genannt haben, Herr Wenzel, sind 

Mittel für Forschung und Lehre enthalten. Wir ge-

hen davon aus, dass die Baumaßnahmen mit 

Blick auf die Krankenversorgung entsprechend 

umgesetzt werden können. Hierfür ist das Son-

dervermögen ja auch extra eingerichtet worden. 

Es ist meines Erachtens ein großer Vorteil, dass 

wir das Sondervermögen haben. Wenn es das 

nicht gäbe, wäre es unter der aktuellen finanzpoli-

tischen Situation sicherlich fraglich, wie wir die In-

vestitionen schultern können.  

Wir haben in vielerlei Hinsicht Vorsorge getroffen 

und das Sondervermögen durch Mittel aus den 

Jahresabschlüssen so weit gefüllt, dass die Bau-

maßnahmen jetzt begonnen werden können. Das 

Sondervermögen enthält über 1 Mrd. Euro, so-

dass wir sicher sein können, dass die Investitio-

nen im nächsten Jahr getätigt werden können. 

Wir haben weit mehr in das Sondervermögen 

eingebracht, als es laut Gesetz vorgesehen war - 

nämlich die genannte einmalige Einlage sowie ab 

2024 jährlich 100 Mio. Euro.  

Altschuldentilgung und die Ausstattung des Son-

dervermögens - all das trägt dazu bei, dass wir es 

jetzt in der Krise leichter haben und wirkungsvoll 

helfen können, ohne sofort an unsere Grenzen zu 

stoßen.  

Abg. Christian Grascha (FDP): Ich möchte noch 

zu drei Punkten etwas anmerken. 

Erstens. Sie sagten, im Sondervermögen für die 

Hochschulkliniken ständen 2,1 Mrd. Euro zur Ver-

fügung. Aber tatsächlich enthält das Sonderver-

mögen erst 1 Mrd. Euro. Deshalb bin ich sehr ge-

spannt, wie Sie die weitere Aufstockung des 

Sondervermögens in der mittelfristigen Finanz-

planung darstellen wollen.  

Ich halte die Aufstockung des Sondervermögens 

angesichts der Tilgungsverpflichtungen, die wir 

jetzt eingehen - seien diese auf 10, 25 oder 50 

Jahre gestreckt -, für sehr ambitioniert und 

schwierig. Denn es müssen Kredite zurückgezahlt 

werden, die aufgrund der Notsituation, aber auch 

mit Blick auf die Konjunkturkomponente aufge-

nommen werden. Deswegen sind wir der Mei-

nung, dass man sich bezüglich der Investitionen 

in den Neubau der Hochschulkliniken über alter-

native Finanzierungswege Gedanken machen 

muss. 

Zweitens. Ich gebe Ihnen völlig recht, Herr Minis-

ter, dass die Grenzen der Neuverschuldung in der 

Verfassung sehr klar beschrieben sind. In den 

nächsten Tagen wird es darum gehen, wie diese 

Neuverschuldungsmöglichkeiten genau ausge-

staltet sind. Sie haben angemerkt, dies müsse un-

ter Ausschöpfung aller anderen Möglichkeiten er-

folgen. Und die Verwendung der übrigen Mittel 

aus der Rücklage wäre eine andere Möglichkeit. 

Ich meine, es wäre im Sinne der Verfassungsre-

gelung zur Schuldenbremse, zunächst auf die 

Rücklage zurückzugreifen, bevor man neue 

Schulden macht. 

Drittens. Den Begriff der „erheblichen Beeinträch-

tigung der Finanzlage“ haben wir bereits in einer 

vorhergehenden Sitzung thematisiert. In der Be-

gründung zum Gesetz über die Schuldenbremse 

steht dazu - ich zitiere es erneut -:  

„Das Erfordernis der erheblichen Beeinträchti-

gung der Finanzlage bezieht sich auf den Fi-

nanzbedarf zur Beseitigung der aus einer Na-

turkatastrophe resultierenden Schäden und 

etwaigen vorbeugenden Maßnahmen. Glei-

ches gilt zur Bewältigung und Überwindung 

einer außergewöhnlichen Notsituation.“ 

Die Beeinträchtigung der Finanzlage aufgrund 

des Wegbrechens von Steuereinnahmen ist hier-

mit nicht gemeint, sondern hier geht es um die 

Kosten, die aus der Beseitigung von Schäden 

aufgrund einer Notsituation entstehen. Ich bin ge-

spannt auf die Stellungnahmen des Landesrech-

nungshofs und des Gesetzgebungs- und Bera-

tungsdienstes hierzu.  
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Minister Hilbers (MF): Ich will einen Punkt klar-

stellen. Ich hatte gesagt, dass das Mittel der Kre-

dite nur solange herangezogen werden darf, wie 

die Beeinträchtigung der Finanzlage des Landes 

nicht durch andere Mittel abgewendet werden 

kann. - Die Möglichkeit des Einsatzes anderer 

vorhandener Mittel hat der Gesetzgeber unter 

Achtung des Ausnahmecharakters von Artikel 71 

Abs. 4 NV und in Abwägung der Anforderungen 

einer nachhaltigen Haushalts- und Finanzplanung 

zu entscheiden. Darüber wird zu diskutieren sein. 

Der Ausnahmecharakter von Artikel 71 Abs. 4 

muss zur Wirkung kommen, allerdings ist die Zu-

lässigkeit einer Kreditermächtigung aufgrund von 

Artikel 71 Abs. 4 NV gewissermaßen eine Ultima 

ratio. Sie ist nicht mit der strikten Anforderung zu 

verknüpfen, sämtliche haushaltspolitischen Ent-

scheidungsspielräume und Reserven vollständig 

zu opfern. Dazu verpflichtet die Verfassung nicht. 

Wenn das so wäre, müsste man konsequenter-

weise auch darüber diskutieren, ob man bei-

spielsweise noch vorhandene Assets verkaufen 

kann, um Mittel aufzubringen. Hier ist eine Ein-

schätzung durch den Gesetzgeber erforderlich. 

Meine Einschätzung ist, dass wir zur Beantwor-

tung dieser Frage nicht allein den Stichtag heute 

heranziehen können. Ich gebe Ihnen recht: Am 

Ende des Konjunkturzyklus, wenn wieder Norma-

lität hergestellt ist, muss sich das ergeben. Das 

soll dann nicht durchgetragen werden. 

Es ist aber nicht mein Ziel, jetzt alle verfügbaren 

Mittel zu verbrauchen. Denn ich möchte den Nie-

dersachsen die Sorge nehmen, dass alle Reser-

ven bis aufs Letzte aufgebraucht sind, und ihnen 

die Gewissheit geben, dass wir in gewissem Um-

fang handlungsfähig bleiben, weil in der Rücklage 

noch Mittel vorhanden sind, um auch in den 

kommenden Zeiten angemessen reagieren zu 

können.  

Diese Abwägung hat natürlich der Gesetzgeber 

vorzunehmen. Aber auch die Landesregierung 

und ich als Finanzminister haben sie dahin ge-

hend vorzunehmen, ob man sich diesen Spiel-

raum erhält. Er ist relativ überschaubar: Es sind 

noch ungefähr 700 Mio. Euro freie Mittel in der 

Rücklage.  

Abg. Ulf Thiele (CDU): Ich möchte auf die Bewer-

tung von Artikel 71 Abs. 4 NV seitens Herrn 

Grascha eingehen; denn ich ahne, dass das spä-

ter noch eine Rolle spielen wird. Insofern ist das 

auch für die Abwägung, die der Landtag trifft, 

wichtig.  

In Absatz 4 Satz 1 heißt es:  

„Im Fall von Naturkatastrophen oder außerge-

wöhnlichen Notsituationen, die sich der Kon-

trolle des Staates entziehen und die staatliche 

Finanzlage erheblich beeinträchtigen,“ 

- ich bin mir sicher, dass wir weitestgehend einer 

Meinung sind, dass wir diesen Zustand deutlich 

erreicht haben - 

„kann abweichend von Absatz 2 aufgrund ei-

nes Beschlusses des Landtages der Haushalt 

durch Einnahmen aus Krediten ausgeglichen 

werden.“ 

Diese Formulierung beinhaltet logischerweise, 

dass Einnahmeausfälle ausgeglichen werden 

können, d. h. dass das - in diesem Fall massive - 

Wegbrechen von Steuereinnahmen zu einem 

Ausgleich über diese Regelung führen kann.  

Aus unserer Sicht wäre es völlig widersinnig, 

wenn wir auf der einen Seite eine Kreditermächti-

gung für zusätzliche Maßnahmen, die das Land 

ergreifen muss, um die Notsituation zu bewälti-

gen, genehmigen, auf der anderen Seite aber zu-

lassen, dass eine strukturelle Unterfinanzierung 

der Landesverwaltung dazu führen würde, dass 

sie gar nicht mehr dazu in der Lage wäre, ihrer 

Aufgabe - nämlich der Bewältigung der Notsitua-

tion - nachzukommen, weil sie aufgrund des not-

wendigen Eingreifens des Finanzministeriums in 

den Haushalt aufgrund der Einnahmesituation 

operativ und personell geschwächt wäre. 

Vor diesem Hintergrund halte ich die Argumenta-

tion, dass der Ausgleich von Steuereinnahmeaus-

fällen durch Artikel 71 Abs. 4 NV nicht abgedeckt 

sei, für absurd. Ich bin genau gegenteiliger Auf-

fassung. 

* 

Der Ausschuss verständigte sich darauf, die Ar-

beitsgemeinschaft der kommunalen Spitzenver-

bände Niedersachsen in seiner für den 3. Juli 

2020 geplanten Sitzung zum Entwurf eines Ge-

setzes zur Änderung des Haushaltsgesetzes 

2020 sowie zum Entwurf eines Haushaltsbegleit-

gesetzes zum 2. Nachtragshaushaltsgesetz 2020 

anzuhören und bat die Landtagsverwaltung, 

ihnen dies bereits jetzt mitzuteilen. Ferner kam er 

überein, über die Beteiligung weiterer Ausschüs-

se an der Beratung in seiner Sitzung am 26. Juni 

2020 zu entscheiden. 
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* 

Im Rahmen einer Wortmeldung zur Geschäfts-

ordnung kritisierte Abg. Ulf Thiele (CDU), dass 

Abg. Christian Grascha (FDP) während der lau-

fenden Sitzung des Ausschusses ein Foto mit 

dem Kommentar „Haushaltsausschuss heute mit 

dem Schuldenminister Hilbers“ auf Instagram ge-

postet habe. Dies sei aus seiner, Thieles, Sicht 

nicht mit der Geschäftsordnung vereinbar und 

unparlamentarisch. In der vergangenen Legisla-

turperiode sei diese Problematik angesichts eines 

ähnlichen Vorgangs im Plenum in einer Ältesten-

ratssitzung thematisiert worden.  

Er bat den Vorsitzenden darum, diesen Vorgang 

zu würdigen, und kündigte an, den Parlamentari-

schen Geschäftsführer der CDU-Fraktion darum 

zu bitten, den Sachverhalt mit Blick auf die Rege-

lungen in der Geschäftsordnung des Landtages 

sowie auf Stil und Inhalt im Ältestenrat zu thema-

tisieren. 

Abg. Christian Grascha (FDP) entgegnete, es 

sei durchaus ein übliches Verfahren, dass Parla-

mentarier über ihre Arbeit in sozialen Netzwerken 

informierten. Im Übrigen habe der genannte Bei-

trag einen zwinkernden Smiley und Anführungs-

striche enthalten.  

Abg. Frauke Heiligenstadt (SPD) schloss sich 

der Kritik des Abg. Thiele an und befürwortete ei-

ne Befassung des Ältestenrats mit dieser Frage. 

Vors. Abg. Stefan Wenzel (GRÜNE) kündigte an, 

sich über die diesbezügliche Beschlusslage des 

Ältestenrates zu informieren und dem Ausschuss 

darüber zu berichten. 

 

*** 
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Tagesordnungspunkt 2: 

Vorlagen 

 

Vorlage 259 

Bereitstellung von Landesmitteln zur Bewältigung 

der gesundheitlichen Großlage Coronavirus 

Schreiben des MF vom 19.06.2020  

 

Der Ausschuss nahm die Vorlage ohne Aus-

sprache zur Kenntnis.  

 

*** 
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Tagesordnungspunkt 3: 

Entwurf eines Gesetzes zur Bestellung einer 

oder eines Beauftragten gegen Antisemitis-

mus 

Gesetzentwurf der Fraktion der AfD - 

Drs. 18/2903 

erste Beratung: 42. Plenarsitzung am 28.02.2019 

federführend: AfRuV  

mitberatend gem. § 27 Abs. 4 Satz 1 GO LT:  

AfHuF 

 

Mitberatung 

Beratungsgrundlage: Beschlussempfehlung des 

federführenden Ausschusses (für erledigt erklä-

ren) 

Wortmeldungen ergaben sich nicht.  

 

Beschluss 

Der Ausschuss schloss sich der Beschlussem-

pfehlung des - federführenden - Ausschusses für 

Rechts- und Verfassungsfragen an, den Gesetz-

entwurf für erledigt zu erklären, weil die Landes-

regierung inzwischen einen Landesbeauftragten 

gegen Antisemitismus und für den Schutz jüdi-

schen Lebens berufen hat. 

 

Zustimmung: SPD, CDU, GRÜNE, FDP 

Ablehnung: AfD 

Enthaltung: - 

 

*** 

http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_05000/02501-03000/18-02903.pdf
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Tagesordnungspunkt 4: 

Günstige Rahmenbedingungen für den Zu-

ckerrübenanbau in Niedersachsen schaffen 

Antrag der Fraktion der AfD - Drs. 18/4473 

direkt überwiesen am 05.09.2019 

federführend: AfELuV  

mitberatend gem. § 27 Abs. 4 Satz 1 i. V. m. § 39 

Abs. 2 Satz 2 GO LT: AfHuF 

 

Mitberatung 

Beratungsgrundlage: Beschlussempfehlung des 

federführenden Ausschusses (Ablehnung) 

Wortmeldungen ergaben sich nicht.  

 

Beschluss 

Der Ausschuss schloss sich der Beschlussem-

pfehlung des - federführenden - Ausschusses für 

Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucher-

schutz an, den Antrag abzulehnen. 

Zustimmung: SPD, CDU, GRÜNE, FDP 

Ablehnung: AfD 

Enthaltung: - 

 

*** 

http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_05000/04001-04500/18-04473.pdf
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Tagesordnungspunkt 5: 

Qualitätsjournalismus und Medienvielfalt er-

halten: Medienunternehmen und freie Journa-

listinnen und Journalisten unterstützen 

Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen - 

Drs. 18/6380 

erste Beratung: 77. Plenarsitzung am 13.05.2020 

federführend: AfRuV  

mitberatend: UAMedien  

mitberatend gem. § 27 Abs. 4 Satz 1 i. V. m. § 39 

Abs. 3 Satz 1 GO LT: AfHuF 

 

Mitberatung 

Beschlussempfehlung des federführenden Aus-

schusses (Ablehnung) 

Wortmeldungen ergaben sich nicht.  

 

Beschluss 

Der Ausschuss schloss sich der Beschlussem-

pfehlung des - federführenden - Ausschusses für 

Rechts- und Verfassungsfragen an, den Antrag 

abzulehnen. 

Zustimmung: SPD, CDU, FDP, AfD 

Ablehnung: GRÜNE 

Enthaltung: - 

 

 

*** 

http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_07500/06001-06500/18-06380.pdf
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Tagesordnungspunkt 6: 

Unterrichtung durch die Landesregierung 

über den Sachstand der Bauvorhaben an der 

Universitätskliniken UMG und MHH sowie 

über den Masterplan der MHH 

dazu: Vorlage 256 (MWK) - Unterrichtung des 

AfHuF über den Masterplan „MHH 2025 - Ein 

neuer Medizincampus entsteht“ 

 

Unterrichtung 

Unterrichtungsunterlagen: 

- PowerPoint-Präsentation „MHH 2025 - Ein 

neuer Medizincampus entsteht“ (Anlage 3)  

- Vereinbarung über die zentrale Steuerung 

zwischen dem Land Niedersachsen und der 

MHH und der UMG (Anlage 4) 

Minister Thümler (MWK): Die heutige Unterrich-

tung über die Bauvorhaben an den Universi-

tätskliniken MHH und UMG knüpft an die Unter-

richtung im Haushaltsausschuss Anfang März an.  

Auch heute sitzt der Geschäftsführer der DBHN, 

Herr Landré, wieder neben mir. Er wird Ihnen im 

Nachgang meiner Ausführungen für Fragen zur 

Verfügung stehen. Frau Patzke steht Ihnen zur 

Beantwortung juristischer Fragen zur Verfügung.  

 

Auf der zweiten Folie der PowerPoint-Präsen-

tation (Anlage 3) sehen Sie das Stufenmodell der 

zentralen Steuerung, das die Maßgabe für alle 

Planungen ist.  

Die „Vereinbarung über die zentrale Steuerung“ 

ist in der Zwischenzeit von allen Beteiligten unter-

zeichnet worden und liegt Ihnen zur Kenntnis-

nahme als Tischvorlage vor (Anlage 4). 

Der Übergang von der sogenannten alten Welt in 

die „neue Welt“ schreitet damit stetig voran. An-

hand der Entwicklungen an MHH und UMG in den 

letzten Monaten wird deutlich, dass sowohl das 

System der zentralen Steuerung als auch der 

Übergang in die „neue Welt“ gut funktionieren.  

Zunächst möchte ich Ihnen die Fortschritte bei 

der Medizinischen Hochschule Hannover vorstel-

len. 

Auf den folgenden drei Folien sehen Sie, was in 

den nächsten Jahren geplant ist und vor Ort pas-

sieren soll. 
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Ihnen liegt zur heutigen Sitzung der Masterplan 

der MHH „MHH 2025 - Ein neuer Medizincampus 

entsteht“ vor, den die MHH am 3. März 2020 bei 

der DBHN eingereicht hat.  

Der Masterplan formuliert ein Gesamtzielbild aus 

Krankenversorgung, Forschung und Lehre, Admi-

nistration, technischer Infrastruktur und Interims-

maßnahmen. Wir befinden uns bei der MHH ak-

tuell - dies sehen Sie auf dem Dreieck auf der Fo-

lie 2 - in den Stufen 0 und 1.  

Dabei werden Strategien definiert für den Nach-

weis der baulichen Unterbringung des festgestell-

ten Gesamtbedarfs, der Funktionsfähigkeit und 

Schlüssigkeit des Gesamtkonzepts, der Wirt-

schaftlichkeit, des Standorts und der Risiken des 

Projekts. So werden auf Basis des festgestellten 

Gesamtbedarfs der Masterplanung die benötigten 

Flächen abgeleitet. 

Zusätzlich zu dieser „strategischen Masterpla-

nung“ wird mit dem Masterplan eine städtebauli-

che Setzung des Gesamtcampus, die sogenannte 

bauliche Masterplanung, vorgenommen. Diese 

dokumentiert die einzelnen Schritte der Umset-

zung der baulichen Maßnahmen im Gesamtkon-

text.  

Durch die Zweckbindung des Sondervermögens 

liegt der Schwerpunkt der Masterplanung jedoch 

naturgemäß auf der Krankenversorgung. 

Die MHH hat in ihrem Masterplan dargestellt, 

dass für den Neubau der Krankenversorgung mit 

den Mitteln des Sondervermögens ein erster in 

sich voll funktionsfähiger Inbetriebnahme-Ab-

schnitt auf dem Stadtfelddamm mit 514 Planbet-

ten und einer Fläche von 61 960 m² realisiert 

werden kann.  

Dieser erste Inbetriebnahme-Abschnitt kann auch 

ohne die weitere Bereitstellung von Haushaltsmit-

teln im Sondervermögen, die über 1,05 Mrd. Euro 

hinausgehen, mit dem MHH-Bestand parallel be-

trieben werden.  

Die DBHN hat dem Masterplan der MHH ein posi-

tives Votum erteilt. Dabei hat sie in Wahrneh-

mung ihrer Controlling- und Prüfpflichten - ent-

sprechend der zentralen Steuerung - den Master-

plan hinsichtlich der baulichen Unterbringung des 

festgestellten Gesamtbedarfs, der Funktionsfä-

higkeit und Schlüssigkeit des Gesamtkonzepts, 

der Wirtschaftlichkeit, des Standorts sowie der 

Risiken geprüft und bewertet. 

Aus Sicht der DBHN erfüllen die aus dem Ge-

samtbedarf der Krankenversorgung abgeleiteten 

Flächen und Kosten sowie die städtebauliche 

Setzung auf dem neuen Stadtfelddamm vollstän-

dig die Anforderungen an einen Masterplan.  

Das MWK schließt sich nach einer Plausibilitäts-

prüfung dem positiven Votum der DBHN an. Ge-

mäß der zentralen Steuerung erfolgte diese Prü-

fung hinsichtlich haushalterischer Aspekte in Ab-

stimmung mit dem MF. 

Zudem teilt auch der Landesrechnungshof in sei-

ner Stellungnahme grundsätzlich die Einschät-

zungen des Votums der DBHN. Er weist aller-

dings darauf hin, dass die Gesamtbedarfsfeststel-

lung im Verlauf der Umsetzung der Baumaßnah-

men - unter Berücksichtigung eines Gesamtkon-

zepts der Hochschulmedizin in Niedersachsen - 

zu überprüfen und gegebenenfalls anzupassen 

sei. 

Zudem weist der Landesrechnungshof darauf hin, 

dass mit den Mitteln des Sondervermögens ledig-

lich die Realisierung des ersten Inbetriebnahme-

Abschnitts der Krankenversorgung möglich ist, 

sodass Neubauten und Altbestand zunächst pa-

rallel genutzt werden müssten.  

Für den Nachweis der Möglichkeit einer zukunfts-

fähigen Krankenversorgung hält der Landesrech-

nungshof daher die Aufstellung eines Betriebsor-

ganisationskonzepts im Rahmen der nächsten 

Stufe der zentralen Steuerung, der baulichen 

Entwicklungsplanung, für erforderlich. 

Dazu an der Stelle folgender Hinweis: Das Land 

hat durchaus einen Plan, wie es mit der Universi-

tätsmedizin an allen drei Standorten in Nieder-

sachsen umgehen will. Es gibt nichts, was wir 

diesbezüglich noch nachliefern müssten.  
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Mit der Vorlage des Masterplans ist ein wesentli-

cher Meilenstein für die MHH - und damit auch für 

die Bürgerinnen und Bürger des Landes Nieder-

sachsens - erreicht worden.  

Lassen Sie mich noch darauf hinweisen, dass 

zum Erreichen der Finanzierungsvoraussetzung 

für den ersten Inbetriebnahme-Abschnitt gemäß 

Sondervermögensgesetz die Gründung der Bau-

gesellschaft der MHH sowie ihre Finanzierung 

aus dem Sondervermögen sicherzustellen ist. 

Deshalb hat die MHH mit dem Masterplan inhalt-

lich bereits einen Teil der baulichen Entwick-

lungsplanung, nämlich den Gesamtfinanzplan, 

vorgelegt. Hierzu werden wir uns in 14 Tagen, am 

8. Juli, in diesem Kreis ausführlich austauschen, 

wenn die Befassung des Haushaltsausschusses 

mit diesem Thema vorgesehen ist.  

Darüber hinaus hat sich die MHH zwischenzeitlich 

dafür entschieden, dass der Posten des Ge-

schäftsführers der Baugesellschaft neben einem 

vierten Präsidiumsmitglied besetzt werden soll. Im 

nächsten Schritt wird der Geschäftsführer be-

nannt. 

Nun komme ich zur Universitätsmedizin Göttin-

gen. Hier sind wichtige Meilensteine erreicht wor-

den: 

Die UMG hat am 9. April 2020 ihren Masterplan 

und darüber hinaus am 8. Mai 2020 die bauliche 

Entwicklungsplanung bei der DBHN eingereicht. 

Das ist die Stufe 2 des Dreiecks auf Folie 2 der 

Präsentation. Beide Unterlagen befinden sich 

derzeit entsprechend der zentralen Steuerung in 

Prüfung. Somit kann die UMG bereits wichtige 

Fortschritte in der Planungstiefe vorweisen. Die 

Unterrichtung des Ausschusses zu diesen beiden 

Stufen ist nach der Sommerpause vorgesehen.  

Ähnlich wie bei der MHH werden auch bei der 

UMG aktuell die Voraussetzungen für die Grün-

dung der Baugesellschaft geschaffen. Die Aus-

wahl des Geschäftsführers für die Baugesell-

schaft ist bereits erfolgreich abgeschlossen. Herr 

Kai Schulze wird ab dem 1. Juli 2020 als Beschäf-

tigter der UMG angestellt sein und nach ihrer 

Gründung sodann die Baugesellschaft leiten.  

Wir hatten bereits Anfang März ausführlich über 

das Vergabeverfahren der UMG hinsichtlich der 

Bauabschnitte 1A und 1B gesprochen. Die UMG 

hat in den letzten Monaten das weitere Vorgehen 

intensiv geprüft.  

Hierzu möchte ich Ihnen im Ergebnis mitteilen, 

dass die UMG heute bekannt gibt, dass sie das 

Verfahren zur Vergabe des Bauabschnitts 1A - 

und optional des Bauabschnitts 1B - beendet. Bei 

der ursprünglich ausgeschriebenen sogenannten 

Zwei-Haus-Lösung bildeten die Bauabschnitte 1A 

und 1B jeweils einen eigenen Gebäudekomplex. 

Im Zuge des Vergabeverfahrens zeigte sich je-

doch, dass die Konzeption der beiden Bauab-

schnitte 1A und 1B als einheitlicher Ge-

bäudekomplex - die sogenannte Ein-Haus-

Lösung - ganz andere und weitaus bessere funk-

tionale, klinische, technische und organisatori-

sche Beziehungen ermöglichen würde, als dies in 

einer „Zwei-Haus-Lösung“ der Fall wäre. Diese 

Vorteile offenbarten sich als derart groß, dass aus 

Sicht der UMG die Realisierung der zur Vergabe 

ausgeschriebenen Zwei-Haus-Lösung nicht mehr 

sachgerecht ist. Die Landesregierung und die 

DBHN teilen diese Auffassung. 

Zur Sicherstellung einer rechtskonformen Verga-

be der Ein-Haus-Lösung hat die UMG daher in 

enger Abstimmung mit dem MWK beschlossen, 

auf die Realisierung der Zwei-Haus-Lösung zu 

verzichten und das laufende Vergabeverfahren zu 

beenden. Gemeinsam mit der DBHN bereitet die 

UMG nun die Ausschreibung für die Ein-Haus-

Lösung vor.  

Die Entscheidung der UMG für die Planung einer 

Ein-Haus-Lösung ist zu begrüßen. Ich bin davon 

überzeugt, dass dies eine gute Grundlage für die 

UMG ist, um ihr Neubauvorhaben zügig, rechtssi-

cher und wirtschaftlich zum Erfolg zu führen.  

Wichtig ist auch, dass die UMG die bisher aufge-

bauten Kompetenzen, die Planungen und auch 

die gesammelten Erfahrungswerte in die Aus-

schreibung für die Ein-Haus-Lösung einbringen 

wird.  

Viele große Bauvorhaben haben gezeigt, wie 

wichtig und unerlässlich eine gründliche Planung 

vor Beginn der Bauphase ist, um ein wirtschaftlich 

tragfähiges und vergaberechtlich abgesichertes 

Bauvorhaben umzusetzen. Ich betone weiterhin, 

dass bei derartigen Mammutprojekten stets 

Gründlichkeit vor Schnelligkeit geht.  

Das zeigt sich hier sehr deutlich: Denn die Zeit, 

die wir jetzt in eine tiefgehende Planung und vor 

allen Dingen in ein rechtssicheres Vergabeverfah-

ren für das Neubauprojekt der UMG als Ein-Haus-

Lösung investieren, wird uns in der späteren 

Bauphase zugutekommen. Die Risiken des be-
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endeten Vergabeverfahrens mit Blick auf Verzö-

gerungen durch eventuelle Rechtsstreitigkeiten im 

späteren Verlauf werden durch das neue Verga-

beverfahren vermieden.  

Abschließend möchte ich Ihnen noch eine Bot-

schaft mitgeben, die mir persönlich sehr am Her-

zen liegt: Das Neubauprojekt der UMG hat in 

meinem Hause und in der gesamten Landesre-

gierung höchste Priorität. Die UMG sehe ich mit 

der heutigen Entscheidung genau aus diesem 

Grund auf einem guten und richtigen Weg, das 

Neubauprojekt erfolgreich voranzutreiben.  

Denn es geht jetzt sofort weiter: Die Masterpla-

nung und die bauliche Entwicklungsplanung der 

UMG, und damit also die Stufen 1 und 2 der zent-

ralen Steuerung, liegen bereits zur Prüfung vor. 

Ich freue mich darauf, Sie schon im September zu 

diesen Fortschritten zu unterrichten. Wir gehen 

also kraftvoll weiter voran.  

 

Aussprache 

Abg. Christian Grascha (FDP): Ich habe drei 

Nachfragen.  

Erstens zur Beendigung des Vergabeverfahrens, 

die heute von der UMG bekannt gegeben wird: 

Erwartet die Landesregierung, dass es zu Klagen 

von Bietern, die sich an dem bisherigen Aus-

schreibungsverfahren beteiligt haben, kommt? 

Wenn ja: Welche möglichen Entschädigungszah-

lungen stünden dann gegebenenfalls im Raum?  

Zweitens. Zu welcher zeitlichen Verzögerung führt 

die Beendigung der Ausschreibung bzw. die neue 

Ausschreibung? 

Drittens. Bei der Zwei-Haus-Lösung stand ja ein 

bestimmtes Volumen in Rede. Geht es bei der 

Ein-Haus-Lösung um ein ähnliches Volumen oder 

um ein signifikant anderes? 

RL’in Patzke (MWK): Auf Ihre erste Frage, ob 

Klagen zu erwarten sind, kann ich keine Auskunft 

erteilen; das kann ich nicht voraussehen. Die 

Kommunikation mit den Bietern beginnt erst jetzt; 

sie erhalten heute das entsprechende offizielle 

Schreiben.  

Ähnliches gilt für eventuelle Schadenersatzan-

sprüche.  

Zu der sehr komplexen rechtlichen Konstruktion 

kann ich in öffentlicher Sitzung nichts sagen. Ab 

morgen wird es ein Nachverfahren zu dem 

Vergabeverfahren geben, in dem gegebenenfalls 

die Bieter ihre rechtlichen Ansprüche, falls solche 

bestehen, geltend machen könnten. Wenn weite-

re Informationen gewünscht werden, würde ich 

darum bitten, die Vertraulichkeit der Sitzung her-

zustellen.  

Herr Landré (DBHN): Zu Ihrer zweiten Frage 

nach der zeitlichen Verzögerung aufgrund der 

Aufhebung des Vergabeverfahrens bzw. des 

neuen Vergabeverfahrens: Aufgrund des Um-

standes, dass das neue Verfahren erst nach Ge-

nehmigung des Finanzhilfebescheides möglich 

wäre, geht die UMG - das halten wir auch für rea-

listisch - von einer zeitlichen Verzögerung bei der 

Beauftragung der Planungsleistungen von sechs 

bis neun Monaten aus. Das setzt voraus, dass als 

Soll der ursprüngliche Zeitplan der UMG ange-

setzt wird. Die DBHN hatte in ihrem Votum bereits 

angezweifelt, dass die Planungsphase in der ur-

sprünglich geplanten Kürze hätte erfolgen kön-

nen. Wir gehen davon aus, dass, wenn man bei 

dem alten Verfahren geblieben wäre, die von 

Herrn Thümler und Frau Patzke erwähnten recht-

lichen Schwierigkeiten in Verbindung mit den von 

mir im Rahmen der letzten Unterrichtung des 

Ausschusses skizzierten wirtschaftlichen Proble-

men zu substanziellen zeitlichen Verzögerungen 

geführt hätten. Wir gehen also ohnehin davon 

aus, dass der ursprünglich vorgesehene Zeitplan 

nicht haltbar gewesen wäre.  

Wie gesagt: Wir gehen von sechs bis neun Mona-

ten Verzögerung aus. Wir sind aber zuversicht-

lich, dass wir diese Zeit aufgrund der dann 

schnelleren Planungs- und Errichtungsphase 

wieder aufholen können. Im Moment gehen wir 

davon aus, dass die Baufertigstellung im Jahr 

2027 erfolgt sein wird.  

Zu Ihrer dritten Frage nach den wirtschaftlichen 

Konsequenzen einer Ein-Haus-Lösung: Man geht 

von den gleichen wirtschaftlichen Konsequenzen 

wie bei der Zwei-Haus-Lösung aus. Die Ein-Haus-

Lösung wird in substanzieller Hinsicht zu Syner-

gien führen. Zunächst einmal führt sie zu einer 

Verbesserung der Versorgungsqualität - das war 

auch die wesentliche Motivation der UMG, diese 

unternehmerische Entscheidung zu treffen. Dies 

begrüßen wir; denn ein Festhalten an einem Ver-

fahren ist kein Selbstzweck. Vielmehr geht es da-

rum, die beste bauliche Lösung für die Kran-

kenversorgung zu wählen. Dafür hat sich die 
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UMG entschieden. Wir gehen auch davon, dass 

substanzielle Effizienzvorteile aufgrund einer ver-

besserten Betriebsorganisation zu erreichen sind.  

Hinsichtlich der skizzierten wirtschaftlichen Grö-

ßenordnung pro Quadratmeter haben wir inzwi-

schen ein gemeinsames Verständnis mit der 

UMG entwickelt. Das ist bereits in die bauliche 

Entwicklungsplanung eingeflossen. Der Master-

plan ist von uns bereits mit einem positiven Vo-

tum versehen worden und befindet sich aktuell in 

der Abstimmung. Er wird am 2. September dem 

Haushaltsausschuss vorgelegt. Der bauliche 

Entwicklungsplan, der von der UMG vorgelegt 

und mit einem positiven Votum versehen worden 

ist, wird unser Haus morgen verlassen. Wir glau-

ben, dass das Milliardenkonzept, das die UMG 

vorlegt, nunmehr sehr schlüssig ist. Man wird von 

der Milliarde inklusive Risikopuffer nunmehr drei 

Bauabschnitte realisieren können: Baustufe 1 

plus Mutter-Kind-Zentrum plus Diagnostikzent-

rum. Das halten wir für einen substanziellen in-

haltlichen Gewinn in der konzeptionellen Vorge-

hensweise der UMG. Wir gehen also mit Tempo 

in die weitere Umsetzung.  

Bei dieser Gelegenheit kann ich Ihnen auch mit-

teilen, dass wir dem Haushaltsausschuss am 

22. September den Maßnahmenfinanzierungs-

plan zur Finanzierung der Baugesellschaft vorle-

gen werden. Der nächste Schritt gemäß der zent-

ralen Steuerung wird nach Aussage der UMG 

Ende dieses Jahres mit der baulichen Abschnitts-

planung gegangen sein. Das heißt, das bauliche 

Soll der Baustufe 1 wird dann komplett definiert 

sein nach den Anforderungen, die konsensual mit 

der UMG abgestimmt worden sind. Wir sind also 

frohen Mutes, diesen ambitionierten Zeitplan zu-

künftig halten zu können, sodass wir im nächsten 

Jahr wieder in die Ausschreibung einsteigen wer-

den.  

MDgt Palm (LRH): Seitens des Landesrech-

nungshofs möchte ich noch einige Ausführungen 

zum Masterplan der MHH machen.  

Die Finanzkontrolle hat diesen Masterplan aus-

drücklich goutiert, weil er strategische und infra-

strukturelle Maßgaben für eine moderne, be-

darfsgerechte Hochschulklinik beschreibt.  

Ich möchte aber auf einen Punkt hinweisen, der 

uns Kopfzerbrechen bereitet.  

Zurzeit sind auf der Grundlage des Masterplans 

ungefähr 500 Betten ausfinanziert. Die Bedarfs-

festsetzung im Masterplan der MHH sieht in der 

neuen Struktur insgesamt 1 604 Betten vor. Das 

heißt, von den bisherigen Planungen ist ein Drittel 

ausfinanziert. Das ist ein gewisser Fortschritt, 

kann aber zu ganz erheblichen Problemen füh-

ren. Denn alter und neuer Bestand müssen orga-

nisatorisch miteinander verbunden werden. Hinzu 

kommt, dass sich der Investitionsbedarf in den 

Altbestand, der in weiten Teilen in hohem Maß 

sanierungsbedürftig ist, erhöhen könnte. Dies 

könnte in den nächsten Jahren oder Jahrzehnten 

zu Kosten führen, die letztlich gar nicht mehr fi-

nanzierbar wären.  

Minister Hilbers hat unter Tagesordnungspunkt 1 

ausgeführt, dass unter haushaltswirtschaftlichen 

Gesichtspunkten der Dotierung des Sonderver-

mögens Grenzen gesetzt sind. Ich kann die Sicht 

des Finanzministers gerade vor dem Hintergrund 

der Gesamtlage gut verstehen. Auf der anderen 

Seite besteht hier ein klassischer Konflikt zwi-

schen haushaltswirtschaftlicher Disziplin und 

Wirtschaftlichkeitsprinzip. Auch das muss eine 

tragende Säule mit Blick auf strategisches und 

operatives Handeln der öffentlichen Hand sein. 

Denn es wird immer offenkundiger, dass die Teil-

realisierung der Bauvorhaben zwar den haus-

haltswirtschaftlichen Realitäten geschuldet ist, 

aber zu immensen Unwirtschaftlichkeiten führt. 

Ich habe dieses Thema schon mehrfach ange-

sprochen, und es besteht aufseiten der Finanz-

kontrolle immer noch eine Resthoffnung, dass, 

um auch dem Aspekt der Wirtschaftlichkeit Genü-

ge zu tun, angesichts der beschränkten haus-

haltsrechtlichen Rahmenbedingungen die Option 

geprüft wird, weitere Bauabschnitte zeitnah z. B. 

im Rahmen von ÖPP-Projekten zu realisieren.  

Wir sind der Auffassung, dass die beiden Hoch-

schulklinken für die Krankenversorgung und für 

die Forschungslandschaft in Niedersachsen eine 

überragende Bedeutung haben, sodass das Ziel 

sein muss, die Neubauvorhaben - und zwar be-

zogen auf den Gesamtbedarf - zeitnah zu realisie-

ren.  

Wenn die Baumaßnahmen auf klassische Weise 

finanziert werden, kann es passieren, dass sich 

die Gesamtrealisierung über die Dauer einer Ge-

neration erstreckt, sodass, wenn sie beendet ist, 

die ersten Bauabschnitte schon wieder saniert 

werden müssen. Das ist ein riesiges Problem.  

Wir meinen, vor dem Hintergrund bedarfsgerech-

ten und wirtschaftlichen Bauens muss zumindest 
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noch einmal über alternative Finanzierungsmögli-

chen nachgedacht werden.  

Abg. Stefan Wenzel (GRÜNE): In der Stellung-

nahme des Landesrechnungshofs zum Master-

plan der MHH steht:  

„Der Masterplan MHH 2025 gibt Bau- und 

Investitionskosten (inklusive Risiken) für die 

Krankenversorgung von 2,636 Mrd. Euro an. 

Dies übersteigt die Mittel des Sondervermö-

gens erheblich, sodass die Finanzierung bis-

her nicht gesichert ist.“ 

Diese Aussage bezieht sich ja nur auf ein Bau-

vorhaben. Es gibt aber zwei Bauvorhaben. Herr 

Minister, Sie haben heute erklärt, dass Sie die 

Ausschreibung für die UMG zurückziehen wollen.  

Grob gerechnet, ist also mit einer Summe zu 

rechnen, die etwa doppelt so hoch ist wie bislang 

vorgesehen - das geht in die Richtung dessen, 

was der Rechnungshof in seinen Kalkulationen 

veranschlagt hat; er geht von 4 bis 5 Mrd. Euro 

aus. Herr Minister Hilbers hat unter Tagesord-

nungspunkt 1 darauf hingewiesen, dass über das 

Sondervermögen 2,1 Mrd. Euro zur Verfügung 

stehen sollen, aber darin bislang nur 1,05 Mrd. 

Euro enthalten sind.  

Vor diesem Hintergrund frage ich Sie, Herr Minis-

ter Thümler, wie Sie diese Lücke finanzieren wol-

len. In der Verfassung und in der Landeshaus-

haltsordnung ist geregelt, dass der Landtag nur 

Beschlüsse fassen kann, die haushaltsmäßig ge-

deckt sind.  

Herr Landré hat bei einer der letzten Unterrich-

tungen darauf hingewiesen, dass er eine Vergabe 

für ein Volumen, das die Hälfte der Mittel, die bis-

lang im Topf des Sondervermögens enthalten 

sind, überschreitet, für rechtlich bedenklich hält. 

Sie schlagen uns jetzt vor, den Topf des Sonder-

vermögens für nur eine Baumaßnahme komplett 

auszuschöpfen.  

Wie also sollen die Gesamtbaumaßnahmen MHH 

und UMG finanziert werden? 

Minister Thümler (MWK): Zunächst einmal muss 

ich richtigstellen: Nicht das MWK hebt das Verga-

beverfahren auf, sondern die UMG hebt es auf. 

Sie ist Verfahrensträgerin, und nur sie kann das 

Verfahren aufheben. Das macht sie aus eigener 

Überzeugung und nicht auf Weisung.  

Die Ausführungen des Landesrechnungshofs be-

ziehen sich auf den gesamten Masterplan. Der 

Gesamtmasterplan sowohl der MHH als auch der 

UMG umfasst alles: Forschung, Lehre und Kran-

kenversorgung. Aus dem Sondervermögen darf 

ausschließlich die Krankenversorgung finanziert 

werden - Forschung und Lehre nicht. Alles, was 

nicht direkt mit der Krankenversorgung zu tun hat, 

fällt nicht unter das Sondervermögensgesetz; so 

hat es der Haushaltsgesetzgeber in der letzten 

Legislaturperiode festgelegt. An dieses Gesetz 

haben wir uns zu halten.  

Die dahinterstehenden Kosten sind damals, 2016, 

im Grunde genommen geschätzt worden, und 

zwar auf der Grundlage einer fiktiven Quadratme-

terzahl, zu der es keine Planung gab. Man hat bei 

den Universitätsklinken eine Größe X - Bestand 

heute - plus einen gewissen Zuschlag zugrunde 

gelegt. Dann hat man einen Durchschnittskosten-

satz gebildet und festgestellt, dass mit 2,1 Mrd. 

Euro wohl beide Neubauten realisiert werden 

könnten.  

Wie Sie wissen, sind die Baukostensteigerungen 

in den letzten Jahren immens gewesen, sodass 

der Wert von 2016 theoretisch fortlaufend hätte 

angepasst werden müssen. Da diese Summe 

aber gesetzlich fixiert ist, ist das nicht passiert. 

Danach haben wir uns zunächst einmal zu rich-

ten.  

Mit dem MF ist vereinbart worden, dass wir ab 

2024 pro Jahr 100 Mio. Euro zugewiesen be-

kommen, die in das Sondermögen fließen, um auf 

die 2,1 Mrd. Euro zu kommen und die Maßnah-

men finanzieren zu können.  

Über die vom Rechnungshof geäußerte Kritik 

kann man lange streiten; denn am Ende kann 

niemand sagen, was das alles wirklich kostet. Es 

gibt dafür keine Planung. Und nur mit einer detail-

lierten Planung wird man am Ende nach einer 

Ausschreibung die Kosten kennen. Im Moment 

können wir deshalb nur das tun, was im Rahmen 

der zentralen Steuerung vereinbart ist.  

In der Masterplanung gibt es ein relativ grobes 

Raster mit einem deutlichen Kostenzuschlag von 

50 %. Das ist neu gegenüber den sonstigen Bau-

ten, wo ein Preis festgesetzt und verkündet wird, 

und später wundern sich dann gegebenenfalls al-

le, warum es teurer wird. In dem vorliegenden Fall 

wurde ein Risikopuffer von 50 % aufgeschlagen, 

der sich dann im Verlauf der weiteren Phasen 
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sozusagen verschlankt. Je detaillierter die Pla-

nungen sind, umso konkreter werden die Kosten.  

Erst wenn man in der Phase der Maßnahmenfi-

nanzierungsplanung angekommen ist, kann man 

genau sagen, was das alles kostet. Deswegen 

sind wir bemüht, gerade mit Blick auf die UMG, 

die Maßnahmenfinanzierungsplanung zu erstellen 

- abgeleitet aus der baulichen Entwicklungspla-

nung, die nun in Teilen vorgelegt wird.  

Vor diesem Hintergrund kann ich Ihnen noch nicht 

abschließend sagen, wie viel Geld wir genau zu 

welchem Zeitpunkt brauchen. Wir wissen - das ist 

unser Orientierungsmaßstab -, dass im Moment 

1,05 Mrd. Euro im Sondervermögen vorhanden 

sind, die beplant werden können. Und ab 2024 

wird es eine jährliche Zuführung von 100 Mio. Eu-

ro geben, die bei den weiteren Planungen ge-

danklich berücksichtigt werden kann. Es kommt 

also nicht zu einem Planungsabbruch, sondern 

die Planungen werden fortgeführt. Dann wird man 

schauen müssen, was passiert.  

Entscheidend ist, dass wir diesen Weg, wenn wir 

ihn weitergehen, konsequent gehen. Wir können 

nicht einfach irgendwann anhalten. Die be-

stehende Bausubstanz ist in der Tat - darauf hat 

der Landesrechnungshof hingewiesen - unterhal-

tungspflichtig. Und die Unterhaltung des Bestan-

des wird nicht günstiger werden.  

Abschließend noch eine Bemerkung zum Thema 

ÖPP: Ich bin grundsätzlich ein bekennender Fan 

von Öffentlich-Privaten Partnerschaften, aber sie 

müssen unter wirtschaftlichen Gesichtspunkten 

rechenbar sein. Ich glaube allerdings, dass die 

Bestimmungen in der Landeshaushaltsordnung 

dem in diesem Fall in einer solchen Weise entge-

genstehen, dass die wirtschaftliche Rechenbar-

keit am Ende nie gegeben sein wird. Denn wenn 

wir an diesem Punkt angekommen wären, wäre 

das Verfahren schon so weit fortgeschritten, dass 

weitere Teuerungsraten zu berücksichtigen wä-

ren.  

Wenn wir das wollten, müsste ein System gefun-

den werden, das eine schnelle und flexible Um-

setzung ermöglicht. Das geht am Ende nur mit 

Unterstützung des Parlaments. Das MWK kann 

zwar gemeinsam mit dem MF und auch dem 

Landesrechnungshof eine Idee entwickeln, aber 

die Umsetzung müsste das Parlament beschlie-

ßen.  

Dass die grundsätzliche Notwendigkeit besteht, 

kann man daran sehen, dass beispielsweise in 

den letzten Jahren viele Versicherungen quasi 

darum gebettelt haben, ihnen Geld abzunehmen, 

um es für irgendwelche Bauten zu verwenden. 

Das konnten wir aber nicht, weil die entsprechen-

den Voraussetzungen nicht gegeben waren. Ich 

glaube, dass wir an dieser Stelle weiterkommen 

würden, wenn etwas mehr Flexibilität bestände.  

Abg. Dr. Stephan Siemer (CDU): Die vorgestellte 

PowerPoint-Präsentation zeigt sehr gut, was be-

züglich des Neubaus des Klinikums der MHH ge-

plant ist. Seitens der MHH wurden diesbezüglich 

bereits einige Vorschläge vorgelegt, aber nun ha-

ben wir endlich einen aus meiner Sicht tragfähi-

gen Vorschlag für einen Neubau, dessen Umset-

zung die aktuelle Situation mit Blick auf den Be-

stand ganz erheblich entspannen wird.  

Nach meiner Ansicht wurde auch ein vernünftiges 

System zur Steuerung der Planung und Durchfüh-

rung der Baumaßnahmen vorgelegt. Vorher gab 

es so etwas nur in Ansätzen; das wird jetzt bei 

beiden Vorhaben zusammengeführt. Bei der MHH 

geht es um einen Neubau an einem neuen Ort, 

während die räumlichen Verhältnisse in Göttingen 

wesentlich beengter sind. Auch vor diesem Hin-

tergrund gab es möglicherweise Probleme mit 

dem Vergabeverfahren, das nun von der UMG 

aufgehoben wird.  

Bei der UMG muss das Bettenhaus neu gebaut 

werden, aber es müssen auch Sanierungen im 

Bestand erfolgen. Das macht das ganze Vorha-

ben wesentlich herausfordernder. Die Situation 

der Bauwirtschaft vor der Corona-Pandemie hat 

das Ganze sicherlich nicht leichter gemacht. Zu 

den rechtlichen Hintergründen der Aufhebung des 

Ausschreibungsverfahrens müsste wahrscheinlich 

in vertraulicher Sitzung unterrichtet werden. Auch 

wenn die UMG dafür sicherlich gute Gründe hat, 

ist es grundsätzlich sehr bedauerlich, dass das 

Verfahren aufgehoben wird, vor allem weil vor Ort 

dadurch wahrscheinlich der Eindruck entsteht, 

dass etwas hakt. Aus dem Vortrag des Ministers 

ist aber deutlich geworden, dass sowohl bei der 

MHH als auch bei der UMG jetzt eine gute Grund-

lage für eine vernünftige und umfassende Pla-

nung besteht, die sowohl in Hannover als auch in 

Göttingen zum Erfolg führen kann.  

Abschließend möchte ich anmerken: Der gesamte 

Steuerungsansatz zielt ja darauf ab, für die Reali-

sierung beider Maßnahmen Synergieeffekte zu 



Seite 44 Ausschuss für Haushalt und Finanzen - 93. Sitzung am 24. Juni 2020 (öffentlicher Teil) 18. WP 

nutzen, sodass weder die eine noch die andere 

Maßnahme in Zweifel gezogen werden kann.  

Minister Thümler (MWK): Ich möchte unterstrei-

chen, dass die Ein-Haus-Lösung in der Tat bes-

sere funktionale, technische und organisatorische 

Beziehungen als die Zwei-Haus-Lösung erlaubt. 

Außerdem bringt die Ein-Haus-Lösung Zeit- und 

Kostenvorteile bei der baulichen Realisierung, 

und sie erfüllt insbesondere die wirtschaftlichen 

Kriterien für den späteren klinischen Betrieb. Bei 

der Zwei-Haus-Lösung hätte man zwei voneinan-

der getrennte Bereiche gehabt, während in der 

Ein-Haus-Lösung Bettenhaus und OP-Bereich 

zusammengedacht werden. Damit verbessern 

sich die Beziehungen dieser beiden Bereiche, 

und auch der Personaleinsatz wird besser steu-

erbar.  

Abg. Christian Grascha (FDP): Ich möchte noch 

einmal auf die Grundsatzfrage der Finanzierung 

zu sprechen kommen. Ich glaube, das ist der ei-

gentliche Kern der Debatte. Mein Eindruck ist, 

dass versucht wird, um diese Frage herumzula-

vieren. In diesem Zusammenhang nur auf die Zu-

kunft zu verweisen, wird der Situation, vor der wir 

augenscheinlich stehen, nicht gerecht. Natürlich 

kann man sagen, dass aus dem Sondervermögen 

nur die Krankenversorgung finanziert werden 

kann und die Finanzierung von Forschung und 

Lehre auf andere Weise erfolgen muss. Aber 

dann muss man auch die Frage beantworten, 

woher die dafür notwendigen Mittel kommen sol-

len. Vielleicht können Sie etwas dazu sagen, wie 

hoch der Anteil im Masterplan für Krankenversor-

gung, Forschung und Lehre jeweils ist.  

Herr Minister, Sie haben darauf verwiesen, dass 

ab 2024 jeweils 100 Mio. Euro in das Sonderver-

mögen eingezahlt werden. Dahinter möchte ich 

ein großes Fragezeichen setzen. Formal ist das 

zwar richtig, aber wir werden spätestens im 

Herbst, wenn wir über die mittelfristige Finanzpla-

nung diskutieren werden, sehen, ob diese Mittel 

darin enthalten sind. Ich glaube, dass das im 

Zweifel nicht der Fall sein wird - jedenfalls wird 

das sehr schwer darstellbar sein, weil ab 2024 

auch die Tilgung der aufgrund der Notsituation 

aufgenommenen Schulden begonnen werden 

soll. Wie man vor diesem Hintergrund hoffen 

kann, dass auch noch jedes Jahr 100 Mio. Euro 

in das Sondervermögen fließen, ist jedenfalls mir 

schleierhaft.  

Ich glaube, wir müssen uns jetzt darüber unterhal-

ten, wie dieses Bauprojekt grundsätzlich finanziert 

werden kann. Die FDP-Fraktion hat in der letzten 

Woche - wie auch der Landesrechnungshof - ge-

fordert, ein ÖPP-Verfahren zu prüfen. Es ist of-

fensichtlich, dass die ursprünglichen Planungen 

sowohl mit Blick auf die Baukosten als auch die 

Trennung zwischen den Planungen für Kran-

kenversorgung, Forschung und Lehre sowie die 

Aufstockung des Sondervermögens unter den 

gegebenen haushaltspolitischen Rahmenbedin-

gungen nicht mehr umgesetzt werden können. 

Deswegen sollte man sich möglichst schnell dar-

über Gedanken machen, wie diese Planungen 

realisiert werden können.  

Falsch wäre aus meiner Sicht, kleinschrittig vor-

zugehen, sodass die Synergieeffekte auf der 

Strecke blieben, die sich bei der Komplettrealisie-

rung von großen Bauvorhaben ergeben.  

Minister Thümler (MWK): Ich möchte noch etwas 

zum Thema ÖPP sagen: Auch ÖPP-Verfahren 

sind nicht kostenlos. Die Kosten werden dabei in 

die Zukunft verlagert: Wenn man heute einen 

großen Betrag zur Verfügung erhält, muss er ir-

gendwann in der Zukunft zurückgezahlt werden. 

Auch das belastet den Haushalt. Das ist nur eine 

andere Form der Finanzierung. Die Kosten wären 

also nicht geringer als bei dem jetzt gewählten 

Verfahren; bei ÖPP-Verfahren können die Projek-

te nur manchmal schneller realisiert werden. 

Deshalb sollte man - das ist mein Petitum - die 

Systemvielfalt berücksichtigen und nicht nur pau-

schal sagen: Nur ÖPP ist gut. - Wir brauchen 

vielmehr einen Instrumentenmix, um an bestimm-

ten Stellen vorwärts zu kommen.  

Dazu ein Beispiel: Gerade bei der UMG gab es in 

den vergangenen Jahren häufiger einmal das An-

sinnen, neue Parkplatzkapazitäten zu schaffen, 

was über ÖPP-Projekte erfolgt ist. Diese sind mit 

privaten Mitteln realisiert worden; das funktioniert 

über die Einnahmen aus Parkgebühren. So etwas 

ist für Gebäudeteile, die wirtschaftlich betreibbar 

sind - z. B. ein Kraftwerk - möglich. Private prüfen 

genau, in welchen Bereichen so etwas möglich 

ist. Wenn etwas realisiert werden soll, woraus 

sich keine Einnahmen realisieren lassen, dann 

geben Private dafür kein Geld. Der Staat wird sich 

also nie ganz herausziehen können, sondern er 

muss dann immer noch das realisieren, was kein 

Privater bezahlen möchte, weil es unwirtschaftlich 

ist. Deswegen muss man schauen, dass bei ei-

nem ÖPP-Verfahren nicht nur die Rosinen her-

ausgepickt werden, sondern der Staat selbst an 

den Einnahmen beteiligt wird. Deshalb ist ein Mix 

der Instrumente wichtig.  
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Herr Landré (DBHN): Ich möchte noch etwas zu 

den Zahlen sagen. Diese 2,1 Mrd. Euro im Son-

dervermögensgesetz basieren auf einer Kosten-

anmeldung aus dem November 2016, die bei den 

beiden Universitätsklinika abgefragt wurde, und 

zwar hinsichtlich der voraussichtlichen Investiti-

onskosten im Neubaubereich. Diese Kostenan-

meldung konnte auf Zahlen aus spätestens Mitte 

2016 fußen.  

Der Gesamtinvestitionsbedarf der MHH in Höhe 

von 2,6 Mrd. Euro, den wir Ihnen vorlegen, hat ei-

nen anderen Inhalt. Darin sind nämlich die vo-

raussichtlichen Investitionskosten enthalten - al-

lerdings schon mit einem Preisstand von 2019. 

Das heißt, das ist schon indexiert. Er umfasst in 

einer Gesamtschau alle Ersteinrichtungskosten 

bzw. Ausstattungskosten - also jegliches loses 

wie auch fest verbautes Mobiliar und jegliche Me-

dizintechnik. Hinzu kommen 50 % Risikopuffer, 

der in der bisherigen Summe nicht enthalten war, 

um zukünftige Preissteigerungen bis zum Zeit-

punkt der Übergabe und etwaige baufachliche 

oder planungstechnische Risiken abzufedern. 

Dieser Risikopuffer übersteigt die Empfehlungen, 

die es sonst im Allgemeinen seitens des NLBL 

gibt, um etwa 10 %. Das heißt, diese Zahlen sind 

äußerst auskömmlich berechnet.  

Es handelt sich also um zwei unterschiedliche In-

halte. Wie gesagt, sind Forschung und Lehre 

nicht umfasst.  

Das, was dem Haushaltsausschuss dann tatsäch-

lich zur Enscheidung vorgelegt wird, wird niemals 

über das hinausgehen, was über das Sonderver-

mögensgesetz - jeweils 1,05 Mrd. Euro - hinter-

legt ist. Deswegen haben wir den beiden Univer-

sitätskliniken auch vorgegeben, dass nach der 

DIN 276 - zur Ermittlung der Projektkosten -, in-

klusive der Kosten für die Baugesellschaften für 

die nächsten zehn Jahre, diese 1,05 Mrd. Euro 

nominal nicht überschritten werden dürfen. Das 

heißt, im Moment beplanen wir maximal 700 Mio. 

Euro, und zwar inklusive Erstausstattung, Medi-

zintechnik, loses und fest verbautes Mobiliar. Das 

ist der Tatsache geschuldet, dass wir eben nicht 

wollen, dass Entscheidungen gefällt werden, die 

darüber hinausgehen.  

Die Masterpläne und auch die baulichen Entwick-

lungspläne sollen zunächst die Universitätsklin-

ken dahin gehend disziplinieren, eine Vision da-

zu, wie die Endausbaustufe aussehen könnte, 

vorzulegen. Zum anderen sorgen sie dafür, dass 

die beim Haushaltsausschuss vorzulegenden 

Bauabschnittsplanungen für die einzelnen Maß-

nahmen nicht mit der Idee der Gesamtkonzeption 

kollidieren.  

Gleichwohl muss man mit Blick auf die Größen-

ordnung konzedieren, dass die ersten beiden 

Baustufen, die wir im Moment im Blick haben - die 

Baustufe 1 in Göttingen mit ungefähr 43 900 m² 

netto Nutzfläche und die Baustufe mit 61 900 m² 

Nutzfläche bei der MHH -, wenn sie in der Umset-

zung sind, für sich genommen mit die größten 

Hochbaumaßnahmen in Deutschland sein wer-

den.  

Das heißt, hier geht es nicht um Kleinstschritte, 

sondern um zwei große Projekte, die in der Grö-

ßenordnung vielleicht nur mit dem Neubau des 

Medizincampus der Universität Augsburg oder 

des Zentralklinikums in München verglichen wer-

den können. Das sind schon sehr große Projekte, 

und wir müssen abwarten, wie der Markt in der 

Lage sein wird, darauf zu reagieren. Es wird Auf-

gabe der nächsten Monate sein, zu schauen, wie 

die Corona-Krise die Bauwirtschaft trifft.  

MR Berger (MF): Egal, um welche Maßnahme es 

geht und wie teuer sie ist: Kommt sie in den Maß-

nahmenfinanzierungsplan und erhält sie die Zu-

stimmung des Haushaltsausschusses, dann muss 

die haushaltsrechtliche Ermächtigung bereits vor-

liegen. Diese liegt für ca. 2,1 Mrd. Euro vor, und 

zwar aus folgenden Gründen: Der Bestand im 

Sondervermögen beträgt 1,05 Mrd. Euro. Das ist 

also „echtes Geld“, das dem Sondervermögen 

durch Jahresabschlüsse zugeführt wurde. Und es 

gibt im Haushalt 2020 eine Verpflichtungsermäch-

tigung, die das Land verpflichtet, dem Sonder-

vermögen ab 2024 zehn Jahre lang jährlich 

105 Mio. Euro zuzuführen.  

Aus dieser Verpflichtungsermächtigung können 

bereits Verpflichtungen eingegangen werden. Es 

werden aber nicht so schnell liquide Mittel benö-

tigt werden, sodass es nicht problematisch ist, 

wenn 105 Mio. Euro jeweils erst in späteren Jah-

ren eingestellt werden. Der Bestand steht zur Ver-

fügung, und ab 2024 werden diese Summen ein-

gestellt. Die Einschätzung ist, dass das funktio-

nieren kann.  

Voraussetzung ist natürlich die Deckung durch 

die folgenden Haushalte. Aber die 105 Mio. Euro 

sind sicher - es sei denn, der Haushaltsgesetzge-

ber kassiert diese Verpflichtungsermächtigung 

wieder. Ansonsten ist das Land entsprechend 

verpflichtet.  



Seite 46 Ausschuss für Haushalt und Finanzen - 93. Sitzung am 24. Juni 2020 (öffentlicher Teil) 18. WP 

MDgt Palm (LRH): Ich möchte noch einmal auf 

das Grundproblem zu sprechen kommen.  

Zunächst einmal der guten Ordnung halber: Herr 

Minister Thümler hat eben erwähnt, dass das 

Sondervermögen nur für Baumaßnahmen für die 

Krankenversorgung zur Verfügung stehe. Das ist 

uns klar. Die Höhe der Baukosten für die MHH 

und die UMG bis zu 5 Mrd. Euro, die wir genannt 

haben - das sind übrigens nicht unsere eigenen 

Zahlen, sondern fortgeschriebene Zahlen der 

Landesregierung -, bezieht sich aber auch auf die 

Krankenversorgung und nicht auf Forschung und 

Lehre. Würde man diese Bereiche einbeziehen, 

müsste man sicherlich noch 2 Mrd. Euro draufle-

gen. Der Landesrechnungshof operiert also mit 

Zahlen, die in unmittelbarem Zusammenhang mit 

dem Sondervermögen stehen.  

Ich möchte auch betonen, dass sich hier - jeden-

falls auf Sicht - das klassische Dilemma öffentli-

chen Bauens offenbart, nämlich die chronische 

Unterfinanzierung. Und wenn die Deckelung des 

Sondervermögens so bestehen bleibt - und die 

haushaltswirtschaftlichen Eckdaten sprechen da-

für -, dann wird das Ergebnis sein, dass das Land 

Niedersachsen für die wirklichen Leuchttürme in 

der Krankenversorgung - UMG und MHH - nur 

jeweils ein Drittel mit Blick auf den unstreitigen 

Bedarf neu bauen kann.  

Die finanzielle Konzeption, die jetzt vorliegt, er-

möglicht es voraussichtlich - auch ausweislich 

des ersten zu realisierenden Bauabschnitts bei 

der MHH -, ein Drittel der Klinik zu bauen, und 

das angesichts der Tatsache, dass der Altbestand 

abgängig ist, möglicherweise auch gar nicht mehr 

erneuert werden kann, weil Ersatzteile fehlen, 

weil die Kosten unverhältnismäßig hoch wären 

oder weil die Gewerbeaufsicht nicht mehr mit-

macht. So haben wir auf der einen Seite die Situ-

ation, dass nur Rumpfkliniken ausfinanziert sind 

und fertiggestellt werden können, während auf 

der anderen Seite der Altbestand nicht mehr 

nutzbar ist. Deshalb wird es enorme betriebsor-

ganisatorische Probleme geben, in technischer 

und medizinischer Hinsicht den Altbestand mit 

dem neuen zu verbinden.  

Das muss der Haushaltsausschuss aus Sicht des 

Landesrechnungshofs wissen. Wenn man die ge-

genwärtigen beschränkten Finanzierungsmög-

lichkeiten sozusagen als endgültig gegeben hin-

nimmt, besteht eine hohe Wahrscheinlichkeit, 

dass sich die Situation so entwickelt, wie ich sie 

eben dargestellt habe. Aber über jeweils nur ein 

Drittel der neuen Kliniken zu verfügen, kann nicht 

im Interesse des Landes Niedersachsen liegen.  

Abg. Frauke Heiligenstadt (SPD): Ich möchte 

zunächst noch einmal auf die Aufhebung des 

Vergabeverfahrens der UMG zu sprechen kom-

men. Nicht zuletzt als Abgeordnete aus Südnie-

dersachsen möchte ich deutlich machen, dass wir 

hier vor einer Zäsur stehen. Die Aufhebung des 

Vergabeverfahrens ist ein Problem für die süd-

niedersächsische Region. Denn eigentlich sollte 

der Bau längst begonnen haben.  

Nichtsdestotrotz ist es gut, genau hinzuschauen 

und zu prüfen, was umsetzbar ist und was nicht. 

Das, was dann tatsächlich in die Planung ein-

fließt, muss auch realisierbar sein. Auch ich habe 

mich mit den Akteuren vor Ort ausgetauscht. Die 

sogenannte Ein-Haus-Lösung - diese Erkenntnis 

gibt es ja nicht erst seit gestern - wurde sofort fa-

vorisiert, als klar war, dass die Möglichkeit be-

steht, Vergabeverfahren entsprechend zu gestal-

ten. Dass es nun rechtliche Probleme aufgrund 

der Zusammenfassung der „alten“ und „neuen“ 

Welt gibt, bedauert, glaube ich, niemand mehr als 

die südniedersächsische Region, die gerne Fort-

schritte bei einem der größten Investitionsvorha-

ben des Landes, wenn nicht gar der Bundesre-

publik, sehen würde.  

Deshalb nehme ich gerne den Hinweis von Herrn 

Landré auf und möchte ihn unterstützen: Es ist 

das Anliegen dieser Landesregierung, der UMG, 

der Bau- und auch der Dachgesellschaft, einen 

guten und zügigen Beginn des ersten Bauab-

schnitts zu erreichen, der im Übrigen im Rahmen 

des Sondervermögens finanzierbar ist - das hat 

Herr Landré ausgeführt. Dafür, dies umzusetzen, 

sollten wir unsere Kraft einsetzen. Dass die Fi-

nanzierung weiterer Teile über das Sonderver-

mögen abgesichert ist, hat Herr Berger ausge-

führt.  

Ich wäre sehr dankbar, wenn mit Nachdruck auch 

mit Blick auf das Gesamtprojekt diese zeitliche 

Notwendigkeit zum Ausdruck gebracht würde, 

damit das Verfahren noch etwas an Geschwin-

digkeit aufnimmt und die eine oder andere Verzö-

gerung, die jetzt entsteht, aufgeholt werden kann.  

Die gesamte südniedersächsische Region hat ein 

hohes Interesse daran, dass die Ein-Haus-

Lösung realisiert wird.  

Zur Diskussion bezüglich der Finanzierung des 

Gesamtprojekts: Ich kann die Ausführungen von 
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Herrn Palm nachvollziehen, dass es immer wich-

tig ist, die Gesamtdimension der Bauvorhaben im 

Blick zu behalten und sich Gedanken darüber zu 

machen, was wirtschaftlich bzw. problematisch 

sein könnte.  

Aber bleiben wir einmal beim aktuellen Status 

quo: Das Land Niedersachsen - und das schon 

vor einigen Jahren - hat mit der Gründung dieses 

Sondervermögens den Grundstock für zwei der 

größten Bauvorhaben im Klinikbereich in der 

Bundesrepublik gelegt. Das ist eine wichtige Aus-

gangsvoraussetzung dafür, hier handeln zu kön-

nen.  

Die Vorgehensweise über die Dachgesellschaft 

mit dem entsprechenden Ablauf bei der Planung 

ist natürlich für alle Akteure erst einmal neu und 

gewöhnungsbedürftig. Das entspricht nicht der 

üblichen Vorgehensweise bei öffentlichen Bau-

vorhaben. Aber es ist gut, dass es hier eine seriö-

se und belastbare Planung gibt, sodass man sich 

immer wieder vor Augen führen kann, welche wei-

teren Bedarfe bestehen.  

Natürlich muss man möglicherweise auch darüber 

nachdenken, inwiefern Teile des Gesamtprojekts 

eventuell über unterschiedliche Konstruktionen fi-

nanziert werden können. ÖPP ist dabei aber nicht 

das Allheilmittel. Es gibt auch ÖÖP und Fondslö-

sungen oder Ähnliches. Heute Morgen hat ein 

anderer Ressortminister eine Fondslösung als 

nicht so positiv bewertet. Sicherlich muss man un-

terschiedliche Möglichkeiten der Finanzierung 

prüfen.  

Aber eins haben wir doch im Zusammenhang mit 

der Corona-Pandemie gelernt, nämlich dass man 

das öffentliche Gesundheitswesen - den Betrieb, 

aber auch große Teile des Baus - nicht unbedingt 

ausschließlich in private Hände legen sollte. In 

dieser Auffassung habe jedenfalls ich mich in den 

letzten Wochen und Monaten deutlich bestärkt 

gesehen.  

Aus diesem Grund sind wir sicherlich gut beraten, 

wenn wir ohne Scheuklappen, aber sehr sorgfäl-

tig über mögliche Alternativen nachdenken. 

Gleichzeitig sollten wir aber nicht kleinreden, wel-

ches Fundament wir hier für zwei so große Bau-

vorhaben gelegt haben.  

Abg. Ulf Thiele (CDU): Für die CDU-Fraktion 

möchte ich betonen, dass diese beiden Projekte 

aus unserer Sicht zwei große Leuchtturmprojekte 

des Landes Niedersachsen sind, die für die medi-

zinische Landschaft über Niedersachsen hinaus 

von elementarer Bedeutung sind. Wir sind festen 

Willens, diese umzusetzen, und zwar zeitnah und 

wirtschaftlich.  

Aus meiner Sicht und auch mit Blick auf viele an-

dere Großprojekte, deren Verlauf man analysie-

ren kann - und ich denke, das muss für den 

Haushaltsausschuss ein wesentlicher Punkt 

sein -, ist nicht entscheidend, wann bei einem 

Bauprojekt der erste Stein gesetzt wird. Entschei-

dend ist vielmehr eine gute und solide Planung, 

wie sie für beide in Rede stehenden Projekte vor-

liegt, und zwar eine Planung, die für die Teile, die 

realisiert werden sollen, durchfinanziert ist. Das 

ist die Gewähr dafür, dass am Ende - im Zeit-

plan - zwei Bauten realisiert werden und für die 

Nutzer zur Verfügung stehen, sodass die medizi-

nische Versorgung real verbessert wird. Es geht 

hier nicht um Pokale für einzelne Politiker oder 

Hochschulpräsidenten, sondern es geht um zent-

rale Investitionsprojekte für die medizinische 

Landschaft in Norddeutschland. Und die aufge-

setzte Planung ist die Grundlage dafür, dass die-

se Projekte umgesetzt werden können.  

Ich bin froh, dass wir mit der Struktur, die wir ge-

wählt haben, und auch mit der Entscheidung, die 

die UMG heute verkünden wird, in diesen Pla-

nungsprozess Grund hineinbekommen.  

Ich bitte die Landesregierung darum, in einem 

vertraulichen Sitzungsteil noch detailliert eine 

rechtliche Würdigung der Entscheidung der UMG, 

das Ausschreibungsverfahren aufzuheben, vor-

zunehmen. Da ich hier und da gelesen habe, 

dass es immer noch Diskussionen über die Frage 

gibt, ob man nicht Teile der alten Ausschreibung 

in die neue sozusagen hinüberretten könnte, bitte 

ich die Landesregierung darum, auch hierzu eine 

klare Bewertung vorzunehmen - auch dazu, was 

rechtlich möglich und wirtschaftlich vorteilhaft ist.  

Herr Palm, es ist die Aufgabe des Landesrech-

nungshofs, den Haushaltsgesetzgeber und die 

Landesregierung immer wieder zu ermahnen, die 

Planung und die Finanzierung beider Projekte zu 

synchronisieren und so zu organisieren, dass sie 

wirtschaftlich sind und am Ende auch erfolgreich 

realisiert werden können.  

Ich möchte dazu zwei Hinweise geben.  

Erstens. Wir sollten es vermeiden, die Finanzie-

rung von Forschung und Lehre und die Baufinan-

zierung durcheinanderzuwürfeln. Das eine hat mit 
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dem anderen erst einmal nichts zu tun. Im Haus-

haltsausschuss geht es um die Baumaßnahmen. 

In zukünftigen Haushaltsplänen, die zum Teil die 

Etats der beiden Hochschulen umfassen und in 

deren Verantwortung liegen, geht es um die Fi-

nanzierung von Forschung und Lehre.  

Zweitens. Ich habe Herrn Landré so verstanden, 

dass die Zahlen, die der Landesrechnungshof bei 

seinen Kalkulationen verwendet hat, auf alten 

Werten beruhen, und wir jetzt zum ersten Mal ei-

ne echte kalkulatorische Grundlage haben - mit 

einem ausreichenden Risikopuffer -, mit der man 

konkret arbeiten kann. Denn auf der Basis grober 

Planungen, Ideen, Zeichnungen usw., wie wir sie 

aus der letzten Legislaturperiode kannten, als die 

Planungen aufgesetzt wurden, war eine Kosten-

kalkulation logischerweise nicht möglich. Heute 

haben wir zum ersten Mal gehört, wie der tatsäch-

liche Kostenrahmen aussieht - mit einem noch 

sehr großen Risikopuffer, der sich in den nächs-

ten Jahren weiter konkretisieren wird -, sodass wir 

als Haushaltsgesetzgeber auf dieser Basis wei-

terarbeiten können.  

Der Haushaltsgesetzgeber hat für den Haushalt 

2020 erstmals in dem dafür notwendigen Umfang 

eine Verpflichtungsermächtigung beschlossen 

und sich damit selber über einen längeren Zeit-

raum in die Pflicht genommen, die Maßnahmen 

über das Sondervermögen zu finanzieren. Das ist 

zum jetzigen Zeitpunkt das Maximum, das man 

tun kann. In der aktuellen Situation kämen wir ja 

nicht auf die Idee, noch weitere Mittel in das Son-

dervermögen zu buchen - woher auch? Also ist 

die Verpflichtungsermächtigung das probate Mit-

tel.  

Zu dem Vorschlag, das Projekt möglicherweise 

anders zu finanzieren - ob über ÖÖP oder ÖPP 

oder andere Strukturen -: Ich bin immer dafür, 

solche alternativen Finanzierungsformen weiter-

zudenken. Ich gebe dazu aber zwei Dinge zu be-

denken.  

Erstens handelt es sich bei alternativen Finanzie-

rungsformen aus politischer Sicht am Ende immer 

um Schattenhaushalte, wenn es darum geht, 

sozusagen Kreditfinanzieren aus dem Haushalt 

herauszubringen. Diejenigen, die diese Variante 

jetzt ins Spiel bringen, haben genau mit Blick auf 

dieses Vorgehen an anderer Stelle Vorwürfe er-

hoben - auch der Landesrechnungshof.  

Insofern muss man sich immer im Klaren darüber 

sein: Dritte schenken dem Land kein Geld. Am 

Ende muss das Land Niedersachsen das bezah-

len. Unser Ziel muss es deshalb sein, so wirt-

schaftlich wie möglich vorzugehen.  

Zweitens. Ein ÖPP-Projekt hätte in der Finanzie-

rung - möglicherweise leicht zeitversetzt - genau 

die gleiche Kante. Denn dann wären - vielleicht 

zwei oder drei Jahre später - Leasingraten zu fi-

nanzieren. Die Kosten wären dann ähnlich hoch 

wie bei einer Finanzierung aus dem Landeshaus-

halt über die Baugesellschaft. Wenn wir Pech hät-

ten, könnte es sogar passieren - man muss ja erst 

einmal ein Unternehmen finden, das dazu bereit 

ist; denn die Unternehmen haben entsprechende 

Renditeerwartungen -, dass die Leasingraten am 

Ende deutlich höher sind als die Mittel, die wir zur 

Finanzierung über die Verpflichtungsermächti-

gung im laufenden Haushalt erbringen müssten.  

Bei allem Verständnis dafür, dass der Landes-

rechnungshof immer wieder darum bittet, diesen 

Vorschlag zu bewerten - ich weiß auch aus diver-

sen Diskussionen, dass die Landesregierung die-

se Bewertung regelmäßig vornimmt -: Am Ende 

ist doch unser gemeinsames Ziel, dieses Projekt 

wirtschaftlich zu realisieren, und nicht die Umset-

zung über Alternativmodelle für das Land noch 

teurer zu machen.  

Abg. Stefan Wenzel (GRÜNE): Wir befinden uns 

aktuell in einer sehr ernsten Lage. Ich habe auch 

das Gefühl, dass sich MWK und MF nicht wirklich 

einig sind. Das MF ist ja eigentlich das Ministeri-

um, das die großen Bauvorhaben im Land ver-

antwortet - das Staatliche Baumanagement unter-

liegt traditionell der Aufsicht des MF.  

Herr Minister, Sie haben uns eine Vorlage zum 

Masterplan MHH vorgelegt, die nicht durchfinan-

ziert ist. Herr Landré hat gesagt: Das, was uns 

zur Entscheidung vorgelegt wird, wird nicht über 

das hinausgehen, was das Sondervermögensge-

setz ermöglicht.  

Dann verweisen Sie auf eine Verpflichtungser-

mächtigung, die ab 2024 mit 105 Mio. Euro jähr-

lich bedient werden soll. Das heißt, 2035 hätten 

wir die 2,1 Mrd. Euro und den ersten Bauab-

schnitt an der UMG und an der MHH - und damit, 

wie von Herrn Palm beschrieben, jeweils ein Drit-

tel der Hochschulmedizin - finanziert. Das ist aber 

noch 15 Jahre hin.  

Das ist aus meiner Sicht keine solide Finanzie-

rungsgrundlage. Aber Sie, Herr Dr. Siemer, spre-

chen davon, dass das endlich mal ein tragfähiger 
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Vorschlag wäre. Das kann ich in keiner Weise er-

kennen.  

Zur Aufhebung der Ausschreibung: Herr Minister 

Thümler, Sie haben gesagt, diese Entscheidung 

hätte ganz allein die UMG getroffen. Hierbei stel-

len sich Fragen mit Blick auf die Konstruktion 

Dachgesellschaft/UMG. Wer bewilligt die Pla-

nungskosten? Wurden die Planungskosten bewil-

ligt oder nicht? Oder wurde die UMG in eine 

Zwangslage gebracht, in der sie gar nicht anders 

konnte, als die Ausschreibung aufzuheben?  

Diese Konstruktion macht das Ganze nicht einfa-

cher. Es gibt zwei Gesellschaften mit beschränk-

ter Haftung - die Betonung liegt dabei auf den 

letzten Worten. Ich habe das Gefühl, das Wichti-

ge an dieser Konstruktion ist die beschränkte Haf-

tung und nicht die stringente Planung. Das macht 

mir Sorge. 

Für Südniedersachsen ist es ein Schlag ins Kon-

tor, wenn das alles jetzt noch einmal von vorne 

beginnt. Das waren viele Jahre Arbeit, und nun 

fängt alles wieder von vorne an. Man kann es 

nicht genug betonen: Wir alle haben in der Krise 

gesehen, welche Rolle unsere großen Hoch-

schulkliniken spielen. Die deutschen Universitäts-

klinika - es gibt insgesamt 37 medizinische Fakul-

täten in Deutschland - sind die Leistungsträger im 

Bereich Forschung. Die Hoffnung, die alle haben, 

nämlich dass das Coronavirus medikamentös be-

handelt werden kann, liegt auf diesen Kliniken. 

Wenn man sich die erste Bilanz der Enquete-

kommission „Sicherstellung der ambulanten und 

stationären medizinischen Versorgung in Nieder-

sachsen - für eine qualitativ hochwertige und 

wohnortnahe medizinische Versorgung“ aus der 

Krise anschaut, stellt man fest: Die großen Kran-

kenhäuser haben die Hauptlast bei der Bereitstel-

lung von Beatmungskapazitäten, Intensivkapazi-

täten usw. getragen. Da spielen unsere beiden 

Maximalversorger eine extrem wichtige Rolle. Wir 

dürfen sie deshalb jetzt nicht in eine schwierige 

Lage bringen.  

Herr Minister, deshalb kommen Sie nicht umhin, 

noch einmal zu erklären, wie diese Vorlage ausfi-

nanziert werden soll. Entweder bitten Sie den Fi-

nanzminister, noch eine entsprechende Verpflich-

tungsermächtigung für die nächsten Jahre vorzu-

sehen, um eine solide Finanzierung zu gewähr-

leisten. Oder Sie müssten darstellen, welche an-

dere Wege zur Finanzierung Sie gehen wollen. 

Dann müssten Sie aber auch vorstellen, wie Sie 

diese Wege gangbar machen wollen. Dafür müss-

te eine Wirtschaftlichkeitsuntersuchung vorgelegt 

werden, die zeigt, dass diese Wege am besten 

wären. Das ist ganz klar geregelt.  

Es reicht nicht, einfach zu hoffen, dass am Ende 

ein Drittel der Kliniken ausreicht. In der uns zur 

Verfügung gestellten Vorlage wird ja festgestellt, 

dass es nicht gerade günstig ist, wenn ein Drittel 

der Krankenversorgung auf dem Stadtfelddamm 

gebaut wird, aber der Rest der Gebäude nicht 

freigezogen werden kann. Dazwischen soll es 

zwar einen Tunnel und einen Skywalk geben, 

aber es stellt sich die Frage, ob die Patienten 

gerne ein paar Hundert Meter durch die Gegend 

geschoben werden wollen. Auch diese prakti-

schen Probleme verkomplizieren das Ganze.  

Ich meine, Sie brauchen ein Gesamtfinanzie-

rungskonzept. Jetzt wäre ein guter Zeitpunkt, die-

ses vorzulegen und mit dem Finanzminister Ta-

cheles zu reden oder über eine andere Aufga-

benverteilung innerhalb der Landesregierung 

nachzudenken.  

Minister Thümler (MWK): Zunächst noch einmal 

zur Einordnung: Für den Bau der Universitätsme-

dizin insgesamt ist das MWK zuständig und nicht 

das Staatliche Baumanagement. Das steht so im 

Sondervermögensgesetz und ist damals, wenn 

ich es richtig in Erinnerung habe, einstimmig be-

schlossen worden. Das heißt, das wurde von uns 

allen getragen.  

Ich meine, dadurch, dass das MF auf unseren 

Vorschlag eingegangen ist, diese Verpflichtungs-

ermächtigung auszubringen und damit die Ge-

samtfinanzierung der im Sondervermögensgesetz 

festgesetzten Summe von 2,1 Mrd. Euro über-

haupt erst einmal abzusichern, sind wir einen ent-

scheidenden Schritt weitergekommen. So kann 

das Ziel des Sondervermögensgesetzes - nämlich 

der Neubau der Krankenversorgung an MHH und 

UMG - überhaupt erst realisiert werden. Damit ist 

die Grundlage für alles Weitere geschaffen. Das 

hat Herr Landré gerade ausgeführt. Wir lassen 

nicht ins Nirwana planen, sondern planen das, 

wofür Geld zur Verfügung steht. Das ist entschei-

dend.  

Man kann heute nicht seriös sagen, was das alles 

kostet, weil sich die Preise verändern. Das fängt 

schon bei der Apparatemedizin an. Die techni-

sche Entwicklung ist so rasant, dass wir sozusa-

gen heute nicht sagen können, was wir morgen 

einbauen werden. Deswegen haben wir dieses 

vielleicht etwas komplexe Verfahren der zentralen 
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Steuerung entwickelt, um von dem breiten Ansatz 

sozusagen des Wünsch-dir-was auf das tatsäch-

lich Umsetzbare herunterzukommen. Damit kann 

auch der Kostenrahmen so geschnürt werden, 

dass am Ende hier eine Maßnahme mit Kosten 

vorgelegt werden kann, die dann auch tatsächlich 

eintreffen. Das ist das Gegenteil von dem, was 

man früher gemacht hat. Früher hat man gesagt: 

Das Bauprojekt X kostet so und so viel. - Und an-

schließend mussten immer wieder Nachtrags-HU-

Baus vorgelegt werden. Zu Recht hat sich der 

Haushaltsgesetzgeber darüber aufgeregt. Das lag 

aber an der Systematik, die wir im Rahmen der 

zentralen Steuerung verändert haben. Deswegen 

werden auch MWK, MF und Landesrechnungshof 

diese Dinge in enger Abstimmung bewerten. Die 

Zusammenarbeit verläuft sehr erfreulich und kon-

zentriert und hat eine ganz andere Qualität als bei 

anderen Bauprojekten. Das ist der Vorteil dieser 

Planung.  

Bauherrin ist die UMG. Als Stiftung hat sie die 

Bauherreneigenschaft und trägt die Verantwor-

tung. Die UMG ist verantwortlich für die Aus-

schreibung. Sie hat die Ausschreibung vorge-

nommen, und nur sie kann die Ausschreibung 

aufheben - sonst niemand. Sie kann auch nicht 

dazu gezwungen werden, sondern höchstens da-

von überzeugt werden, durch die Vorlage von 

Rechtsgutachten, Gespräche usw. Aber die Ent-

scheidung muss die UMG selbst treffen. Und sie 

hat sie getroffen.  

Herr Professor Brück als Vorstandsvorsitzender 

der UMG trägt das zusammen mit dem stellvertre-

tenden Vorstandsvorsitzenden Herrn Siess - in 

voller Überzeugung, dass das der richtige Schritt 

ist. Denn man kam zu der Erkenntnis, dass die 

Umsetzung der geplanten Zwei-Haus-Lösung, 

wenn sie so bezuschlagt worden wäre, wie es 

beantragt war, am Ende zu einem Rechtsstreit 

hätte führen können, der zu einem Stillstand der 

gesamten Maßnahme von zwei oder drei, viel-

leicht sogar noch mehr Jahren geführt hätte. Das 

ist verhindert worden. Es gibt keinen Stopp. Es 

wird kontinuierlich weitergearbeitet und weiterge-

prüft. Im September werden wir Ihnen die nächste 

Vorlage zu diesem Themenkomplex vorlegen.  

Dass von der Zwei-Haus-Lösung Abstand ge-

nommen und die Ein-Haus-Lösung präferiert wur-

de, geht darauf zurück, dass die Bauunterneh-

men selber festgestellt haben, dass eine Ein-

Haus-Lösung im Grunde genommen viel sinnvol-

ler ist. Eine entsprechende Änderung wäre aber 

im Rahmen der alten Ausschreibung nicht rechts-

sicher möglich gewesen. Deswegen ist die UMG 

auch zu dem Schluss gekommen, dass es aus 

vielen - auch funktionalen - Gründen besser ist, 

jetzt aufzuheben, anstatt das Risiko einzugehen, 

von einem der Bieter verklagt zu werden. Dem-

entsprechend ist das keine Katastrophe, sondern 

jetzt wird eine rechtssichere Ausgangssituation 

geschaffen, die garantiert - das ist auch für die 

Region wichtig -, dass das, was jetzt geplant wird, 

tatsächlich umgesetzt werden kann. Ein Stillstand 

der Maßnahme aufgrund eines Rechtsstreits hin-

gegen wäre für alle der Worst case gewesen.  

Wir sind in der Tat bemüht, die Zeit aufzuholen 

und auch die neue Ausschreibung sehr schnell 

auf den Weg zu bringen, damit wir nicht in einen 

zeitlichen Verzug kommen. Man muss bedenken, 

dass wir 2027 schlüsselfertig übergeben können - 

das ist bei einer so großen Baumaßnahme 

durchaus alles im Rahmen.  

Abschließende Bemerkung: Das Loblied auf die 

Unimedizin höre ich gerne. Ich würde mich aber 

auch freuen, wenn alle politischen Parteien an al-

len Stellen, an denen sie Verantwortung tragen, 

berücksichtigen, dass die Unimedizin Geld kostet 

und nicht mit einem normalen Krankenhaus ver-

gleichbar ist. Die Durchschnittskostensätze, die 

für die Leistungen gezahlt werden, die an UMG 

und MHH erbracht werden, reichen heute nicht 

aus, um die Leistung der dort Arbeitenden zu fi-

nanzieren. Das ist das Kernproblem im deutschen 

Krankenhaussystem: dass Universitätsmedizinen 

sozusagen wie jedes Wald- und Wiesenkranken-

haus behandelt werden - unabhängig davon, wel-

che Leistungen sie erbringen. Das passt nicht 

und muss sich dringend ändern.  

Die Wissenschaftsminister sind da am Ball; in der 

nächsten Woche gibt es einen Aufschlag in Berlin 

zu diesem Thema, um deutlich zu machen, dass 

gerade diese Krankenhäuser das Rückgrat in der 

Bewältigung der Corona-Pandemie gewesen 

sind. Wenn es sie nicht gegeben hätte, hätte das 

alles anders ausgesehen. Deswegen kämpfen wir 

sehr dafür, dass die Entschädigungsleistungen, 

die der Bund den Krankenhäusern aufgrund der 

Leerstände bezahlt, deutlich erhöht werden. Im 

Übrigen würde auch eine Erhöhung auf 760 Euro 

pro Bett pro Tag nicht reichen. Die Universitäts-

medizin ist teuer.  

Insbesondere in der Universitätsmedizin besteht 

eine hohe Leistungsfähigkeit und Flexibilität. Man 

kann nur allen, die im Krankenhaussystem bzw. 

im Gesundheitssystem - nicht nur in der Unimedi-
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zin - arbeiten, dafür danken, dass sie jeden Tag 

diese Leistungsfähigkeit zeigen.  

Abg. Alptekin Kirci (SPD): Durch den Vortrag 

des Ministers und auch von Herrn Landré ist die 

Entwicklung noch einmal deutlich geworden. Die 

Sicherungsmaßnahmen haben an der Stelle ge-

griffen. Dass wir darüber nicht glücklich sind, dass 

die Ausschreibung aufgehoben werden muss, ist 

klar. Aber wenn dies nicht passiert wäre, hätten 

Klagen gedroht, und dann hätte sich das Verfah-

ren noch weiter verzögert.  

Ihre Rolle in diesem Zusammenhang, Herr Wen-

zel - ich möchte Sie einmal direkt ansprechen -, 

finde ich schwierig. Sie stellen hier immer Be-

hauptungen auf, die zum Teil nicht nachgeprüft 

werden können oder einfach nicht stimmen - z. B. 

wenn es darum geht, wer Bauträger ist.  

Im November 2016 kam ja die Wissenschaftsmi-

nisterin aus Ihrer Fraktion. Sie hat damals mit 

diesen Zahlen gearbeitet, die sich nun weiterent-

wickelt haben. Die konkrete Baumaßnahme, um 

die es aktuell geht, ist durchfinanziert.  

Richtig ist, dass wir über die Finanzierung der 

weiteren Bauabschnitte reden müssen. Mich inte-

ressiert, was mit Blick auf ÖPP rechtlich möglich 

ist und was nicht und ob eine entsprechende Um-

setzung praktisch überhaupt funktionieren würde. 

Zwischen 2 und 5 Mrd. Euro gibt es ein Delta, 

über das wir reden müssen. Da sollte es auch 

kein Schwarzer-Peter-Spiel zwischen den einzel-

nen Fraktionen oder Ministerien geben. Denn an-

sonsten droht genau das, was Sie gesagt haben, 

Herr Palm, nämlich dass wir mit erheblichen 

Problemen in der Zukunft zu kämpfen hätten.  

Abg. Dr. Stephan Siemer (CDU): Ich glaube, wir 

müssen uns entscheiden, ob uns die Universi-

tätsmedizin wichtig ist und wir mit diesem Thema 

seriös umgehen wollen, oder ob wir daraus aus 

irgendwelchen Motiven ein Wahlkampfthema ma-

chen wollen.  

Seriöser Umgang heißt, eine langfristige Planung 

zu verfolgen. Diese liegt mit dem Masterplan und 

dem Organisationskonzept vor. Wir wissen, in 

welche Richtung es gehen soll. Wenn dann kon-

krete Schritte geplant werden, müssen sie auch 

bautechnisch beplant werden - Stichworte „Flä-

chen“ und „Logistik“. Dann kann man die Kosten 

abschätzen.  

Wenn man will, dass ein Masterplan vorgelegt 

wird, der die Gesamtkosten beziffert - die sich 

dann womöglich erhöhen -, dann müsste man 

den Weg gehen, den die Wissenschaftsministerin 

2016 gegangen ist, und eine Durchschnittskos-

tenberechnung anstellen - mit den Problemen, die 

sich daraus ergeben.  

Wir wollen das nicht wiederholen, und deshalb ist 

der Weg, den das MWK jetzt geht, genau der 

richtige: Eine Gesamtplanung und ein Organisati-

onskonzept liegen vor; die umsetzbaren Bauvor-

haben werden Stück für Stück abgearbeitet und 

die Kosten seriös berechnet.  

Es ist bekannt, dass Baumaßnahmen nur in den 

Haushalt eingestellt werden können, wenn sie 

veranschlagungsreif sind. Von einer Veranschla-

gungsreife von Bauvorhaben, die in sieben Jah-

ren beauftragt werden, sind wir aber kilometerweit 

entfernt, Herr Wenzel. Das wird nicht funktionie-

ren.  

Vors. Abg. Stefan Wenzel (GRÜNE): Für den öf-

fentlichen Teil der Sitzung liegen keine Wortmel-

dungen mehr vor. - Es gab aber noch einige Fra-

gen, insbesondere zur Aufhebung des Ausschrei-

bungsverfahrens, die einem vertraulichen Teil zu 

beantworten wären.  

* 

Der Ausschuss setzte die Unterrichtung sodann 

entsprechend der Bitte der Landesregierung ge-

mäß § 93 GO LT in einem vertraulichen Sit-

zungsteil fort. Darüber wird eine gesonderte Nie-

derschrift erstellt.  

* 

Die Vorlage 256 nahm der Ausschuss zur 

Kenntnis.  

 

*** 
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Sondervermögen: 6.961 Mio. Euro

Steuern: 4.026 Mio. Euro
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Landesmittel subsidär einsetzen
2. NHPE 2020

Die Landesregierung hat das Ziel, Doppelförderungen aus Bundes- und Landesmitteln zu 
vermeiden, und beschließt, 

• nach Niedersachsen fließende Bundesmittel zur Bewältigung der COVID-19-Pandemie 
vorrangig vor Landesmitteln zu verwenden und 

• Landesmittel insoweit nur für erforderliche Mitfinanzierungen durch das Land 
einzusetzen, 

• um weitere Landesmittel zielgerichtet und ergänzend an die besonderen 
niedersächsischen Erfordernisse angepasst verwenden zu können.
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Finanzierungsplan Sondervermögen Corona – Säule Wirtschaft I
2. NHPE 2020

Ressort Vorhaben Säule Wirtschaft

StK - Epl. 02 Soforthilfen Film- und Medienbranche 1.000.000,00 €                
MWK - Epl. 06 Energetische Sanierungsmaßnahmen Hochschulen 120.000.000,00 €            
MW - Epl. 08 Niedrigschwellige Investitions- und Innovationshilfen für KMU 410.000.000,00 €            

Kofinanzierung GRW-Sonderprogramm des Bundes (Landesmittel) 55.000.000,00 €              
Notfallfonds 100.000.000,00 €            
Sonderprogramm Tourismus und Gastronomie 120.000.000,00 €            
Sonderprogramm Fährreedereien 15.000.000,00 €              
Sonderprogramm Zoos, Tierparke etc. 20.000.000,00 €              
Sonderprogramm Luftfahrt 20.000.000,00 €              
Sonderprogramm Häfen 20.000.000,00 €              
Sonderprogramm Digitalisierung des Einzelhandels 10.000.000,00 €              
Sonderprogramm Flughäfen 5.000.000,00 €                
Sonderprogramm Digitalisierung Landesstraßenbaubehörden 3.000.000,00 €                
Startup Förderungen einschließlich Kofinanzierungen 100.000.000,00 €            
Liquiditätshilfen ÖPNV/SPNV 190.000.000,00 €            
Förderprogramm für Investitionen in den ÖPNV, insbesondere CO2-
arme Busse

30.000.000,00 €              

Elektromobilität, Ladesäulen 40.000.000,00 €              
Breitbandausbau 150.000.000,00 €            
Rad- und Radwegesonderprogramm (inlusive Förderung E-Bikes und E-
Lastenräder)

20.000.000,00 €              

Garantieabsicherung NBanK; Forführung Liquiditätskredite 50.000.000,00 €              


Tabelle1

		Ressort		Vorhaben		Säule Wirtschaft		Säule Kommunen		Säule Gesundheit		Säule Corona-Hilfen weitere Bereiche		Säule steuerliche Maßnahmen				Summe Ressort

		StK - Epl. 02		Bündnis "Niedersachsen hält zusammen" 								1,800,000.00 €

		StK - Epl. 02		Soforthilfen Film- und Medienbranche		1,000,000.00 €												2,800,000.00 €

		MI - Epl. 03		Betriebskosten Krisenstab "Corona"								3,000,000.00 €

				Einrichtung/Betrieb von Ersatz-, Behelfs- und Sondereinrichtungen								7,000,000.00 €

				Soforthilfen gemeinnützige Sportvereine								7,000,000.00 €						17,000,000.00 €

		MS - Epl. 05		Kofinanzierung "Zukunftsprogramm Krankenhäuser" 						77,200,000.00 €

				Förderung nach dem Schwangerschaftskonfliktgesetz						240,000.00 €

				Kosten des Vollzugs im MRVZN						350,000.00 €

				Corona-Pfegebonus in der Altenpflege						50,100,000.00 €

				Beschaffung von Schutzausrüstungen, Schutzkleidung u.ä.						200,000,000.00 €

				Entschädigungen gemäß § 56 Infektionsschutzgesetz						250,000,000.00 €

				Hygienemaßnahmen in Einrichtungen								1,981,000.00 €

				Hilfen für Jugendherbergen, Bildungsstätten etc. 								28,000,000.00 €						607,871,000.00 €

		MWK - Epl. 06		Energetische Sanierungsmaßnahmen Hochschulen		120,000,000.00 €

				Zuführungen an die MHH						24,747,000.00 €

				Zuschüsse an die UMG						22,492,000.00 €

				Zuschüsse  Investitionen an die UMG						1,213,000.00 €

				Stiftung Akkreditierungsrat								14,000.00 €

				Zuführungen für Forschungsprojekte im Zusammenhang mit der Corona-Krise								2,900,000.00 €

				Zuführungen für Forschungsprojekte im Zusammenhang mit der Corona-Krise (II)								8,400,000.00 €

				NAVA (Nationale Antivirus Allianz); Corona Infektionsforschungsnetzwerk und Begleitstudie Schulen (bereits beantragt)								6,700,000.00 €

				Förderung für freischaffende Künstler und Soloselbstständige im Kulturbereich (aber keine Lebenshaltungskosten)								10,000,000.00 €

				Kultur: nur zur Kofinanzierung von Bundes- und Europaprogrammen der Kulturförderung								10,000,000.00 €

				Zuschüsse an das Staatstheater Braunschweig								1,100,000.00 €

				Zuschüsse an das Oldenburgische Staatstheater								1,050,000.00 €

				Zuschüsse an das Nds. Landesmuseum Hannover								135,000.00 €

				Zuschüsse an die Nds. Landesmuseum Braunschweig								180,000.00 €

				Zuschüsse an die Nds. Landesmuseum Oldenburg								90,000.00 €						209,021,000.00 €

		MK - Epl. 07		Investiver Ausbau Krippe / Kindergarten

				Systemadminsitration an Schulen

				Beitragsfreiheit Kindergarten (Härtefallfonds)

				Erstattung Corona-bedingter Ausfälle von Elternbeiträgen

				Stornokosten Klassenfahrten								14,400,000.00 €

				Aktionsplan Ausbildung								18,000,000.00 €						32,400,000.00 €

		MW - Epl. 08		Niedrigschwellige Investitions- und Innovationshilfen für KMU		410,000,000.00 €

				Kofinanzierung GRW-Sonderprogramm des Bundes (Landesmittel)		55,000,000.00 €

				Notfallfonds		100,000,000.00 €

				Sonderprogramm Tourismus und Gastronomie		120,000,000.00 €

				Sonderprogramm Fährreedereien		15,000,000.00 €

				Sonderprogramm Zoos, Tierparke etc.		20,000,000.00 €

				Sonderprogramm Luftfahrt		20,000,000.00 €

				Sonderprogramm Häfen		20,000,000.00 €

				Sonderprogramm Digitalisierung des Einzelhandels		10,000,000.00 €

				Sonderprogramm Flughäfen		5,000,000.00 €

				Sonderprogramm Digitalisierung Landesstraßenbaubehörden		3,000,000.00 €

				Startup Förderungen einschließlich Kofinanzierungen		100,000,000.00 €

				Liquiditätshilfen ÖPNV/SPNV		190,000,000.00 €

				Förderprogramm für Investitionen in den ÖPNV, insbesondere CO2-arme Busse		30,000,000.00 €

				Elektromobilität, Ladesäulen		40,000,000.00 €

				Breitbandausbau		150,000,000.00 €

				Rad- und Radwegesonderprogramm (inlusive Förderung E-Bikes und E-Lastenräder)		20,000,000.00 €

				Garantieabsicherung NBanK; Forführung Liquiditätskredite		50,000,000.00 €												1,358,000,000.00 €

		ML - Epl. 09		Kofinanzierung der zusätzlichen Bundesförderungen Wald im Rahmen der GAK								67,000,000.00 €

				Zuschüsse an diverse Einrichtungen wie Schulbauernhof etc.								175,000.00 €

				Nationale Beihilfen für Förderung der See-, Küsten- und Binnenfischerei								125,000.00 €

				Finanzhilfe an die AöR Landesforsten								10,000,000.00 €						77,300,000.00 €

		MJ - Epl. 11		Laboruntersuchungen für Justizvollzugsanstalten								750,000.00 €						750,000.00 €

		MU - Epl. 15		CO2-Reduktion: Richtlinie „Betriebliche Ressourcen- und Energieeffizienz“		50,000,000.00 €

				Ökologische Flottenerneuerung des Landesfuhrparks + Schiffe nds. Wasserwirtschaftsverwaltung (davon 37,5 Mio. Euro KFZ-Beschaffungen im Polizeibereich)		50,000,000.00 €

				Energetische Sanierung von Gebäuden gemeinnütziger Einrichtungen (Sportvereine, Jugendherbergen etc.)		50,000,000.00 €

				Wohnen im Bestand des sozialen Wohnungsbaus – Energetische Sanierung (insb. Studentisches Wohnen)		50,000,000.00 €

				Innovationsförderung im Bereich Wasserstoffwirtschaft / Energiebereich		75,000,000.00 €

				Erneuerbare-Energien-Offensive 		75,000,000.00 €

				Ausgleich von Einnahmeausfällen bei Betreuungsstationen für Wildtiere und für Informationseinrichtungen der niedersächsischen Großschutzgebiete								913,000.00 €						350,913,000.00 €

		MB - Epl. 16		Überbrückungshilfen für Projektträger im Bereich der niedersächsischen EU-Förderung (ELER, EFRE, ESF)		20,000,000.00 €												20,000,000.00 €

		Allgemeine Finanz-verwaltung - Epl. 13		Inanspruchnahmen aus Bürgschaften						20,000,000.00 €

				Stabilisierung gemeinnütziger Organisationen / Trägerleistungen NBank		25,000,000.00 €

				Zuschüsse an die Staatsbäder								6,000,000.00 €

				Vorsorgemittel in Bezug auf die weitere Pandemieentwicklung/ Ko-Finanzierungen                                                                                                     								500,000,000.00 €

				Steuermindereinnahmen Mai-Steuerschätzung, soweit aus Notsituationskreditaufnahme finanziert												1,407,000,000.00 €

				Erstes Corona-Steuerhilfegesetz des Bundes										101,400,000.00 €

				Zweites Corona-Steuerhilfegesetz des Bundes										1,090,600,000.00 €

				Kommunen				1,105,000,000.00 €

				Vorziehen von Digitalisierungsmaßnahmen/ Sicherung der Aufgabenwahrnehmung		30,000,000.00 €												4,285,000,000.00 €

		Summe				1,904,000,000.00 €		1,105,000,000.00 €		646,342,000.00 €		706,713,000.00 €		1,192,000,000.00 €		1,407,000,000.00 €		6,961,055,000.00 €
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Finanzierungsplan Sondervermögen Corona – Säule Wirtschaft II
2. NHPE 2020

Ressort Vorhaben Säule Wirtschaft

MU - Epl. 15 CO2-Reduktion: Richtlinie „Betriebliche Ressourcen- und 
Energieeffizienz“

50.000.000,00 €              

Ökologische Flottenerneuerung des Landesfuhrparks + Schiffe nds. 
Wasserwirtschaftsverwaltung (davon 37,5 Mio. Euro KFZ-
Beschaffungen im Polizeibereich)

50.000.000,00 €              

Energetische Sanierung von Gebäuden gemeinnütziger Einrichtungen 
(Sportvereine, Jugendherbergen etc.)

50.000.000,00 €              

Wohnen im Bestand des sozialen Wohnungsbaus – Energetische 
Sanierung (insb. Studentisches Wohnen)

50.000.000,00 €              

Innovationsförderung im Bereich Wasserstoffwirtschaft / Energie 75.000.000,00 €              
Erneuerbare-Energien-Offensive 75.000.000,00 €              

MB - Epl. 16 Überbrückungshilfen für Projektträger im Bereich der 
niedersächsischen EU-Förderung (ELER, EFRE, ESF)

20.000.000,00 €              

Inanspruchnahmen aus Bürgschaften 20.000.000,00 €              
Stabilisierung gemeinnütziger Organisationen / Trägerleistungen 
NBank

25.000.000,00 €              

Vorziehen von Digitalisierungsmaßnahmen/ Sicherung der 
Aufgabenwahrnehmung

30.000.000,00 €              

Summe 1.924.000.000,00 €         

Allgemeine 
Finanz-

verwaltung - 
Epl. 13


Tabelle1

		Ressort		Vorhaben		Säule Wirtschaft		Säule Kommunen		Säule Gesundheit		Säule Corona-Hilfen weitere Bereiche		Säule steuerliche Maßnahmen				Summe Ressort

		StK - Epl. 02		Bündnis "Niedersachsen hält zusammen" 								1,800,000.00 €

		StK - Epl. 02		Soforthilfen Film- und Medienbranche		1,000,000.00 €												2,800,000.00 €

		MI - Epl. 03		Betriebskosten Krisenstab "Corona"								3,000,000.00 €

				Einrichtung/Betrieb von Ersatz-, Behelfs- und Sondereinrichtungen								7,000,000.00 €

				Soforthilfen gemeinnützige Sportvereine								7,000,000.00 €						17,000,000.00 €

		MS - Epl. 05		Kofinanzierung "Zukunftsprogramm Krankenhäuser" 						77,200,000.00 €

				Förderung nach dem Schwangerschaftskonfliktgesetz						240,000.00 €

				Kosten des Vollzugs im MRVZN						350,000.00 €

				Corona-Pfegebonus in der Altenpflege						50,100,000.00 €

				Beschaffung von Schutzausrüstungen, Schutzkleidung u.ä.						200,000,000.00 €

				Entschädigungen gemäß § 56 Infektionsschutzgesetz						250,000,000.00 €

				Hygienemaßnahmen in Einrichtungen								1,981,000.00 €

				Hilfen für Jugendherbergen, Bildungsstätten etc. 								28,000,000.00 €						607,871,000.00 €

		MWK - Epl. 06		Energetische Sanierungsmaßnahmen Hochschulen		120,000,000.00 €

				Zuführungen an die MHH						24,747,000.00 €

				Zuschüsse an die UMG						22,492,000.00 €

				Zuschüsse  Investitionen an die UMG						1,213,000.00 €

				Stiftung Akkreditierungsrat								14,000.00 €

				Zuführungen für Forschungsprojekte im Zusammenhang mit der Corona-Krise								2,900,000.00 €

				Zuführungen für Forschungsprojekte im Zusammenhang mit der Corona-Krise (II)								8,400,000.00 €

				NAVA (Nationale Antivirus Allianz); Corona Infektionsforschungsnetzwerk und Begleitstudie Schulen (bereits beantragt)								6,700,000.00 €

				Förderung für freischaffende Künstler und Soloselbstständige im Kulturbereich (aber keine Lebenshaltungskosten)								10,000,000.00 €

				Kultur: nur zur Kofinanzierung von Bundes- und Europaprogrammen der Kulturförderung								10,000,000.00 €

				Zuschüsse an das Staatstheater Braunschweig								1,100,000.00 €

				Zuschüsse an das Oldenburgische Staatstheater								1,050,000.00 €

				Zuschüsse an das Nds. Landesmuseum Hannover								135,000.00 €

				Zuschüsse an die Nds. Landesmuseum Braunschweig								180,000.00 €

				Zuschüsse an die Nds. Landesmuseum Oldenburg								90,000.00 €						209,021,000.00 €

		MK - Epl. 07		Investiver Ausbau Krippe / Kindergarten

				Systemadminsitration an Schulen

				Beitragsfreiheit Kindergarten (Härtefallfonds)

				Erstattung Corona-bedingter Ausfälle von Elternbeiträgen

				Stornokosten Klassenfahrten								14,400,000.00 €

				Aktionsplan Ausbildung								18,000,000.00 €						32,400,000.00 €

		MW - Epl. 08		Niedrigschwellige Investitions- und Innovationshilfen für KMU		410,000,000.00 €

				Kofinanzierung GRW-Sonderprogramm des Bundes (Landesmittel)		55,000,000.00 €

				Notfallfonds		100,000,000.00 €

				Sonderprogramm Tourismus und Gastronomie		120,000,000.00 €

				Sonderprogramm Fährreedereien		15,000,000.00 €

				Sonderprogramm Zoos, Tierparke etc.		20,000,000.00 €

				Sonderprogramm Luftfahrtprogramm		20,000,000.00 €

				Sonderprogramm Häfen		20,000,000.00 €

				Sonderprogramm Digitalisierung des Einzelhandels		10,000,000.00 €

				Sonderprogramm Flughäfen		5,000,000.00 €

				Sonderprogramm Digitalisierung Landesstraßenbaubehörden		3,000,000.00 €

				Startup Förderungen einschließlich Kofinanzierungen		100,000,000.00 €

				Liquiditätshilfen ÖPNV/SPNV		190,000,000.00 €

				Förderprogramm für Investitionen in den ÖPNV, insbesondere CO2-arme Busse		30,000,000.00 €

				Elektromobilität, Ladesäulen		40,000,000.00 €

				Breitbandausbau		150,000,000.00 €

				Rad- und Radwegesonderprogramm (inlusive Förderung E-Bikes und E-Lastenräder)		20,000,000.00 €

				Eigenkapital NBanK Forführung Liquiditätskredite - Fortführung Programm		50,000,000.00 €												1,358,000,000.00 €

		ML - Epl. 09		Kofinanzierung der zusätzlichen Bundesförderungen Wald im Rahmen der GAK								67,000,000.00 €

				Zuschüsse an diverse Einrichtungen wie Schulbauernhof etc.								175,000.00 €

				Nationale Beihilfen für Förderung der See-, Küsten- und Binnenfischerei								125,000.00 €

				Finanzhilfe an die AöR Landesforsten								10,000,000.00 €						77,300,000.00 €

		MJ - Epl. 11		Laboruntersuchungen für Justizvollzugsanstalten								750,000.00 €						750,000.00 €

		MU - Epl. 15		CO2-Reduktion: Richtlinie „Betriebliche Ressourcen- und Energieeffizienz“		50,000,000.00 €

				Ökologische Flottenerneuerung des Landesfuhrparks + Schiffe nds. Wasserwirtschaftsverwaltung (davon 37,5 Mio. Euro KFZ-Beschaffungen im Polizeibereich)		50,000,000.00 €

				Energetische Sanierung von Gebäuden gemeinnütziger Einrichtungen (Sportvereine, Jugendherbergen etc.)		50,000,000.00 €

				Wohnen im Bestand des sozialen Wohnungsbaus – Energetische Sanierung (insb. Studentisches Wohnen)		50,000,000.00 €

				Innovationsförderung im Bereich Wasserstoffwirtschaft / Energie		75,000,000.00 €

				Erneuerbare-Energien-Offensive 		75,000,000.00 €

				Ausgleich von Einnahmeausfällen bei Betreuungsstationen für Wildtiere und für Informationseinrichtungen der niedersächsischen Großschutzgebiete								913,000.00 €						350,913,000.00 €

		MB - Epl. 16		Überbrückungshilfen für Projektträger im Bereich der niedersächsischen EU-Förderung (ELER, EFRE, ESF)		20,000,000.00 €												20,000,000.00 €

		Allgemeine Finanz-verwaltung - Epl. 13		Inanspruchnahmen aus Bürgschaften						20,000,000.00 €

				Inanspruchnahmen aus Bürgschaften		20,000,000.00 €

				Stabilisierung gemeinnütziger Organisationen / Trägerleistungen NBank		25,000,000.00 €

				Zuschüsse an die Staatsbäder								6,000,000.00 €

				Vorsorgemittel in Bezug auf die weitere Pandemieentwicklung/ Ko-Finanzierungen                                                                                                     								500,000,000.00 €

				Steuermindereinnahmen Mai-Steuerschätzung, soweit aus Notsituationskreditaufnahme finanziert												1,407,000,000.00 €

				Erstes Corona-Steuerhilfegesetz des Bundes										101,400,000.00 €

				Zweites Corona-Steuerhilfegesetz des Bundes										1,090,600,000.00 €

				Kommunen				1,105,000,000.00 €

				Vorziehen von Digitalisierungsmaßnahmen/ Sicherung der Aufgabenwahrnehmung		30,000,000.00 €												4,305,000,000.00 €

		Summe				1,924,000,000.00 €		1,105,000,000.00 €		646,342,000.00 €		706,713,000.00 €		1,192,000,000.00 €		1,407,000,000.00 €		6,981,055,000.00 €
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Quelle: eigene Darstellung

Finanzierungsplan Sondervermögen Corona – Säule Gesundheit
2. NHPE 2020

Ressort Vorhaben Säule Gesundheit

MS - Epl. 05 Kofinanzierung "Zukunftsprogramm Krankenhäuser" 77.200.000,00 €         
Förderung nach dem Schwangerschaftskonfliktgesetz 240.000,00 €              
Kosten des Vollzugs im MRVZN 350.000,00 €              
Corona-Pfegebonus in der Altenpflege 50.100.000,00 €         
Beschaffung von Schutzausrüstungen, Schutzkleidung u.ä. 200.000.000,00 €       
Entschädigungen gemäß § 56 Infektionsschutzgesetz 250.000.000,00 €       

MWK - Epl. 06 Zuführungen an die MHH 24.747.000,00 €         
Zuschüsse an die UMG 22.492.000,00 €         
Zuschüsse  Investitionen an die UMG 1.213.000,00 €           

Summe 626.342.000,00 €       


Tabelle1

		Ressort		Vorhaben		Säule Wirtschaft		Säule Kommunen		Säule Gesundheit		Säule Corona-Hilfen weitere Bereiche		Säule steuerliche Maßnahmen				Summe Ressort

		StK - Epl. 02		Bündnis "Niedersachsen hält zusammen" 								1,800,000.00 €

				Soforthilfen Film- und Medienbranche		1,000,000.00 €												2,800,000.00 €

		MI - Epl. 03		Betriebskosten Krisenstab "Corona"								3,000,000.00 €

				Einrichtung/Betrieb von Ersatz-, Behelfs- und Sondereinrichtungen								7,000,000.00 €

				Soforthilfen gemeinnützige Sportvereine								7,000,000.00 €						17,000,000.00 €

		MS - Epl. 05		Kofinanzierung "Zukunftsprogramm Krankenhäuser" 						77,200,000.00 €

				Förderung nach dem Schwangerschaftskonfliktgesetz						240,000.00 €

				Kosten des Vollzugs im MRVZN						350,000.00 €

				Corona-Pfegebonus in der Altenpflege						50,100,000.00 €

				Beschaffung von Schutzausrüstungen, Schutzkleidung u.ä.						200,000,000.00 €

				Entschädigungen gemäß § 56 Infektionsschutzgesetz						250,000,000.00 €

				Hygienemaßnahmen in Einrichtungen								1,981,000.00 €

				Hilfen für Jugendherbergen, Bildungsstätten etc. 								28,000,000.00 €						607,871,000.00 €

		MWK - Epl. 06		Energetische Sanierungsmaßnahmen Hochschulen		120,000,000.00 €

		MWK - Epl. 06		Zuführungen an die MHH						24,747,000.00 €

				Zuschüsse an die UMG						22,492,000.00 €

				Zuschüsse  Investitionen an die UMG						1,213,000.00 €

				Stiftung Akkreditierungsrat								14,000.00 €

				Zuführungen für Forschungsprojekte im Zusammenhang mit der Corona-Krise								2,900,000.00 €

				Zuführungen für Forschungsprojekte im Zusammenhang mit der Corona-Krise (II)								8,400,000.00 €

				NAVA (Nationale Antivirus Allianz); Corona Infektionsforschungsnetzwerk und Begleitstudie Schulen (bereits beantragt)								6,700,000.00 €

				Förderung für freischaffende Künstler und Soloselbstständige im Kulturbereich (aber keine Lebenshaltungskosten)								10,000,000.00 €

				Kultur: nur zur Kofinanzierung von Bundes- und Europaprogrammen der Kulturförderung								10,000,000.00 €

				Zuschüsse an das Staatstheater Braunschweig								1,100,000.00 €

				Zuschüsse an das Oldenburgische Staatstheater								1,050,000.00 €

				Zuschüsse an das Nds. Landesmuseum Hannover								135,000.00 €

				Zuschüsse an die Nds. Landesmuseum Braunschweig								180,000.00 €

				Zuschüsse an die Nds. Landesmuseum Oldenburg								90,000.00 €						209,021,000.00 €

		MK - Epl. 07		Investiver Ausbau Krippe / Kindergarten

				Systemadminsitration an Schulen

				Beitragsfreiheit Kindergarten (Härtefallfonds)

				Erstattung Corona-bedingter Ausfälle von Elternbeiträgen

				Stornokosten Klassenfahrten								14,400,000.00 €

				Aktionsplan Ausbildung								18,000,000.00 €						32,400,000.00 €

		MW - Epl. 08		Niedrigschwellige Investitions- und Innovationshilfen für KMU		410,000,000.00 €

				Kofinanzierung GRW-Sonderprogramm des Bundes (Landesmittel)		55,000,000.00 €

				Notfallfonds		100,000,000.00 €

				Sonderprogramm Tourismus und Gastronomie		120,000,000.00 €

				Sonderprogramm Fährreedereien		15,000,000.00 €

				Sonderprogramm Zoos, Tierparke etc.		20,000,000.00 €

				Sonderprogramm Luftfahrtprogramm		20,000,000.00 €

				Sonderprogramm Häfen		20,000,000.00 €

				Sonderprogramm Digitalisierung des Einzelhandels		10,000,000.00 €

				Sonderprogramm Flughäfen		5,000,000.00 €

				Sonderprogramm Digitalisierung Landesstraßenbaubehörden		3,000,000.00 €

				Startup Förderungen einschließlich Kofinanzierungen		100,000,000.00 €

				Liquiditätshilfen ÖPNV/SPNV		190,000,000.00 €

				Förderprogramm für Investitionen in den ÖPNV, insbesondere CO2-arme Busse		30,000,000.00 €

				Elektromobilität, Ladesäulen		40,000,000.00 €

				Breitbandausbau		150,000,000.00 €

				Rad- und Radwegesonderprogramm (inlusive Förderung E-Bikes und E-Lastenräder)		20,000,000.00 €

				Eigenkapital NBanK Forführung Liquiditätskredite - Fortführung Programm		50,000,000.00 €												1,358,000,000.00 €

		ML - Epl. 09		Kofinanzierung der zusätzlichen Bundesförderungen Wald im Rahmen der GAK								67,000,000.00 €

				Zuschüsse an diverse Einrichtungen wie Schulbauernhof etc.								175,000.00 €

				Nationale Beihilfen für Förderung der See-, Küsten- und Binnenfischerei								125,000.00 €

				Finanzhilfe an die AöR Landesforsten								10,000,000.00 €						77,300,000.00 €

		MJ - Epl. 11		Laboruntersuchungen für Justizvollzugsanstalten								750,000.00 €						750,000.00 €

		MU - Epl. 15		CO2-Reduktion: Richtlinie „Betriebliche Ressourcen- und Energieeffizienz“		50,000,000.00 €

				Ökologische Flottenerneuerung des Landesfuhrparks + Schiffe nds. Wasserwirtschaftsverwaltung (davon 37,5 Mio. Euro KFZ-Beschaffungen im Polizeibereich)		50,000,000.00 €

				Energetische Sanierung von Gebäuden gemeinnütziger Einrichtungen (Sportvereine, Jugendherbergen etc.)		50,000,000.00 €

				Wohnen im Bestand des sozialen Wohnungsbaus – Energetische Sanierung (insb. Studentisches Wohnen)		50,000,000.00 €

				Innovationsförderung im Bereich Wasserstoffwirtschaft / Energiebereich		75,000,000.00 €

				Erneuerbare-Energien-Offensive 		75,000,000.00 €

				Ausgleich von Einnahmeausfällen bei Betreuungsstationen für Wildtiere und für Informationseinrichtungen der niedersächsischen Großschutzgebiete								913,000.00 €						350,913,000.00 €

		MB - Epl. 16		Überbrückungshilfen für Projektträger im Bereich der niedersächsischen EU-Förderung (ELER, EFRE, ESF)		20,000,000.00 €												20,000,000.00 €

				Stabilisierung gemeinnütziger Organisationen / Trägerleistungen NBank		25,000,000.00 €

				Zuschüsse an die Staatsbäder								6,000,000.00 €

				Vorsorgemittel in Bezug auf die weitere Pandemieentwicklung/ Ko-Finanzierungen                                                                                                     								500,000,000.00 €

				Steuermindereinnahmen Mai-Steuerschätzung, soweit aus Notsituationskreditaufnahme finanziert												1,407,000,000.00 €

				Erstes Corona-Steuerhilfegesetz des Bundes										101,400,000.00 €

				Zweites Corona-Steuerhilfegesetz des Bundes										1,090,600,000.00 €

				Kommunen				1,105,000,000.00 €

				Vorziehen von Digitalisierungsmaßnahmen/ Sicherung der Aufgabenwahrnehmung		30,000,000.00 €												4,265,000,000.00 €

		Summe				1,904,000,000.00 €		1,105,000,000.00 €		626,342,000.00 €		706,713,000.00 €		1,192,000,000.00 €		1,407,000,000.00 €		6,941,055,000.00 €
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Finanzierungsplan Sondervermögen Corona – Säule weitere Bereiche I
2. NHPE 2020

Ressort Vorhaben
Säule Corona-Hilfen 

weitere Bereiche
StK - Epl. 02 Bündnis "Niedersachsen hält zusammen" 1.800.000,00 €             
MI - Epl. 03 Betriebskosten Krisenstab "Corona" 3.000.000,00 €             

Einrichtung/Betrieb von Ersatz-, Behelfs- und Sondereinrichtungen 7.000.000,00 €             
Soforthilfen gemeinnützige Sportvereine 7.000.000,00 €             

MS - Epl. 05 Hygienemaßnahmen in Einrichtungen 1.800.000,00 €             
Hilfen für Jugendherbergen, Bildungsstätten etc. 28.000.000,00 €           

MWK - Epl. 06 Stiftung Akkreditierungsrat 14.000,00 €                  
Zuführungen für Forschungsprojekte im Zusammenhang mit der 
Corona-Krise

2.900.000,00 €             

Zuführungen für Forschungsprojekte im Zusammenhang mit der 
Corona-Krise (II)

8.400.000,00 €             

NAVA (Nationale Antivirus Allianz); Corona 6.700.000,00 €             
Förderung für freischaffende Künstler und Soloselbstständige im 
Kulturbereich (aber keine Lebenshaltungskosten)

10.000.000,00 €           

Kultur: nur zur Kofinanzierung von Bundes- und Europaprogrammen 
der Kulturförderung

10.000.000,00 €           

Zuschüsse an das Staatstheater Braunschweig 1.100.000,00 €             
Zuschüsse an das Oldenburgische Staatstheater 1.050.000,00 €             
Zuschüsse an das Nds. Landesmuseum Hannover 135.000,00 €                
Zuschüsse an die Nds. Landesmuseum Braunschweig 180.000,00 €                
Zuschüsse an die Nds. Landesmuseum Oldenburg 90.000,00 €                  


Tabelle1

		Ressort		Vorhaben		Säule Wirtschaft		Säule Kommunen		Säule Gesundheit		Säule Corona-Hilfen weitere Bereiche		Säule steuerliche Maßnahmen				Summe Ressort

		StK - Epl. 02		Bündnis "Niedersachsen hält zusammen" 								1,800,000.00 €

				Soforthilfen Film- und Medienbranche		1,000,000.00 €												2,800,000.00 €

		MI - Epl. 03		Betriebskosten Krisenstab "Corona"								3,000,000.00 €

				Einrichtung/Betrieb von Ersatz-, Behelfs- und Sondereinrichtungen								7,000,000.00 €

				Soforthilfen gemeinnützige Sportvereine								7,000,000.00 €						17,000,000.00 €

		MS - Epl. 05		Kofinanzierung "Zukunftsprogramm Krankenhäuser" 						77,200,000.00 €

				Förderung nach dem Schwangerschaftskonfliktgesetz						240,000.00 €

				Kosten des Vollzugs im MRVZN						350,000.00 €

				Corona-Pfegebonus in der Altenpflege						50,100,000.00 €

				Beschaffung von Schutzausrüstungen, Schutzkleidung u.ä.						200,000,000.00 €

				Entschädigungen gemäß § 56 Infektionsschutzgesetz						250,000,000.00 €

		MS - Epl. 05		Hygienemaßnahmen in Einrichtungen								1,800,000.00 €

				Hilfen für Jugendherbergen, Bildungsstätten etc. 								28,000,000.00 €						607,690,000.00 €

		MWK - Epl. 06		Energetische Sanierungsmaßnahmen Hochschulen		120,000,000.00 €

				Zuführungen an die MHH						24,747,000.00 €

				Zuschüsse an die UMG						22,492,000.00 €

				Zuschüsse  Investitionen an die UMG						1,213,000.00 €

		MWK - Epl. 06		Stiftung Akkreditierungsrat								14,000.00 €

				Zuführungen für Forschungsprojekte im Zusammenhang mit der Corona-Krise								2,900,000.00 €

				Zuführungen für Forschungsprojekte im Zusammenhang mit der Corona-Krise (II)								8,400,000.00 €

				NAVA (Nationale Antivirus Allianz); Corona Infektionsforschungsnetzwerk und Begleitstudie Schulen (bereits beantragt)								6,700,000.00 €

				Förderung für freischaffende Künstler und Soloselbstständige im Kulturbereich (aber keine Lebenshaltungskosten)								10,000,000.00 €

				Kultur: nur zur Kofinanzierung von Bundes- und Europaprogrammen der Kulturförderung								10,000,000.00 €

				Zuschüsse an das Staatstheater Braunschweig								1,100,000.00 €

				Zuschüsse an das Oldenburgische Staatstheater								1,050,000.00 €

				Zuschüsse an das Nds. Landesmuseum Hannover								135,000.00 €

				Zuschüsse an die Nds. Landesmuseum Braunschweig								180,000.00 €

				Zuschüsse an die Nds. Landesmuseum Oldenburg								90,000.00 €						209,021,000.00 €

		MK - Epl. 07		Investiver Ausbau Krippe / Kindergarten

				Systemadminsitration an Schulen

				Beitragsfreiheit Kindergarten (Härtefallfonds)

				Erstattung Corona-bedingter Ausfälle von Elternbeiträgen

		MK - Epl. 07		Stornokosten Klassenfahrten								14,400,000.00 €

				Aktionsplan Ausbildung								18,000,000.00 €						32,400,000.00 €

		MW - Epl. 08		Niedrigschwellige Investitions- und Innovationshilfen für KMU		410,000,000.00 €

				Kofinanzierung GRW-Sonderprogramm des Bundes (Landesmittel)		55,000,000.00 €

				Notfallfonds		100,000,000.00 €

				Sonderprogramm Tourismus und Gastronomie		120,000,000.00 €

				Sonderprogramm Fährreedereien		15,000,000.00 €

				Sonderprogramm Zoos, Tierparke etc.		20,000,000.00 €

				Sonderprogramm Luftfahrtprogramm		20,000,000.00 €

				Sonderprogramm Häfen		20,000,000.00 €

				Sonderprogramm Digitalisierung des Einzelhandels		10,000,000.00 €

				Sonderprogramm Flughäfen		5,000,000.00 €

				Sonderprogramm Digitalisierung Landesstraßenbaubehörden		3,000,000.00 €

				Startup Förderungen einschließlich Kofinanzierungen		100,000,000.00 €

				Liquiditätshilfen ÖPNV/SPNV		190,000,000.00 €

				Förderprogramm für Investitionen in den ÖPNV, insbesondere CO2-arme Busse		30,000,000.00 €

				Elektromobilität, Ladesäulen		40,000,000.00 €

				Breitbandausbau		150,000,000.00 €

				Rad- und Radwegesonderprogramm (inlusive Förderung E-Bikes und E-Lastenräder)		20,000,000.00 €

				Eigenkapital NBanK Forführung Liquiditätskredite - Fortführung Programm		50,000,000.00 €												1,358,000,000.00 €

		ML - Epl. 09		Kofinanzierung der zusätzlichen Bundesförderungen Wald im Rahmen der GAK								67,000,000.00 €

				Zuschüsse an diverse Einrichtungen wie Schulbauernhof etc.								175,000.00 €

				Nationale Beihilfen für Förderung der See-, Küsten- und Binnenfischerei								125,000.00 €

				Finanzhilfe an die AöR Landesforsten								10,000,000.00 €						77,300,000.00 €

		MJ - Epl. 11		Laboruntersuchungen für Justizvollzugsanstalten								750,000.00 €						750,000.00 €

		MU - Epl. 15		CO2-Reduktion: Richtlinie „Betriebliche Ressourcen- und Energieeffizienz“		50,000,000.00 €

				Ökologische Flottenerneuerung des Landesfuhrparks + Schiffe nds. Wasserwirtschaftsverwaltung (davon 37,5 Mio. Euro KFZ-Beschaffungen im Polizeibereich)		50,000,000.00 €

				Energetische Sanierung von Gebäuden gemeinnütziger Einrichtungen (Sportvereine, Jugendherbergen etc.)		50,000,000.00 €

				Wohnen im Bestand des sozialen Wohnungsbaus – Energetische Sanierung (insb. Studentisches Wohnen)		50,000,000.00 €

				Innovationsförderung im Bereich Wasserstoffwirtschaft / Energiebereich		75,000,000.00 €

				Erneuerbare-Energien-Offensive 		75,000,000.00 €

		MU - Epl. 15		Ausgleich von Einnahmeausfällen bei Betreuungsstationen für Wildtiere und für Informationseinrichtungen der niedersächsischen Großschutzgebiete								913,000.00 €						350,913,000.00 €

		MB - Epl. 16		Überbrückungshilfen für Projektträger im Bereich der niedersächsischen EU-Förderung (ELER, EFRE, ESF)		20,000,000.00 €												20,000,000.00 €

		Allgemeine Finanz-verwaltung - Epl. 13		Inanspruchnahmen aus Bürgschaften						20,000,000.00 €

				Stabilisierung gemeinnütziger Organisationen / Trägerleistungen NBank		25,000,000.00 €

				Zuschüsse an die Staatsbäder								6,000,000.00 €

				Vorsorgemittel in Bezug auf die weitere Pandemieentwicklung/ Ko-Finanzierungen                                                                                                     								500,000,000.00 €

				Steuermindereinnahmen Mai-Steuerschätzung, soweit aus Notsituationskreditaufnahme finanziert												1,407,000,000.00 €

				Erstes Corona-Steuerhilfegesetz des Bundes										101,400,000.00 €

				Zweites Corona-Steuerhilfegesetz des Bundes										1,090,600,000.00 €

				Kommunen				1,105,000,000.00 €

				Vorziehen von Digitalisierungsmaßnahmen/ Sicherung der Aufgabenwahrnehmung		30,000,000.00 €												4,285,000,000.00 €

		Summe				1,904,000,000.00 €		1,105,000,000.00 €		646,342,000.00 €		706,532,000.00 €		1,192,000,000.00 €		1,407,000,000.00 €		6,960,874,000.00 €
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Finanzierungsplan Sondervermögen Corona – Säule weitere Bereiche II
2. NHPE 2020

Ressort Vorhaben
Säule Corona-Hilfen 

weitere Bereiche
MK - Epl. 07 Stornokosten Klassenfahrten 14.400.000,00 €           

Aktionsplan Ausbildung 18.000.000,00 €           

ML - Epl. 09 Kofinanzierung der zusätzlichen Bundesförderungen Wald im Rahmen 
der GAK

67.000.000,00 €           

Zuschüsse an diverse Einrichtungen wie Schulbauernhof etc. 175.000,00 €                
Nationale Beihilfen für Förderung der See-, Küsten- und 
Binnenfischerei

125.000,00 €                

Finanzhilfe an die AöR Landesforsten 10.000.000,00 €           
MJ - Epl. 11 Laboruntersuchungen für Justizvollzugsanstalten 750.000,00 €                
MU - Epl. 15 Ausgleich von Einnahmeausfällen bei Betreuungsstationen für 

Wildtiere und für Informationseinrichtungen der niedersächsischen 
Großschutzgebiete

913.000,00 €                

Zuschüsse an die Staatsbäder 6.000.000,00 €             
Vorsorgemittel in Bezug auf die weitere Pandemieentwicklung/ Ko-
Finanzierungen                                                                                                     

500.000.000,00 €         

Summe 706.532.000,00 €         

Allgemeine 
Finanz-

verwaltung - 
Epl. 13


Tabelle1

		Ressort		Vorhaben		Säule Wirtschaft		Säule Kommunen		Säule Gesundheit		Säule Corona-Hilfen weitere Bereiche		Säule steuerliche Maßnahmen				Summe Ressort

		StK - Epl. 02		Bündnis "Niedersachsen hält zusammen" 								1,800,000.00 €

				Soforthilfen Film- und Medienbranche		1,000,000.00 €												2,800,000.00 €

		MI - Epl. 03		Betriebskosten Krisenstab "Corona"								3,000,000.00 €

				Einrichtung/Betrieb von Ersatz-, Behelfs- und Sondereinrichtungen								7,000,000.00 €

				Soforthilfen gemeinnützige Sportvereine								7,000,000.00 €						17,000,000.00 €

		MS - Epl. 05		Kofinanzierung "Zukunftsprogramm Krankenhäuser" 						77,200,000.00 €

				Förderung nach dem Schwangerschaftskonfliktgesetz						240,000.00 €

				Kosten des Vollzugs im MRVZN						350,000.00 €

				Corona-Pfegebonus in der Altenpflege						50,100,000.00 €

				Beschaffung von Schutzausrüstungen, Schutzkleidung u.ä.						200,000,000.00 €

				Entschädigungen gemäß § 56 Infektionsschutzgesetz						250,000,000.00 €

		MS - Epl. 05		Hygienemaßnahmen in Einrichtungen								1,981,000.00 €

				Hilfen für Jugendherbergen, Bildungsstätten etc. 								28,000,000.00 €						607,871,000.00 €

		MWK - Epl. 06		Energetische Sanierungsmaßnahmen Hochschulen		120,000,000.00 €

				Zuführungen an die MHH						24,747,000.00 €

				Zuschüsse an die UMG						22,492,000.00 €

				Zuschüsse  Investitionen an die UMG						1,213,000.00 €

		MWK - Epl. 06		Stiftung Akkreditierungsrat								14,000.00 €

				Zuführungen für Forschungsprojekte im Zusammenhang mit der Corona-Krise								2,900,000.00 €

				Zuführungen für Forschungsprojekte im Zusammenhang mit der Corona-Krise (II)								8,400,000.00 €

				NAVA (Nationale Antivirus Allianz); Corona Infektionsforschungsnetzwerk und Begleitstudie Schulen (bereits beantragt)								6,700,000.00 €

				Förderung für freischaffende Künstler und Soloselbstständige im Kulturbereich (aber keine Lebenshaltungskosten)								10,000,000.00 €

				Kultur: nur zur Kofinanzierung von Bundes- und Europaprogrammen der Kulturförderung								10,000,000.00 €

				Zuschüsse an das Staatstheater Braunschweig								1,100,000.00 €

				Zuschüsse an das Oldenburgische Staatstheater								1,050,000.00 €

				Zuschüsse an das Nds. Landesmuseum Hannover								135,000.00 €

				Zuschüsse an die Nds. Landesmuseum Braunschweig								180,000.00 €

				Zuschüsse an die Nds. Landesmuseum Oldenburg								90,000.00 €						209,021,000.00 €

		MK - Epl. 07		Investiver Ausbau Krippe / Kindergarten

				Systemadminsitration an Schulen

				Beitragsfreiheit Kindergarten (Härtefallfonds)

				Erstattung Corona-bedingter Ausfälle von Elternbeiträgen

		MK - Epl. 07		Stornokosten Klassenfahrten								14,400,000.00 €

				Aktionsplan Ausbildung								18,000,000.00 €						32,400,000.00 €

		MW - Epl. 08		Niedrigschwellige Investitions- und Innovationshilfen für KMU		410,000,000.00 €

				Kofinanzierung GRW-Sonderprogramm des Bundes (Landesmittel)		55,000,000.00 €

				Notfallfonds		100,000,000.00 €

				Sonderprogramm Tourismus und Gastronomie		120,000,000.00 €

				Sonderprogramm Fährreedereien		15,000,000.00 €

				Sonderprogramm Zoos, Tierparke etc.		20,000,000.00 €

				Sonderprogramm Luftfahrtprogramm		20,000,000.00 €

				Sonderprogramm Häfen		20,000,000.00 €

				Sonderprogramm Digitalisierung des Einzelhandels		10,000,000.00 €

				Sonderprogramm Flughäfen		5,000,000.00 €

				Sonderprogramm Digitalisierung Landesstraßenbaubehörden		3,000,000.00 €

				Startup Förderungen einschließlich Kofinanzierungen		100,000,000.00 €

				Liquiditätshilfen ÖPNV/SPNV		190,000,000.00 €

				Förderprogramm für Investitionen in den ÖPNV, insbesondere CO2-arme Busse		30,000,000.00 €

				Elektromobilität, Ladesäulen		40,000,000.00 €

				Breitbandausbau		150,000,000.00 €

				Rad- und Radwegesonderprogramm (inlusive Förderung E-Bikes und E-Lastenräder)		20,000,000.00 €

				Eigenkapital NBanK Forführung Liquiditätskredite - Fortführung Programm		50,000,000.00 €												1,358,000,000.00 €

		ML - Epl. 09		Kofinanzierung der zusätzlichen Bundesförderungen Wald im Rahmen der GAK								67,000,000.00 €

				Zuschüsse an diverse Einrichtungen wie Schulbauernhof etc.								175,000.00 €

				Nationale Beihilfen für Förderung der See-, Küsten- und Binnenfischerei								125,000.00 €

				Finanzhilfe an die AöR Landesforsten								10,000,000.00 €						77,300,000.00 €

		MJ - Epl. 11		Laboruntersuchungen für Justizvollzugsanstalten								750,000.00 €						750,000.00 €

		MU - Epl. 15		CO2-Reduktion: Richtlinie „Betriebliche Ressourcen- und Energieeffizienz“		50,000,000.00 €

				Ökologische Flottenerneuerung des Landesfuhrparks + Schiffe nds. Wasserwirtschaftsverwaltung (davon 37,5 Mio. Euro KFZ-Beschaffungen im Polizeibereich)		50,000,000.00 €

				Energetische Sanierung von Gebäuden gemeinnütziger Einrichtungen (Sportvereine, Jugendherbergen etc.)		50,000,000.00 €

				Wohnen im Bestand des sozialen Wohnungsbaus – Energetische Sanierung (insb. Studentisches Wohnen)		50,000,000.00 €

				Innovationsförderung im Bereich Wasserstoffwirtschaft / Energiebereich		75,000,000.00 €

				Erneuerbare-Energien-Offensive 		75,000,000.00 €

		MU - Epl. 15		Ausgleich von Einnahmeausfällen bei Betreuungsstationen für Wildtiere und für Informationseinrichtungen der niedersächsischen Großschutzgebiete								913,000.00 €						350,913,000.00 €

		MB - Epl. 16		Überbrückungshilfen für Projektträger im Bereich der niedersächsischen EU-Förderung (ELER, EFRE, ESF)		20,000,000.00 €												20,000,000.00 €

		Allgemeine Finanz-verwaltung - Epl. 13		Inanspruchnahmen aus Bürgschaften						20,000,000.00 €

				Stabilisierung gemeinnütziger Organisationen / Trägerleistungen NBank		25,000,000.00 €

				Zuschüsse an die Staatsbäder								6,000,000.00 €

				Vorsorgemittel in Bezug auf die weitere Pandemieentwicklung/ Ko-Finanzierungen                                                                                                     								500,000,000.00 €

				Steuermindereinnahmen Mai-Steuerschätzung, soweit aus Notsituationskreditaufnahme finanziert												1,407,000,000.00 €

				Erstes Corona-Steuerhilfegesetz des Bundes										101,400,000.00 €

				Zweites Corona-Steuerhilfegesetz des Bundes										1,090,600,000.00 €

				Kommunen				1,105,000,000.00 €

				Vorziehen von Digitalisierungsmaßnahmen/ Sicherung der Aufgabenwahrnehmung		30,000,000.00 €												4,285,000,000.00 €

		Summe				1,904,000,000.00 €		1,105,000,000.00 €		646,342,000.00 €		706,532,000.00 €		1,192,000,000.00 €		1,407,000,000.00 €		6,960,874,000.00 €
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Quelle: eigene Darstellung

Finanzierungsplan Sondervermögen Corona – Sonstiges
2. NHPE 2020

Ressort Vorhaben

Steuermindereinnahmen Mai-Steuerschätzung, soweit aus 
Notsituationskreditaufnahme finanziert

1.407.000.000,00 €        

Erstes Corona-Steuerhilfegesetz des Bundes 101.400.000,00 €           
Zweites Corona-Steuerhilfegesetz des Bundes 1.090.600.000,00 €        
Kommunen 1.105.126.000,00 €        

Summe 3.704.126.000,00 €        

Allgemeine 
Finanz-

verwaltung - 
Epl. 13


Tabelle1

		Ressort		Vorhaben		Säule Wirtschaft				Säule Gesundheit		Säule Corona-Hilfen weitere Bereiche		Säule steuerliche Maßnahmen				Summe Ressort

		StK - Epl. 02		Bündnis "Niedersachsen hält zusammen" 								1,800,000.00 €

				Soforthilfen Film- und Medienbranche		1,000,000.00 €												2,800,000.00 €

		MI - Epl. 03		Betriebskosten Krisenstab "Corona"								3,000,000.00 €

				Einrichtung/Betrieb von Ersatz-, Behelfs- und Sondereinrichtungen								7,000,000.00 €

				Soforthilfen gemeinnützige Sportvereine								7,000,000.00 €						17,000,000.00 €

		MS - Epl. 05		Kofinanzierung "Zukunftsprogramm Krankenhäuser" 						77,200,000.00 €

				Förderung nach dem Schwangerschaftskonfliktgesetz						240,000.00 €

				Kosten des Vollzugs im MRVZN						350,000.00 €

				Corona-Pfegebonus in der Altenpflege						50,100,000.00 €

				Beschaffung von Schutzausrüstungen, Schutzkleidung u.ä.						200,000,000.00 €

				Entschädigungen gemäß § 56 Infektionsschutzgesetz						250,000,000.00 €

				Hygienemaßnahmen in Einrichtungen								1,981,000.00 €

				Hilfen für Jugendherbergen, Bildungsstätten etc. 								28,000,000.00 €						607,871,000.00 €

		MWK - Epl. 06		Energetische Sanierungsmaßnahmen Hochschulen		120,000,000.00 €

				Zuführungen an die MHH						24,747,000.00 €

				Zuschüsse an die UMG						22,492,000.00 €

				Zuschüsse  Investitionen an die UMG						1,213,000.00 €

				Stiftung Akkreditierungsrat								14,000.00 €

				Zuführungen für Forschungsprojekte im Zusammenhang mit der Corona-Krise								2,900,000.00 €

				Zuführungen für Forschungsprojekte im Zusammenhang mit der Corona-Krise (II)								8,400,000.00 €

				NAVA (Nationale Antivirus Allianz); Corona Infektionsforschungsnetzwerk und Begleitstudie Schulen (bereits beantragt)								6,700,000.00 €

				Förderung für freischaffende Künstler und Soloselbstständige im Kulturbereich (aber keine Lebenshaltungskosten)								10,000,000.00 €

				Kultur: nur zur Kofinanzierung von Bundes- und Europaprogrammen der Kulturförderung								10,000,000.00 €

				Zuschüsse an das Staatstheater Braunschweig								1,100,000.00 €

				Zuschüsse an das Oldenburgische Staatstheater								1,050,000.00 €

				Zuschüsse an das Nds. Landesmuseum Hannover								135,000.00 €

				Zuschüsse an die Nds. Landesmuseum Braunschweig								180,000.00 €

				Zuschüsse an die Nds. Landesmuseum Oldenburg								90,000.00 €						209,021,000.00 €

		MK - Epl. 07		Investiver Ausbau Krippe / Kindergarten

				Systemadminsitration an Schulen

				Beitragsfreiheit Kindergarten (Härtefallfonds)

				Erstattung Corona-bedingter Ausfälle von Elternbeiträgen

				Stornokosten Klassenfahrten								14,400,000.00 €

				Aktionsplan Ausbildung								18,000,000.00 €						32,400,000.00 €

		MW - Epl. 08		Niedrigschwellige Investitions- und Innovationshilfen für KMU		410,000,000.00 €

				Kofinanzierung GRW-Sonderprogramm des Bundes (Landesmittel)		55,000,000.00 €

				Notfallfonds		100,000,000.00 €

				Sonderprogramm Tourismus und Gastronomie		120,000,000.00 €

				Sonderprogramm Fährreedereien		15,000,000.00 €

				Sonderprogramm Zoos, Tierparke etc.		20,000,000.00 €

				Sonderprogramm Luftfahrtprogramm		20,000,000.00 €

				Sonderprogramm Häfen		20,000,000.00 €

				Sonderprogramm Digitalisierung des Einzelhandels		10,000,000.00 €

				Sonderprogramm Flughäfen		5,000,000.00 €

				Sonderprogramm Digitalisierung Landesstraßenbaubehörden		3,000,000.00 €

				Startup Förderungen einschließlich Kofinanzierungen		100,000,000.00 €

				Liquiditätshilfen ÖPNV/SPNV		190,000,000.00 €

				Förderprogramm für Investitionen in den ÖPNV, insbesondere CO2-arme Busse		30,000,000.00 €

				Elektromobilität, Ladesäulen		40,000,000.00 €

				Breitbandausbau		150,000,000.00 €

				Rad- und Radwegesonderprogramm (inlusive Förderung E-Bikes und E-Lastenräder)		20,000,000.00 €

				Eigenkapital NBanK Forführung Liquiditätskredite - Fortführung Programm		50,000,000.00 €												1,358,000,000.00 €

		ML - Epl. 09		Kofinanzierung der zusätzlichen Bundesförderungen Wald im Rahmen der GAK								67,000,000.00 €

				Zuschüsse an diverse Einrichtungen wie Schulbauernhof etc.								175,000.00 €

				Nationale Beihilfen für Förderung der See-, Küsten- und Binnenfischerei								125,000.00 €

				Finanzhilfe an die AöR Landesforsten								10,000,000.00 €						77,300,000.00 €

		MJ - Epl. 11		Laboruntersuchungen für Justizvollzugsanstalten								750,000.00 €						750,000.00 €

		MU - Epl. 15		CO2-Reduktion: Richtlinie „Betriebliche Ressourcen- und Energieeffizienz“		50,000,000.00 €

				Ökologische Flottenerneuerung des Landesfuhrparks + Schiffe nds. Wasserwirtschaftsverwaltung (davon 37,5 Mio. Euro KFZ-Beschaffungen im Polizeibereich)		50,000,000.00 €

				Energetische Sanierung von Gebäuden gemeinnütziger Einrichtungen (Sportvereine, Jugendherbergen etc.)		50,000,000.00 €

				Wohnen im Bestand des sozialen Wohnungsbaus – Energetische Sanierung (insb. Studentisches Wohnen)		50,000,000.00 €

				Innovationsförderung im Bereich Wasserstoffwirtschaft / Energiebereich		75,000,000.00 €

				Erneuerbare-Energien-Offensive 		75,000,000.00 €

				Ausgleich von Einnahmeausfällen bei Betreuungsstationen für Wildtiere und für Informationseinrichtungen der niedersächsischen Großschutzgebiete								913,000.00 €						350,913,000.00 €

		MB - Epl. 16		Überbrückungshilfen für Projektträger im Bereich der niedersächsischen EU-Förderung (ELER, EFRE, ESF)		20,000,000.00 €												20,000,000.00 €

		Allgemeine Finanz-verwaltung - Epl. 13		Inanspruchnahmen aus Bürgschaften						20,000,000.00 €

				Stabilisierung gemeinnütziger Organisationen / Trägerleistungen NBank		25,000,000.00 €

				Zuschüsse an die Staatsbäder								6,000,000.00 €

				Vorsorgemittel in Bezug auf die weitere Pandemieentwicklung/ Ko-Finanzierungen                                                                                                     								500,000,000.00 €

				Steuermindereinnahmen Mai-Steuerschätzung, soweit aus Notsituationskreditaufnahme finanziert				1,407,000,000.00 €								1,407,000,000.00 €

				Erstes Corona-Steuerhilfegesetz des Bundes				101,400,000.00 €						101,400,000.00 €

				Zweites Corona-Steuerhilfegesetz des Bundes				1,090,600,000.00 €						1,090,600,000.00 €

				Kommunen				1,105,126,000.00 €

				Vorziehen von Digitalisierungsmaßnahmen/ Sicherung der Aufgabenwahrnehmung		30,000,000.00 €												6,884,126,000.00 €

		Summe				1,904,000,000.00 €		3,704,126,000.00 €		646,342,000.00 €		706,713,000.00 €		1,192,000,000.00 €		1,407,000,000.00 €		9,560,181,000.00 €
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Steuereinnahmen Niedersachsen
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Quelle: eigene Darstellung

Finanzierungsübersicht 2. NHPE 2020
2. NHPE 2020

Säule Wirtschaft 1.904
Säule Kommunen 1.105
Säule Gesundheit 646
Säule sonst. Corona-Hilfen 707
Säule Steuern Konjunkturmaßnahmen 1.192
Aktive Maßnahmen zur Konjunkturbelebung und Krisenbewältigung 5.554
Säule Steuern Steuerschätzung (oberhalb Konjunkturbereinigung) 1.407
Summe Finanzierungsplan Sondervermögen 6.961
Steuern Steuerschätzung (Konjunkturbereinigung) 1.427
Finanzvolumen 2. NHPE 2020 8.388

Konjunkturbedingte Kreditaufnahme 1.427
Notsituationsbedingte Kreditaufnahme 6.361
Einsparungen 120
Überschuss 2019 480
Finanzierung 2. NHPE 2020 8.388
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Finanzierung Corona – Übersicht –
2. NHPE 2020

Finanzvolumen 1. NHP 2020 1.400
Notsituationsbedingte Kreditaufnahme 1.000
Überschuss 2019 400
Finanzierung 1. NHP 2020 1.400

Überschuss 2019 1. NHP 2020 400
Überschuss 2019 2. NHPE 2020 480
Einsparungen 2. NHPE 2020 120
Einsparungen / Überschüsse insgesamt 1.000

Konjunkturbedingte Kreditaufnahme 1.427
Notsituationsbedingte Kreditaufnahme 1. NHP 2020 1.000
Notsituationsbedingte Kreditaufnahme 2. NHPE 2020 6.361
Kreditaufnahme insgesamt 8.788
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Kreditaufnahme nach Art. 71 Abs. 4 NV
2. NHPE 2020

• Kausalität:
Erfordernis eines verfassungsrechtlich nachvollziehbar dargelegten Begründungszusam-
menhangs zur aktuellen Notsituation. Außerhalb dieser Kausalität liegende Bedarfe 
dürfen nicht durch Kreditaufnahmen nach Art. 71 Abs. 4 NV finanziert werden.

• Zeitliche Begrenzung:
Die Notlage darf nicht zeitlich unbegrenzt angenommen werden. Zeitpunkt der 
Bereitstellung eines Impfstoffes und fühlbare wirtschaftliche Erholung als deutliche 
Marker.

• Erforderlichkeit:
Kreditaufnahme muss dem Grunde und der Höhe nach erforderlich sein.

• Tilgungsverpflichtung:
Kreditaufnahme darf nicht zu – in den Jahren nach der Krise – nicht mehr darstellbaren 
Tilgungsverpflichtungen führen.



 Finanzierungsplan "Sondervermögen Corona" 22.06.2020

Ressort Vorhaben Säule Wirtschaft Säule Kommunen Säule Gesundheit
Säule Corona-Hilfen 

weitere Bereiche
Säule steuerliche 

Maßnahmen
Summe Ressort

StK - Epl. 02 Bündnis "Niedersachsen hält zusammen" 1.800.000,00 €             
Soforthilfen Film- und Medienbranche 1.000.000,00 €                2.800.000,00 €               

MI - Epl. 03 Betriebskosten Krisenstab "Corona" 3.000.000,00 €             
Einrichtung/Betrieb von Ersatz-, Behelfs- und Sondereinrichtungen 7.000.000,00 €             

Soforthilfen gemeinnützige Sportvereine 7.000.000,00 €             17.000.000,00 €              
MS - Epl. 05 Kofinanzierung "Zukunftsprogramm Krankenhäuser" 77.200.000,00 €          

Förderung nach dem Schwangerschaftskonfliktgesetz 240.000,00 €               
Kosten des Vollzugs im MRVZN 350.000,00 €               
Corona-Pfegebonus in der Altenpflege 50.100.000,00 €          
Beschaffung von Schutzausrüstungen, Schutzkleidung u.ä. 200.000.000,00 €        
Entschädigungen gemäß § 56 Infektionsschutzgesetz 250.000.000,00 €        
Hygienemaßnahmen in Einrichtungen 1.800.000,00 €             
Hilfen für Jugendherbergen, Bildungsstätten etc. 28.000.000,00 €           607.690.000,00 €            

MWK - Epl. 06 Energetische Sanierungsmaßnahmen Hochschulen 120.000.000,00 €            
Zuführungen an die MHH 24.747.000,00 €          
Zuschüsse an die UMG 22.492.000,00 €          
Zuschüsse  Investitionen an die UMG 1.213.000,00 €            
Stiftung Akkreditierungsrat 14.000,00 €                  
Zuführungen für Forschungsprojekte im Zusammenhang mit der Corona-
Krise

2.900.000,00 €             

Zuführungen für Forschungsprojekte im Zusammenhang mit der Corona-
Krise (II)

8.400.000,00 €             

NAVA (Nationale Antivirus Allianz); Corona 6.700.000,00 €             
Förderung für freischaffende Künstler und Soloselbstständige im 
Kulturbereich (aber keine Lebenshaltungskosten)

10.000.000,00 €           

Kultur: nur zur Kofinanzierung von Bundes- und Europaprogrammen 
der Kulturförderung

10.000.000,00 €           

Zuschüsse an das Staatstheater Braunschweig 1.100.000,00 €             
Zuschüsse an das Oldenburgische Staatstheater 1.050.000,00 €             
Zuschüsse an das Nds. Landesmuseum Hannover 135.000,00 €                
Zuschüsse an das Nds. Landesmuseum Braunschweig 180.000,00 €                
Zuschüsse an das Nds. Landesmuseum Oldenburg 90.000,00 €                  209.021.000,00 €           

MK - Epl. 07 Stornokosten Klassenfahrten 14.400.000,00 €           
Aktionsplan Ausbildung 18.000.000,00 €           32.400.000,00 €             

MW - Epl. 08 Niedrigschwellige Investitions- und Innovationshilfen für KMU 410.000.000,00 €            
Kofinanzierung GRW-Sonderprogramm des Bundes (Landesmittel) 55.000.000,00 €              
Notfallfonds 100.000.000,00 €            
Sonderprogramm Tourismus und Gastronomie 120.000.000,00 €            
Sonderprogramm Fährreedereien 15.000.000,00 €              
Sonderprogramm Zoos, Tierparke etc. 20.000.000,00 €              
Sonderprogramm Luftfahrt 20.000.000,00 €              
Sonderprogramm Häfen 20.000.000,00 €              
Sonderprogramm Digitalisierung des Einzelhandels 10.000.000,00 €              
Sonderprogramm Flughäfen 5.000.000,00 €                
Sonderprogramm Digitalisierung Landesstraßenbaubehörden 3.000.000,00 €                
Startup Förderungen einschließlich Kofinanzierungen 100.000.000,00 €            
Liquiditätshilfen ÖPNV/SPNV 190.000.000,00 €            
Förderprogramm für Investitionen in den ÖPNV, insbesondere CO2-
arme Busse

30.000.000,00 €              

Elektromobilität, Ladesäulen 40.000.000,00 €              
Breitbandausbau 150.000.000,00 €            

Anlage 2



 Finanzierungsplan "Sondervermögen Corona" 22.06.2020

Ressort Vorhaben Säule Wirtschaft Säule Kommunen Säule Gesundheit
Säule Corona-Hilfen 

weitere Bereiche
Säule steuerliche 

Maßnahmen
Summe Ressort

Rad- und Radwegesonderprogramm (inklusive Förderung E-Bikes und E-
Lastenräder)

20.000.000,00 €              

Garantieabsicherung NBank; Fortführung Liquiditätskredite 50.000.000,00 €              1.358.000.000,00 €        
ML - Epl. 09 Kofinanzierung der zusätzlichen Bundesförderungen Wald im Rahmen 

der GAK
67.000.000,00 €           

Zuschüsse an diverse Einrichtungen wie Schulbauernhof etc. 175.000,00 €                

Nationale Beihilfen für Förderung der See-, Küsten- und Binnenfischerei
125.000,00 €                

Finanzhilfe an die AöR Landesforsten 10.000.000,00 €           77.300.000,00 €              
MJ - Epl. 11 Laboruntersuchungen für Justizvollzugsanstalten 750.000,00 €                750.000,00 €                   
MU - Epl. 15 CO2-Reduktion: Richtlinie „Betriebliche Ressourcen- und 

Energieeffizienz“
50.000.000,00 €              

Ökologische Flottenerneuerung des Landesfuhrparks + Schiffe Nds. 
Wasserwirtschaftsverwaltung (davon 37,5 Mio. Euro KFZ-Beschaffungen 
im Polizeibereich)

50.000.000,00 €              

Energetische Sanierung von Gebäuden gemeinnütziger Einrichtungen 
(Sportvereine, Jugendherbergen etc.)

50.000.000,00 €              

Wohnen im Bestand des sozialen Wohnungsbaus – Energetische 
Sanierung (insb. Studentisches Wohnen)

50.000.000,00 €              

Innovationsförderung im Bereich Wasserstoffwirtschaft / Energie 75.000.000,00 €              
Erneuerbare-Energien-Offensive 75.000.000,00 €              
Ausgleich von Einnahmeausfällen bei Betreuungsstationen für Wildtiere 
und für Informationseinrichtungen der niedersächsischen 
Großschutzgebiete

913.000,00 €                

350.913.000,00 €           
MB - Epl. 16 Überbrückungshilfen für Projektträger im Bereich der niedersächsischen 

EU-Förderung (ELER, EFRE, ESF)
20.000.000,00 €              

20.000.000,00 €              
Inanspruchnahmen aus Bürgschaften 20.000.000,00 €              
Stabilisierung gemeinnütziger Organisationen / Trägerleistungen NBank 25.000.000,00 €              

Zuschüsse an die Staatsbäder 6.000.000,00 €             
Vorsorgemittel in Bezug auf die weitere Pandemieentwicklung/ 
Kofinanzierungen                                                                                                     

500.000.000,00 €         

Steuermindereinnahmen Mai-Steuerschätzung, soweit aus 
Notsituationskreditaufnahme finanziert

1.407.000.000,00 €     

Erstes Corona-Steuerhilfegesetz des Bundes 101.400.000,00 €         
Zweites Corona-Steuerhilfegesetz des Bundes 1.090.600.000,00 €      
Kommunen 1.105.126.000,00 €        
Vorziehen von Digitalisierungsmaßnahmen / Sicherung der 
Aufgabenwahrnehmung

30.000.000,00 €              4.285.126.000,00 €        

Summe 1.924.000.000,00 €         1.105.126.000,00 €        626.342.000,00 €        706.532.000,00 €         1.192.000.000,00 €      1.407.000.000,00 €     6.961.000.000,00 €         

Allgemeine 
Finanz-

verwaltung - 
Epl. 13



Seite 1 | 24. Juni 2020 

Unterrichtung des AfHuF über den Masterplan  

„MHH 2025 – Ein neuer Medizincampus entsteht“ 

 

am 24. Juni 2020  
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Gesamtbedarfsfeststellung (2030) 

 

Masterplanung (KV, FuL, sonstiges) 

 

Bauliche Entwicklungsplanung (BO-Grobkonzept – KV ges.) 

 

Maßnahmenfinanzierungsplan (1. Inbetriebnahme-Abschnitt KV) 

 

Bauabschnittsplanung (BO-Feinkonzept –  KV 1. Inbetriebnahme-Abschnitt ) 

 

 Finanzhilfeantrag 

© MHH I Medizinische Hochschule Hannover 

Wesentliche Phasen der zentralen Steuerung 
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Städtebauliche Setzung des Gesamtcampus in der räumlichen und zeitlichen Abwicklung 

N 

© MHH I Medizinische Hochschule Hannover 



Seite 4 | 24. Juni 2020 

Vision Gesundheitscampus 

© MHH I Medizinische Hochschule Hannover 
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Standort SFD und bauliche Unterbringung des festgestellten KV Bedarfs 

Neubaubedarf der KV – Hauptfunktionen am SFD:  155.530 m² NUF1-7 

davon 1. Inbetriebnahmeabschnitt (Basis RED 2 ) :      61.960 m² NUF1-7 

© MHH I Medizinische Hochschule Hannover 



Folgen Sie uns auf:  

Niedersächsisches Ministerium 
für Wissenschaft und Kultur 

Leibnizufer 9 
30169 Hannover 

facebook.com/MinisterBjoernThuemler 

instagram.com/nds_wissenschaft_kultur 
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